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Das Abonnement 
auf dies mit Ausnahme der 
Sonntage täglich erſcheinende 
beträgt vierteljährlich 
für die Stadt Poſen 1½ Thlu., 
für ganz Preußen 1 Thlr. 
24½ Sgr. 
0 Beſtellungen 
nehmen alle Poſtanſtalten des 
In- und Auslandes an. 


Amtliches. 


Berlin, 26. Jan. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Präfidenten des Konſiſtoriums der Provinz Brandenburg, Wirklichen 
Geheimen Rath Grafen von Voß, den Königlichen Kronen⸗Orden erſter 

zu verleihen; dem Geheimen Ober⸗Regierungsrath Stiehl, vortragen 
den Rath im Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts und Medizinal⸗Angelegen⸗ 
heiten, die Erlaubniß zur Anlegung des von des Kaiſers von Rußland Majeſtät 
ihm verliehenen St. Stanislaus⸗Ordens zweiter Klaſſe, und dem Legutions⸗Se⸗ 
kretär von Krauſe zur Anlegung des von des Königs Victor Emanuel Maje⸗ 


ſtät ihm verliehenen Ritterkreuzes des St. Mauritius und Lazarus Ordens zu 
kleben. 2.) in 1 Katholiken, der Polen und der Konſervativen nicht betheiligt. — 
Heute wird das Sachregiſter zur Geſetzſaammlung, Jahrgang 1861, aus- 


gegeben. 
N Berlin, den 26. Januar 1862. 
au Debitskomptoir der Geſetzſammlung. 


—— — . 


Telegramme der Poſener Zeitung. 

London, Sonntag 26. Januar. Der heutige „Ob⸗ 
ſerber“ jagt, daß die engliſchen Truppen, ungeachtet der Er⸗ 
laubniß Sewards, ihren Marſch durch den Maineſtaat neh⸗ 
men zu dürfen, wahrſcheinlich dennoch durch engliſches Ge⸗ 
biet nach Kanada gehen werden. 

Nach den letzten Nachrichten aus Newyork vom 15. 
hat der Unterſtaatsſekretär des Krieges, Cameron, ſeine Entlaſ⸗ 
fung genommen und iſt durch Staunton erſetzt worden. Ga: 
meron iſt zum Geſandten für Rußland ernannt worden. 

(Eingeg. 27. Januar 9 Uhr Vormittags.) 

Uewyork, 15. Ian. Der Kongreß diskutirt eine Geldbewil- 
ligung für die Londoner Induſtritausſtellung. Owen Lovejoy greift 
bei dieſer Gelegenheit England fehr heftig an und ſchließt mit der 
Atußerung: Nach Behegung der Inſurtektion werden wit, mit Frauk⸗ 
ttich und Nußland vereinigt, England feine Peſizungen im Orient 
entreißen. — Seward wünſcht bei Beantwortung der öſtreichiſchen 
Wote, daf die Trentaſſairt zur Regelung der internationalen mariti- 
men Rechte beitrage. — Per Senat hat den Entſchädigungsantrag 
wegen des engliſchen Schiffes „Perthſhire“ angenommen. — Man er- 


wartet, der Kongreß werde die Emiſſion von 100 Millionen Schatz⸗ 
ſcheinen autoriſiren. — Der Bundesgeneral Garfield hat die Kon- 
föderirten geſchlagen. 


Aus der Hapvannah vom 7. d. wird gemeldet, daß General 
Prim mit einem Theil des ſtanzöſiſchen Kontingents nach Veracruz 
abgegangen ſei. Per ſpaniſche General Gaſſet hat dort eine Ponane 
errichtet. — Der „Merikaniſche Moniteur“ ſchildet die Widerſtands⸗ 
fühigkeit Meriko s. Utaga vertheidigt die Straßen von Veracruz 
mit 20,000 Mann. Juarez fordert zur Einigkeit in Betreff des 


Schutzes des Landes auf. 
(Eingegangen 27. Januar 12 Uhr 25 Min. Nachmittags.) 


Deutſchland. 

Preußen. ( Berlin, 26. Januar. [Vom Hofe; Ver⸗ 
ſchiedenes.] Der Hof hat mit Ausnahme des Kronprinzen und 
der Frau Kronprinzeſſin die Soiréen des Grafen Schwerin und 
des Herrn v. Patow beſucht und in den glänzenden Verſammlungen 
einige Stunden verweilt. Der König und die Königin zogen meh 
rere Gäſte in ein Geſpräch und unterhielten ſich mit denſelben in 
leutſeligſter Weiſe; dieſe Ehre hatten namentlich die Landtagsmit⸗ 
glieder Grabow, v. Carlowitz und Simſon. In beiden Soircen 
wurde getanzt, ſobald die hohen Herrſchaften die Hotels verlaſſen 
hatten. Bei dem Miniſter v. Patow ſpielte die Liebigſche Kapelle, 
welche am Freitag in dem neuen Saale, im Beiſein des Herrn 
v. Patow, zur Probe ſpielte. Die Akuſtik des Saales befriedigte 
durchaus und rühmte ſolche namentlich Herr Liebig. — Am Freitag 
Abends 6%, Uhr wohnte der König mit allen königlichen Prinzen, 
dem Prinzen Auguſt von Württemberg, dem Prinzen Wilhelm von 
Baden, dem Herzog Wilhelm von Mecklenburg⸗Schwerin, den 
- Bürften Radziwill, dem General⸗Feldmarſchall v. Wrangel und 
vielen höheren Offizieren dem Vortrage bei, der in der militäriſchen 
Geſellſchaft im Engliſchen Hauſe gehalten wurde. Nach dem Schluß 
des Vortrages blieben die Mitglieder der Geſellſchaft zu einem Feſt⸗ 
mahl vereinigt. — Geſtern arbeitete der König bis zum Mittag und 
begab ſich alsdann mit ſeiner Gemahlin zur Frau Kronprinzeſſin. 
Aae konferirte der König mit den Miniſtern v. d. Heydt 
und Graf Bernſtorff, zuvor hatte eine Staatsminiſterialſitzung 
Ka naärt, in welcher auch der Kronprinz anweſend war. Abends 
emp 
Perſonen; die Königin fuhr um 5 Uhr nach der Singakademie und 
hoͤrte dort im wiſſenſchaftlichen Verein den Vortrag des Dr. Karl 
Jeſſen aus Eldena über Albertus Magnus und ſeine Bedeutung 


für die deutſche Nalurwiſſenſchaft. Heute Vormittags war der König 


mehrere Stunden in ſeinem Arbeitskabinet beſchäftigt und nahm 
ne den Vortrag des Chefs des Militärkabinets v. Manteuffel 
entgegen. Sp 

Landtags mitglieder, die Ehre des Empfanges. An der Familientafel 
nahmen auch der Prinz Auguft von Württemberg, der Prinz Wil⸗ 


helm von Baden, der Prinz Heinrich von Heſſen, der Herzog Wil⸗ 


helm von Mecklenburg ⸗ Schwerin und andere fürſtliche Perſonen 
Theil. — Morgen und am Dienſtag ſollte auf Befehl des Königs 
bei Freienwalde eine Hofjagd abgehalten werden, wie ich aber höre, 
iſt dieſelbe wegen des eingetretenen anhaltenden Regenwetters wie⸗ 


Zofen 


ng der König einige höhere Militärs und andere hochgeſtellte 


Später hatten mehrere diſtinguirte Perſonen, auch 


Montag den 27. Jannar 1862. 


— — 


der abgeſagt worden. — In der erſten Hälfte des Februar wird 
der Prinz von Wales hier erwartet, der an unſerm Hofe einige 
Tage zum Beſuche verweilen will, bevor er über Wien, Trieſt ze. 
feine Reiſe nach dem Orient fortjegt. Während der Dauer feiner 
Anweſenheit wird der 115 Saft im kronprinzlichen Palais wohnen. 
In ſeiner Begleitung befindet ſich der Kanonikus der Chriſtkirche in 
Oxford, Arthur Stanley. — Bei dem Feſteſſen, welches die Mitglieder 
des Abgeordnetenhauſes am Geburtstage Friedrich des Großen in 
der Therbuſch'ſchen Reſſouree hatten, haben ſich die Fraktionen der 


Nach einer Arbeit von 14 Tagen hat die Kommiſſion für Organi⸗ 
ſation des Turnweſens ihren Auftrag ausgeführt und ſind die bei⸗ 


den auswärtigen Mitglieder bereits wieder in die Heimath zurück 


gekehrt. Der Schlußſitzung wohnte auch der Kultusminiſter bei. — 


Die Ernennung des Wirkl. Legationsrathes Theremin iſt in der 


That wieder zurückgenommen worden; derſelbe bleibt aus Geſund⸗ 
heitsrückſichten in feiner gegenwärtigen Stellung. — In der koͤnigl. 
Porzellan⸗Manufaktur ſind gegenwärtig die Gegenſtände zur Schau 


geſtellt, welche von derſelben zur Londoner Ausſtellung geſchickt 


werden. 

— [Ueber die Verhältniſſe in Hannover, Kur⸗ 
heſſen und Mecklenburg! bemerkt die „A. 3.“ in ihren Rück⸗ 
blicken auf die Lage der deutſchen Mittel⸗ und Kleinſtaaten: „Hat 
auch in Hannover die Reaktion einen weniger gewaltſamen Weg 
eingeſchlagen, ſo ſind doch auch in dieſem Lande die Folgen ihrer 
unſeligen Wirkſamkeit noch lange nicht verſchmerzt. Zwar iſt es 
hier gelungen, wenigſtens formell der neuen Verfaſſung Geltung 
zu verſchaffen; deſſenungeachtet geht der Schmerz über den Ver⸗ 
luſt, die Sehnſucht nach Wiedererlangung der früheren Zuſtände, 
aller von der Regierung und von einem Theil der Geiſtlichkeit ge⸗ 
hegten Treubundsbeſtrebungen ungeachtet, durch das Land. Die 
namhafteſten Männer, die Stüve, Bennigſen u. |. w., haben dem 
öffentlichen Leben entſagt, oder ſind daraus verdrängt, zum Theil 
in entgegengeſetzte Bahnen gedrängt worden, und der hannoverſchen 
Regierung gebührt neben der kurheſſiſchen unverkennbar der Ruhm, 
am Meiſten und Erfolgreichſten für Verbreitung des National⸗ 
verein gewirkt zu haben. Bildete nicht der Wohlſtand eines reichen 
auf ſeinen großen ungetheilten Hufen ſitzenden Bauernſtandes noch 


ein Gegengewicht, die Zuſtände in Hannover würden denen in 


en noch ähnlicher en Die, ni Bil: in dieſer unſelig 
ebe e nimmt Mecklenburg ein, die feſteſte Burg des ehr 
mittelalterlichen Junkerthums und des ſchroffſten orthodoxen Eifers. 
An Mecklenburg ſind, die Eiſenbahnen etwa ausgenommen, alle 
Fortſchritte der Neuzeit ſpurlos vorübergegaugen. Die öffentlichen 
Zuſtände ſcheinen, ſeit Jahrhunderten verſteinert, jede Fähigkeit 
einer Weiterentwicklung verloren zu haben. Der Bauer iſt noch 
der unbedingt dem Gutdünken des Gutsherrn anheimgegebene 
„arme Mann“ des vierzehnten und fünfzehnten Jahrhunderts. Die 
Beſteuerung ſteht noch auf dem Standpunkt von 1700. Mit ge⸗ 
nauer Noth hat das Zollſyſtem jener Zeit in dieſem Jahr endlich 
einige Aenderungen erfahren, die es etwa dahin bringen werden, 
von wo man anderwärts vor 50 Jahren weiter ſchritt. Es iſt in 
der That kaum abzuſehen, wohin dieſe Zuſtände ſchließlich führen 
ſollen. Wir können bezüglich ihrer nur wiederholen, was wir hin⸗ 
ſichtlich der kurheſſiſchen bemerkten.“ 

— [Gewerbliches] Nach 8. 21 des u vom 10. Juli 1861, ber 
treffend einige Abänderungen des Gewerbeſteuerge etzes, iſt unter Umſtänden 
die Bewilligung der Steuerfreiheit für einzelne Handwerker zuläſſig. Ueber die 
Auslegung und Handhabung dieſer Vorſchrift find verſchiedene Anſichten laut 
geworden, über welche ſich der Finanzminiſter in zwei, an ſämmtliche königl. 
Regierungen gerichteten Zirkular⸗Verfügungen vom 26. November und 8. De⸗ 
zember 1861 ausſpricht. In der Letzteren werden die Bedingungen für Bewilli⸗ 
gung der Gewerbeſteuerfreiheit dahin angegeben: I. Die Steuerfreiheit kann 
nur ſolchen Handwerkern bewilligt werden, welche bereits im laufenden Jahre 
Gewerbeſteuer entrichtet haben. II. Die Steuerfreiheit kann nicht bewilligt 
werden denjenigen Handwerkern, welche bei der Veranlagung der Gewerbes» 
ſteuer für das nächſte Jahr zum Mittelſatze der Klaſſe II. oder zu einem höheren 
Steuerſatze eingeſchätzt ſind. Für Handwerker, welche in der erſten Abtheilung 
zu 6 Thlr. in der zweiten Abtheilung zu 4 Thlr. Steuer für das nächſte Jahr 
veranlagt ſind, kann die Steuerfreiheit nur dann zugeſtanden werden, wenn 
ſolche Handwerker, deren Steuerpflichtigkeit ſich lediglich auf die Anzahl der be⸗ 
ſchäftigten Perſonen gründet (2 Geſellen u. ſ. w.), in der betreffenden Stadt 
nicht unter dem Mittelſatze veranlagt find. III. Die Bedingung der Steuer- 
freiheit, daß das Handwerk feiner Natur nach ohne Halten eines offenen Lagers 
nicht wohl lohnend betrieben werden kann, kann bis auf Weiteres a) allgemein 
als vorhanden ohne beſondere nähere Ermittelungen angenommen werden in 
Betreff der Bürſtenmacher, Drechsler, Handſchuhmacher, Solapantofielmader, 
Hutmacher, Kammmacher, Klempner, Knopfmacher, Korbmacher, Kürſchner, 
Mützenmacher, Nagelſchmiede, Seiler, Töpfer, Zinngießer; b) iſt dagegen all ⸗ 
gemein als nicht vorhanden anzunehmen in Betreff der Schneider, Tiſchler, 
Stuhlmacher, Stellmacher, Glaſer; e) in Betreff der übrigen Handwerker kann 
die in Rede ſtehende Bedingung nur dann als vorhanden angenommen werden, 
wenn mindeſtens drei Viertheile von allen Meiſtern des fraglichen Handwerks, 
welche in demſelben Rollenbezirk wohnen, das Handwerk nicht ohne Halten 
eines offenen Lagers oder regelmäßigen Beſuch des Wochenmarkts betreiben. 
IV. Bezüglich der Beſteuerung der Handwerker, welche zugleich mit anderen als 
jelbjtverfertigten Waaren handeln, verbleibt es im Uebrigen bei den bisherigen 
Grundſaͤtzen (Verfügung vom 30. Juni 1827). Der Umſtand, daß ein Hand- 
werker andere als ſelbſtverfertigte Waaren führt, ſteht jedoch, wenn die ſonſti⸗ 
gen Vorausſetzungen des Steuererlaſſes bei ihm zutreffen (I. bis III.), der Be⸗ 
willigung deſſelben nicht entgegen. Die Bewilligung der Steuerfreiheit in 
Klaſſe II. hat nicht die Veranlagung in Klaſſe B. zur Folge, wenn ſolche bisher 
unterblieben und keine Aenderung des Gewerbebetriebes eingetreten iſt. V. Die 
Berückſichtigung der individuellen Verhältniſſe (Bedürftigkeit, Krankheit, Als 
ter u. ſ. w.) der Handwerker kann die Billigung der Steuerfreiheit nicht recht- 


fertigen, vielmehr kommt es immer darauf an, ob, abgeſehen von dieſen Ver⸗ 


bältniffen, die beſtimmungsmäßigen Bedingungen der Steuerfreiheit als vor⸗ 
handen nachgewieſen ſind. 

—[Feſtungsbauten; gezogene Geſchütze.] Wie ver⸗ 
lautet, dürfte die Entſcheidung für die ſeit lange in Ausſicht genom⸗ 
mene ſchleſiſche Zentral⸗Landesfeſtung nunmehr definitiv für Neiſſe 


getroffen ſein, und vernimmt man ſogar, daß die Vorarbeiten zur 
Erweiterung der Werke dieſes feſten Platzes theils bereits ausge⸗ 


er Zeil 


Blättern die Rede geweſen iſt, nun definitiv Abſtand genommen 


| 
| 
| 


der treibenden Elemente im Lande. 


22. 


Iuferate 
(1¼ Sgr. für die fünfgefpal- 


tene Zeile oder deren Raum: 
Reklamen verhältnißmäßig 

© höher) find an die Expedi⸗ 
tion zu richten und werden 

für die an demſelben Tage er⸗ 

© ſcheinende Nummer nur bis 


10 Uhr Vormittags am 
genommen. 


führt wären, theils noch im Laufe dieſes Jahres beendet werden 
würden. Dagegen iſt von dem Aufgeben oder gar der Schleifung 
von Sarlouis, wovon in letzter Zeit vielfach in den öffentlichen 


worden und liegt es ſogar im Plane, die dieſen Platz in einer Ent⸗ 
fernung von über 3000 Schritt umgebenden und bei der Tragweite 
der neuen gezogenen Gefüge allerdings auch dominirenden Höhen 
durch Erdwerke mit in den Kreis der Vertheidigung hineinzuziehen. 
Das Glacis und die Wälle ſind hier übrigens ebenſo wie bei Ko⸗ 
blenz und Luxemburg ſchon im vorigen Jahre durchgängig erhoht 
worden und ſcheint es demnach, als ob dieſe zuerſt von Frankreich 
bei dem gegenwärtig ſtatthabenden Ausbau der Feſtung Lille an⸗ 
gewendete Sicherheitsmaaßregel gegen das feindliche Feuer nun⸗ 
mehr auch von Preußen acceptirk wäre. Auch die Beſeſtigungen 
von Marienburg, Dirſchau und Loetzen ſollen, wie man hört, in 
dieſem Jahre noch möglichſt zu Ende geführt werden und geht zu⸗ 
gleich die Rede davon, daß unmittelbar mit deren Abſchluß der 
erſte und letzte Platz auch mit einer Artilleriebeſatzung belegt wer⸗ 
den würden. — Mit der Umwandlung der in den Beſtänden vor⸗ 
handenen oder neuerdings erſt von der Feldartillerie abgegebenen 
| Broncegeſchützen in gezogene Kanonen iſt jetzt ſoweit vorgeſchritten 
worden, daß der erſte Bedarf davon als vollkommen gedeckt er⸗ 
| ſcheint. Bekanntlich find dieſe beiläufig ganz nach dem Syſtem 
wie auch die gezogenen Gußſtahlkanonen hergeſtellten gezogenen 
Broncegeſchütze vorzugsweiſe für die Vertheidigung der Feſtungen 
beſtimmt, wogegen für die Marine und die Strandbatterien neue 
eiſerne gezogene Stücke von ſehr ſchwerem Kaliber zur Armirung 
verwendet werden ſollen, und bei den neuen Schraubenkanonen⸗ 
booten theilweiſe auch verwendet worden find. Nach einigen Mit⸗ 
theilungen läge es in der Abſicht, im Verlaufe des nächſten Som« 
mers größere Artillerieverſuche, namentlich zur Beſtimmung der 
Wirkung der gezogenen Geſchütze aus vorhandenen Befeſtigungen 
gegen etwaige Belagerungsarbeiten, wie ſolche öſtreichiſcherſeits eben 
bei Fort Wratislaw vor Verona ſtatthaben, auch bei irgend einer 
preußiſchen Feſtung zu veranſtalten. (V. 3.) 

Das Landes- Oekonomiekollegium! beſchäftigte 
ſich in ſeiner letzten Sitzungsperiode unter Anderem auch mit der 
Reform des ländlichen Realkredites. Die Anträge de kredit⸗ 
kommiſſion, welche mit wenigen Abänderungen von dem Koll 


ie 0 


pothekenweſens, 2) auf die jür den Gerste ER: ; 
ditinſtitute, 3) den Werth der Hypothekenverſicherung. In Bezug 
auf das Hypothekenweſen wurde im Allgemeinen eine Vereinfachung 
der Formalitäten bei Ausfertigung von Hypothekenſcheinen, bei der 
Beglaubigung von Unterſchriften, ſo wie möglichſte Vermeidung 
der Koſten beantragt. Im Beſonderen wurde die Errichtung eigener 
Hypothekenbehörden zur Führung der Hypothekenbücher gewünſcht 
und unter Anderem auch beantragt, daß die Beſtimmung aufgeho⸗ 
ben werden möge, nach welcher bei Löſchung einer Hypothek die 
folgenden ipso jure auftücken. Vielmehr ſolle der Lokus der ge⸗ 
löſchten Poſt offen und zur Dispoſition des Grundbeſitzers verblei⸗ 
ben. Ad 2 wurde als das beſte Mittel, den Grundbeſitzern zu hel⸗ 
fen, die Aſſoziation der Grundbeſitzer ſelbſt bezeichnet, namentlich 
in Form von Provinzialinſtituten, welche mit Pfandbriefsſozietäten, 
Provinzialhülfskaſſen und namentlich Sparkaſſen verbunden werden 
könnten. Dem Ad 3 Seitens der Kommiſſion ausgeſprochenen 
Wunſche; der Hypothekenverſicherung möge in Preußen bald Ge⸗ 
legenheit gegeben werden, die Probe zu beſtehen, trat das Kollegium 
nur deshalb nicht bei, weil nach Mittheilung des Referenten die 
Konzeſſionsertheilung an zwei Hypothekenverſicherungsgeſellſchaften 
(die ſächſiſche und O. Hübnerſche) bevorſtehe. 

Bielefeld, 25. Januar. [Petition.] Die von den rhei⸗ 
niſch⸗weſtphäliſchen Turnvereinen auf Antrag der Turngemeinde 
Bielefeld beſchloſſene Petition an das Abgeordnetenhaus iſt, unter⸗ 
zeichnet von 2350 Turnern, in dieſen Tagen an den Abgeordneten 
Geh. Obertribunalsrath Waldeck abgeſandt worden. 

Köln, 24. Januar. [Dombau.] Durch eine Verfügung 
des Handels- und des Kultusminiſters iſt dem Baumeiſter Voigtel 
die fernere Leitung des Kölner Dombaues übertragen und iſt der⸗ 
ſelbe zugleich zum königlichen Landbaumeiſter ernannt worden. 


Oeſtreich. Wien, 24. Jan. [Zur Situation.] Die 
„Ditd. Poſt“ theilt wenig erfreuliche Nachrichten über die Verhand⸗ 
lungen im Finanzausſchuſſe mit. Das Budget der auswärtigen 
Angelegenheiten ſcheint dort auf keine erhebliche Oppoſition zu 
ſtoßen. Graf Rechberg war am Dienſtag in der dritten Sektion 
erſchienen, wo er jedoch nur ein wenig gefährliches Kreuzfeuer zu 
beſtehen hatte. Ueber das Verhältniß zu Frankreich gab Graf Rech⸗ 
berg befriedigende Aufſchlüſſe, keineswegs jedoch über die Dinge in 
Italien ſelbſt. Die Regierung in Turin ſei zwar von dem Unheil 
überzeugt, das fie über ſich heraufbeſchwören würde, falls fie einen 
Angriff auf Oeſtreich ſich einfallen ließe; aber ſie ſei nicht Herrin 
Sie muß die Werbungen ge⸗ 
ſtatten, die Namens Garibaldi's in den Städten gemacht werden, 
und iſt keineswegs davor ſicher, daß fie nicht in Dinge verwickelt 
werde, die ſtärker ſind als ſie. Bei ſolcher Sachlage müſſe man 
ſtets einen möglichen Handstreich vor Augen haben und darauf ge⸗ 
faßt ſein. Auch über Oeſtreichs Politik bezüglich der entthronten 
Fürſten und des Rechts der Sekundo⸗Genituren gab Graf Rechberg 
dem Ausſchuß einige, wie wir glauben, beruhigende Aufſchlüſſe. 
An dem Tage der definitiven Ordnung der italieniſchen Frage werde 
Oeſtreich praktiſch und vernünftig handeln. Für heute kann es kei⸗ 
nen Punkt ſeines ſtipulirten Rechis aufgeben. Bezüglich des Poſtens 
einer bei dem Hoflager des Königs Franz II. in Rom akkreditirten 
Geſandtſchaft Oeſtreichs ſchlug die Sektion vor, den Poſten einzu⸗ 


— 


ziehen und die ohnehin blos nominellen Funktionen einer nur zur 
Wahrung des Rechtsprinzips aufrechten Geſandtſchaft dem Frei⸗ 
herrn Alexander Bach zu übertragen, der ebenfalls in Rom ſeinen 
Sitz hat. Graf Rechberg plaidirke jedoch für den Fortbeſtand der 
ohnehin proviſoriſchen „ſicilianiſchen“ Geſandtſchaft, indem die 
Uebertragung derſelben an den Botſchafter in Rom mit Formalitä⸗ 
ten verbunden wäre, deren Vermeidung wünſchenswerth ſei; es 
müßte Baron Bach mit neu ausgeſtellten Akkreditiven bei dem Kö⸗ 
nig Franz verſehen werden, ſie überreichen u. ſ. w., was einen de⸗ 
monſtrativen Charakter hätte, der der politiſchen Situation nicht 


entſpricht. Man ſoll ſchließlich ſich dahin geeinigt haben, den Ge⸗ 


ſandten zwar nach wie vor zu belaſſen, aber die Funktionszulagen 
1 beſeitigen. Minder befriedigt ſcheint die Sektion mit dem, was 


Finanzminiſter v. Plener ſcheint bei dem beſten Willen, den er an 
den Tag legte, über die Grenzen, welche das Marinebudget noch 
einnehmen werde, nicht im Klaren zu ſein. Es iſt zu vermuthen, 
daß das Militärbudget mit ſeinem außerordentlichen Anſpruch von 
45 Millionen über das Ordinarium hinaus einige Millionen an 
das Marinebudget abtreten ſoll, und daß außerdem ein „Revire⸗ 
Fr bezüglich des Ordinariums und Extra⸗Ordinariums zu mas 
chen ſei. 

— [Tages notizen.] Der Wiener Gemeinderath hat den 
proteſtantiſchen Gemeinden Wiens eine Unterſtützung von 7000 fl. 
für Schulzwecke votirt, gültig bis zur definitiven Regulirung des 
Berbältnities zwiſchen Schulen und Gemeinden und unter der Be⸗ 
dingung, daß dem Gemeinderath die Kontrole über die Verwen⸗ 
dung jener Summen zugeſtanden wird. — In Peſth wurde am 
21. Januar der Redakteur des „Bolond Miska“, Koloman Toth, 
aus feiner einmonatlichen Haft, zu welcher er vom Kriegsgericht 
verurtheilt worden war, enklaſſen. — Wie dem „Sobobran“ mit⸗ 
getheilt wird, ſoll die Wiederherſtellung der Wojwodina noch vor 
der Wahl des Patriarchen vor ſich gehen. Der Kaiſer werde als 
Großwojwode drei Generäle deſigniren, unter welchen der National⸗ 
konvent den Wojwoden wäblen würde. — Aus Trieſt, 21. Januar, 
wird gemeldet: Geſtern Abend nahm die Polizeibehörde im Re⸗ 
daktionslokale und in der Wohnung des verantwortlichen Redak⸗ 
teurs des Tempo eine Unterſuchung vor und ſequeſtrirte mehrere 
Briefe, Manuſkripte und ungedruckte Artikel. 

Ragufa, 25. Januar. [Telegr.] Derwiſch Paſcha ift in 
Poglizza angekommen. Die Infurgenten zogen ſich, ohne Wider⸗ 
ſtand zu leiften, zurück, brannten aber vorher Häuſer nieder, von 
denen nur ein Theil durch türkiſche Truppen gerettet werden konnte. 
— Vukakovich iſt bei dem Fürſten von Montenegro in Ungnade ge⸗ 
fallen und ſoll durch Peter Matanovich erſetzt werden. 


Hannover, 24. Jan. [Die Schwurgerichte.] Der 
Ober⸗Gerichtsrath Schwarz, Stellvertreter des Kron⸗Oberan⸗ 
walts am Tribunal zu Celle, weiſt in einer Flugſchrift „Für die 
Schwurgerichte“ die Angriffe zurück, welche vor Kurzem der Ober⸗ 
Gerichtsdirektor Wiarda gegen das Inſtitut der Jury gerichtet hatte. 
Ueber den Vorſchlag, die Geſchwornen zu beſeitigen und auch in 
ſchweren Straffällen, die bisher zu deren Kognition gehörten, 
rechtsgelehrte Richter entſcheiden zu laſſen, daneben aber das An⸗ 


kla prinzip nebſt Oeffentlichkeit und Mündlichkeit beizubehalten, 
webe Sers „Die Delkethümlichteit bes Siraftechis und der 


Strafrechtspflege kann allein das Vertrauen zu der letzteren, die 
Achtung vor dem Geſetz, den geſetzlichen Sinn erzeugen. Dieſe 
Volksthümlichkeit wird durch Oeffentlichkeit des Verfahrens allein 
nicht erzielt, eine Verhandlung von Juriſten, vor und für Juriſten 
gepflogen, bleibt dem Verſtändniß des Volks unzugänglich. Die 
fortwährende Richterthätigkeit in Strafſachen, namentlich auch die 
Thätigkeit derſelben Richter in einem Kollegio iſt mit der Gründ⸗ 
lichkeit, welche die Behandlung ſchwerer Straffälle fordert, unver⸗ 
träglich und deshalb bieten ſtändige Strafgerichte trotz aller Be⸗ 
fähigung und Pflichttreue ihrer Mitglieder, die Garantie für die 
Strafrechtspflege nicht, welche das Inſtitut der Schwurgerichte giebt.“ 


Sachſen. Dresden, 25. Jan. [Reiſeerleichterung.] 
Das „Dresdner Journal“ enthält eine Miniſterial⸗Verordnung, 
wodurch das Viſiren der Reiſepäſſe nach Oeſtreich in Sachſen in 
Wegfall gebracht wird. 


Baden. Karlsruhe, 24. Januar. [Die bürgerliche 
Gleichſtellung ber Israeliten.] Die „Karlsr. Ztg.“ theilt 
den Wortlaut des Geſetzentwurfs über die bürgerliche Gleichſtellung 
der Israeliten mit und bemerkt außerdem, das Geſetz werde nur 
theilweiſe ſofort in Wirkſamkeit treten. Bezüglich zweier Haupt⸗ 
Punkte, der Armenunterſtützung und der Bürgernutzungen, würden, 
wie der Präfident des Ministeriums des Innern bei der Vor⸗ 
legung des Entwurfes ausdrücklich bemerkt habe, gewiſſe Ueber⸗ 
gangsſtadien eintreten. 

Heſſen. Kaſſel, 23. Januar. [Die Deputation der 
Marburger Studentenſchaft], welche dem Kurfürſten eine 
Petition um Schuß gegen die Uebergriffe der Polizei in die ſtuden⸗ 
tiſchen Freiheiten und um Entfernung des Polizeiwachtmeiſters 
Mai überreichen ſollte, hat, nachdem ſie 2 Stunden antichambrirt 
hatte, unverrichteter Sache wieder abziehen müſſen. Es iſt ihr die 
Weiſung gegeben, die Petition dem Miniſterium zu überreichen. 
Eine Gewährung der gerechtfertigten Bitte hätte bei der Studen⸗ 
tenſchaft und den Marburger Bürgern ſicherlich eine gute Wirkung 
gehabt; aber der Landesherr ſcheint einmal keine Petition annehmen 
zu wollen. (N. 3.) 

Kaſſel, 24. Januar. [Ungleiches Verfahren.] Die 
„Heſſiſche Morgenzeitung“ ſollte wegen des Aborucks der Rede des 
Abgeordneten Nebelthau in einer der Vorberathungen der Abge- 
ordneten zur Zweiten Kammer gehalten, angeklagt werden. Der 
General⸗Staatsprokurator v. Dehn⸗Rotfelſer hatte dem Staats⸗ 
prokurator eine deshalbige Weiſung zugehen laſſen; dieſer hat aber 
zuvor angefragt, ob nicht gleichzeitig auch gegen die miniſterielle 
„Kaſſeler Zeitung“, die die Rede ihrem weſentlichen Inhalte nach 
früher als die „Morgenzeitung“ gebracht habe, Anklage erhoben 
werden ſolle. Daran ſcheint der General⸗Staatsprokurator nicht 
gedacht zu haben, und man iſt geſpannt, was nun geſchehen wird. 
Eine gleichmäßige Anwendung des Strafgeſetzes möchte ſich wohl 
empfehlen. (A. P. 3.) 

Holſtein. Altona, 24. Jan. [Stand der däniſchen 
Marine.] In einem Augenblick, wo ſehr eifrig an einer Vermeh⸗ 
rung der preußiſchen Marine Antheil genommen wird, dürfte es 
nicht unintereſſant fein, einiges Nähere über den jetzigen Stand der 


über die Marineangelegenheiten vernahm, geweſen zu ſein. Der 


2 


däniſchen Marine, nämlich derjenigen, mit welcher die preußiſche 
zunächſt ſich zu meſſen haben würde, zu erfahren. Dänemark ver⸗ 
fügt heute über eine Segel⸗ und Dampfflotte. Erſtere hat nur noch 
einen bedingten und mehr und mehr abnehmenden Werth, wird 
| auch nur noch konſervirt und ſelbſtredend nicht vermehrt. Die an⸗ 
dere dagegen iſt klein, aber dennoch ſchon heute der eigentliche Kern 
der däniſchen Seemacht. Es iſt leider wahr, daß dieſe kleine Dam⸗ 
pferflotte des Dänenvolks die der preußiſchen Monarchie augenblick⸗ 
lich noch überbietet. Sie beſteht nämlich aus folgenden Schiffen 


drei Schraubenfregatten: „Idylland“ von 400 Pferdekraft und 44 erlaf 
henden Beiträge für die Verſtärkung der Flotte zur Erreichung je» 


Kanonen, „Niels Juel“ von 300 Pferdekraft und 42 Kanonen, 
„, Sjaelland“ von 300. Pferdekraft und 42 Kanonen; zwei Schrau⸗ 
benkorvetten: „Thor“ von 260 Pferdekraft und 16 Kanonen, 
„Heimdal“ von 260 Pferdekraft und 12 Kanonen; vier Raddampf⸗ 
ſchiffen: „Holger Danſke“ mit 7 Kanonen, „Slesvig“ mit 12, 
„Geyſer“ mit 8 und „Hekla“ mit 5 Kanonen; vier Schraubenka⸗ 
nonenbooten mit je 2 Bombenkanonen bewaffnet. Bereits im ver⸗ 
gangenen Sommer beſtellte die däniſche Admiralität zwei neue Ka⸗ 
nonenboote in England. Dieſelben ſind in Eiſen ausgeführt und 
die beiden Gefhüge ſtehen hinter Blendungen. Dennoch wurde 
noch ein drittes eiſernes Boot ebendaſelbſt für däniſche Rechnung 
in Bau genommen. Da von den vorhandenen vier Schrauben⸗ 
Kanonenbooten drei ebenfalls aus Eiſen konſtruirt ſind ſo wird 
die däniſche Marine eheſtens alles in allem ſechs ſolcher Fahrzeuge 
beſizen. Bedeutender iſt der Beſchluß, wonach die Segelfregatte 
„Tordenſkiold“ von 40 Kanonen in eine Schraubenfrezatte von 50 
Kanonen umgewandelt und zu dem Ende mit den ſtärkſten Ma⸗ 
ſchinen verſehen werden ſoll. Endlich hat man in Kopenhagen den 
Umbau eines alten, aber noch ſeetüchtigen Linienſchiffs „Danebrog“ 
in einen Schrauber in Ausſicht genommen. Wie es ſcheint, will 
man ſich dabei nicht auf die Herſtellung einer ſchwimmenden Bat⸗ 
terie mit Dampfkraft beſchränken, ſondern ſich einen ſtarken Zwei⸗ 
decker verſchaffen, von dem man hofft, daß er Dänemark die Ueber⸗ 
legenheit auf dem hohen Meere Preußen gegenüber, in Verbindung 
mit den vier Schraubenfregatten, noch langere Zeit ſichern werde. 
Preußen dagegen hält, und wie uns ſcheinen will mit Recht, unbe⸗ 
irrt an ſeinen Muſterſchiffen feſt. Die Frage, ob ein Zweidecker 
nothwendig einer Anzahl von Korvetten überlegen ſein muß, iſt 
noch keineswegs entſchieden. Dazu kommt, daß, wenn Preußen 
Linienſchiffe oder auch nur Dampfkorvetten erſten Ranges bauen 
wollte, es keine Häfen haben würde, in denen es dieſelben geſichert 
unterbringen könnte. (D. A. 3.) 

Mecklenburg. Roſtock, 25. Jan. [Unterſuchung.] 
Wegen der Schrift, welche dem hieſigen Obergericht Veranlaſſung 
gegeben hat, gegen den Kandidaten Sellin eine Unterſuchung we⸗ 
gen Preßvergehen einzuleiten, iſt auch Kandidat Schulenberg von 
der großherzoglichen Juſtizkanzlei hierſelbſt in Unterſuchung gezogen 
worden. Schulenberg wird in dieſer Angelegenheit am 4. k. M. ein 
Verhör haben. (R. 3.) 

Sächſ. Herzogth. Weimar, 25. Jan. [ Finanzlage. 
Ein halboffizieller Leitartikel der „Weim. Ztg.“ ſagt über das dem 
Landtage vorzulegende Budget: „Es hat diesmal für unſer Land 
eine ane Bedeutung, und bei ſeiner Vorbereitung mag ſich 
das Großherzezliche Staatsminiſterium recht lebhaft und mit Be⸗ 
friedigung früherer Zeiten erinnert haben.“ Es wird nun ein kur⸗ 
zes Bild über die früheren Finanz⸗ und Schuldverhältniſſe entwor⸗ 
fen und dargethan, wie ſeit 1850 eine jo erfreuliche Hebung auf 
dieſem Gebiete eingetreten, daß die erſt im Jahre 1871 völlig zu 
tilgende Schuld bereits jetzt total aus dem Budget verſchwunden, 
daß die Steuern ſeit zehn Jahren in jeder Etatsperiode vermindert 
werden konnten, daß die Staatsregierung einen „weiteren mäßigen 
Steuererlaß beantragen werde.“ Der Steuererlaß könnte ein weit 
höherer werden; aber die Regierung wird daran denken, „daß böſe 
Zeiten kommen können, daß eine Steuer⸗Erhöhung weit mehr 
ſchmerzt, als ein Erlaß freut“ ꝛc.; und deshalb ſowohl, als auch in 
Rückſicht auf die weitere „beſtmögliche Förderung geiſtigen und 
materiellen Wohles, worin kleine Staaten ihren Angehörigen einen 
Erſatz für die Güter gewähren, welche nur den großen Staaten 
eigenthümlich ſind“, wird die Regierung dem Landtage nur eine 
„mäßige“ Steuerreduktion proponiren. 

Koburg, 25. Jan. [Deutſche Flotte.] Der Geſchäfts⸗ 
führer des deutſchen Nationalvereins, F. Streit, der abermals an 
neuen Beiträgen für die deutſche Flotte 38,079 Fl. 53 Kr. anzeigt, 
hatte, nach Mittheilung der „Wochenſchrift des Nationalvereins“, 
am erſten Weihnachtstage folgendes Schreiben an die oberſte preu⸗ 
ßiſche Marinebehörde gerichtet: „Hohes königliches Marinemini⸗ 
ſterium! Die Gaben für den Bau der deutſchen Kriegsfahrzeuge 
unter Preußens Führung fließen noch immer ſo reichlich, daß die 
Hoffnung, den Geſammtbetrag der zu dieſem Zweck beſtimmten 
Sendungen aus dem Flottenfonds des deutſchen Nationalvereins 
noch vor Ablauf dieſes Jahres zu der Höhe von 80,000 Thlr. oder 
140,000 Fl. rhein, als den Koſtenbetrag für ein Kanonenboot er⸗ 
ſter Klaſſe, zu bringen, ſich in der That verwirklicht hat. Ich habe 
die Ehre, königlichem Marineminiſterium abermals 10,000 Fl. 
rhein. in beiliegender Anweiſung auf die Herren Platho und Wolff 
in Berlin zu dem ſchon bei meiner erſten Sendung vom 4. Sept. 
dieſes Jahres ausgeſprochenen Zweck zu übermitteln, welche unter 
Zuziehung meiner letzten Sendung im Belauf von 30,000 Fl. rhein. 
den Betrag der Gaben aus dem Flottenfonds des deutſchen Natio⸗ 
nalvereins auf die obenbezeichnete Geſammtſumme ergänzen. Zu 
Anfang des neuen Jahres hoffe ich aus demſelben Fonds die Bei⸗ 
träge für den Bau eines zweiten ſolchen enen Se mit wei⸗ 
terer, beträchtlicher Sendung beginnen zu können. Schon beſchrän⸗ 
ken ſich dieſe Gaben nicht mehr auf die Grenzen Veutſchlands; 
auch im Ausland und ſelbſt jenſeit des Ozeans hat die Auffor⸗ 
derung des deutſchen Nationalvereins Erfolg gehabt, haben nach 
den hierher gelangten Mittheilungen die Sammlungen zu dieſem 
patriotiſchen Zweck begonnen und ſtellen erfreuliche Ergebniſſe in 
Ausſicht. Es iſt die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit einer 
den deutſchen Namen auch im Auslande zu dem ihm gebührenden 
Anſehen und Einfluß bringenden Seemacht, es iſt der unerſchütter⸗ 
liche Glaube an Deutſchlands große Zukunft und an die mit der⸗ 
ſelben unzertrennlich verbundene geſchichtliche Miſſion Preußens, 
welche dieſe Gaben in ſo ungeſchwächtem Fluß erhalten. Das be⸗ 
deutungsvolle moraliſche Band aber, welches durch dieſe Gaben 
und deren Entgegennahme zwiſchen Preußen und dem deutſchen 
Volke geknüpft iſt, wird, ſo vertrauen alle aufrichtigen Freunde des 
Vaterlandes, in der erfolgreichen Wirkſamkeit Preußens für dieſe 


große, reichlohnende vaterländiſche Aufgabe ſeine Weihe und volle 
geſchichtliche Rechtfertigung finden.” — Darauf antwortete das 
Miniſterium unterm 7. Januar: „Ew. Wohlgehoren überſendet das 
Marineminiſterium in der Anlage die Quittunz über die mit den 
gefälligen Schreiben vom 20. und 25. v. M. eingegangenen ferne ⸗ 
ren Flottenbeiträge im Betrage von 40,000 Fl. und bemerkt, indem 
daſſelbe den Gebern für dieſe patriotiſche Gabe von neuem feinen 
Dank ausſpricht, ergebenſt, daß es, in Anerkennung des Berufs 
Preußens, mit ſeiner Seemacht für die Intereſſen Deulſchlands mit⸗ 
zuwirken, nicht unterlaſſen wird, die in erfreulichem Maaße einge⸗ 


nes Zweckes ſeiner Zeit zu verwenden.“ 


Großbritaunien und Irland. 


London, 23. Januar. [Tages nachrichten] Der Prinz 
von Wales wird, ſoweit bis jezt beſtimmt ift, am 7. Februar ſeine 
Reiſe antreten. — Für das Albertdenkmal find bereits 9000 Pfd. 
St. beim Lord Mayor angewieſen. Die Mayors von Hull, Swan⸗ 
ſea, Rocheſter, Tewkesbury, Salisbury, Wycombe, Chicheſter, Tyn⸗ 
mouth, Sheffield, Eveſham, Exeter und Peterborough werden 
Meetings einberufen, um mit dem Londoner Ausſchuß zuſammen⸗ 
zu wirken. — Lord Elgin bereitet ſich zur Abreiſe nach Indien 
vor und begab ſich mit ſeiner Gemahlin geſtern nach Osborne, um 
ſich bei der Königin zu verabſchieden. — Die öſtreichiſche Ausſtel. 
lungskommiſſion hat, ſo wie die franzöſiſche ein Haus in der Nähe 
des Ausſtellungsgebäudes gemiethet, um daſelbſt die laufenden Ge⸗ 
ſchäfte zu beſorgen. — Die beiden mit dem Kontinente in direkter 
Verbindung ſtehenden Telegraphengeſellſchaften werden im Aus⸗ 
ſtellungsgebäude Bureaux haben, von denen man direkt nach allen 
Theilen des Kontinents wird korreſpondiren können. — Es iſt die 
Rede davon, hier einen Verein zu bilden, um den nach London kom ⸗ 
menden ausländiſchen Handwerkergeſellſchaften während der Aus⸗ 
ſtellung gaſtfreundlich mit Rath und That an die Hand zu gehen. 
— Die unterirdiſche Eiſenbahn zwiſchen dem äußerſten Weſtende 
und der City iſt jo weit vorgeſchruten, daß ein Theil derjelben in 
wenigen Wochen dem Verkehr eröffnet werden wird. — In der 
Witterung iſt ein plötzlicher Umſchlag eingetreten. Auf den Froſt 
iſt Thauwetter gefolgt. Der Schnee iſt vollſtändig geſchmolzen 
und das Eis auf den Teichen ſchwindet raſch. — Die kürzlich ent⸗ 
deckten rufſiſchen Banknotenfälſchungen haben, wie ſich jetzt heraus⸗ 
ſtellt, eine ganze anſehnliche Gaunerbande beſchäftigt. Außer den 
drei Genannten wurden auch in Birmingham zwei Individuen, 
Namens Abraham Roſenberg und Kaufmann Weber vethaftet, die 
Theilhaber des Notenfabrikationsgeſchafts waren. Die ganze 
Bande ſcheint aus polniſchen Juden zu beſtehen. 

— [Die deutſche Bundesreform.] Heute läßt ſich auch 
wieder einmal eine Stimme über die deutſche Frage vernehmen; es 
ift der „Globe“, der auf Anlaß des v. Beuſt'ſchen Projekts und der 
darauf erlaſſenen v. Bernſtorff ſchen Depeſche die deutſche Bundes⸗ 
reformfrage beſpricht: Der Plan des Herrn v. Beuſt, ſagt er, der 
im Intereſſe der Staaten zweiten Ranges entworfen iſt, bezweckt 
den Bund vollſtändiger, als er bisher war, zu einem Syſtem von 
Gewichten und Gegengewichten zu machen, ihm mehr Macht zum 
Böſen und weniger zum Guten zu geben. Nach dem Gedanken 
der preußiſchen Note find wir nicht gewiß, daß Preußen, fo welt es 
durch den Grafen v. Bernſtorff vertreten iſt, die Bundesverfaſſung 
im Geringſten verbeſſern mochte. Er hat gegen die Einzelnheiten 
des Beuſt ſchen Entwurfes ſehr viel einzuwenden, er kritiſirt die be⸗ 
ſtehende Verfaſſung mit unbarmherziger Feder, allein, er bringt 
keinen neuen Organiſationsgedanken vor. Er tritt dem ſächſiſchen 
Plan nicht mit einem preußiſchen Plan, ſondern nur mit einer preu⸗ 
ßiſchen Kritik entgegen. Daß die Kritik treffend iſt, geben wir gern 

u, aber Kritik allein iſt nicht ſchpferiſch. Der einzige ſchöpferiſche 
ink, den die Kritik enthält, iſt, daß die Bundesverfaſſung die 
wirkliche Macht jedes einzelnen Staates zur Grundlage haben, daß 
das Gewicht der Stimmen mit dem Gewicht jedes Staates, daß 
das Maaß der Anforderungen mit dem Maaß der Rechte im Ein⸗ 
klang ſein ſollte. Dies geht dem ſächſiſchen Plane an die Wurzel, 
aber geht es nicht auch dem Bund an die Wurzel? Die kleinen 
Staaten wären kaum geſonnen, ſich von Oeſtreich und Preußen 
überſtimmen und zum Beiſpiel in einen auswärtigen Krieg zerren 
zu laſſen. Wir ſind nach dem Ton der langen Bernſtorff'ſchen Note 
zu dem Schluß geneigt, daß Preußen keine Reform⸗Maaßregel zu 
erfinnen vermag, die einen Ausweg aus den obwaltenden Schwie⸗ 
rigkeiten eröffnen könnte. Es giebt zweierlei Loͤſungen der Frage. 
Die deutſchen Höfe könnten eine vollkommen despoliſche Zentral⸗ 
regierung zu Bundeszwecken einführen, ein Verſuch, deſſen Unftel« 
lung wir mit nichten erwarten, oder Preußen könnte eine politiſche 
Richtung einſchlagen, die allmälig die Kleinſtaaten auf ſeine Seite 
bringen und ſchliezlich zu ihrem Aufgehen in die preußiſche Monar⸗ 
chie führen würde. Wir geftehen, Letzteres dünkt uns wahrſchein⸗ 
licher und in der That durch den Gang der Ereigniſſe vorgezeichnet. 
Es könnte dies ein langwieriger oder kurzer Prozeß werden; aber 
inzwiſchen geht Deutſchland ſeiner Zukunft mit ſehr unvollkomme⸗ 
nen Staatseinrichtungen entgegen, und da eine wirkſame Bundes⸗ 
reform im Frieden nicht durchgeführt werden kann, ſo iſt es nicht 
unmöglich, daß der ganze Mechanismus im Kriege zertrümmert 
werden wird. 

— [Die Ausſtellung.] Ueber den inneren Anſtrich des 
Ausſtellungsgebäudes iſt noch immer nichts entſchieden, wohl 
aber über die Eintrittspreiſe. Es werden zweierlei Klaſſen von 
Eintrittskarten, die für die ganze Zeit der Ausſtellung gültig ſind, 
ausgegeben werden, ſogenannte Saiſonkarten. Eine Karte für 3 
Guineen geſtattet, wie im Jahre 1851, dem Befitzer den Eintritt 
zur Eröffnungsfeier und zu allen anderen Gelegenheitszerimonien, 
natürlich auch den Eintritt an allen anderen Tagen. Eine Karte 
zu 5 Guineen geſtattet außerdem den Eintritt in die mit der Aus⸗ 
jtellung in Verbindung ſtehenden botaniſchen Gartenanlagen und 
in die Gärten von Chiswick zu jeder Tageszeit und auch zu den 
verſchiedenen Blumenteften, die alle Jahre in dieſen Gärten veran⸗ 
ſtaltet werden. Zur N eu d 1. Mai werden nur Be⸗ 
jiger von Saiſonkarten zugelaſſen, für den 2. und 3. Mai iſt der 
Eintrittspreis pro Perſon auf 1 Pfd. St. ſalgeſehn und behält die 
Kommiifion ſich das Recht vor, noch an 3 anderen Tagen den 
Eintrittspreis auf dieſer Höhe zu halten. Von 5. bis 17. Mai 
wird er 5, dom 19.—31. Mai 2½ und vom 31. Mai angefangen 
an 4 Tagen der Woche 1 Schilling betragen. Wahrſcheinlich aber 
werden, wie im Jahre 1851 an Feiertagen immer 2½, und an 


Sonntagen 5 Schilling zu entrichten ſein. Karten für die ganze 
Saiſon And von heute an täglich von 10 —5 Uhr im Zentralbureau 
der Ausſtellungskommiſſion, Weſt Strand Nr. 454 zu kaufen. 

Die Kataſtrophe in den Hartley⸗Kohlengruben. 
Die allerſchlimmſten Befürchtungen über das Schickſal der in dem 
Hattley⸗Kohlenbergwerke verſchütteten Arbeiter haben ſich leider ver⸗ 
wirklicht. Sie ſind alleſammt als Leichen gefunden worden. Die 


letzten telegraphiſchen Berichte aus North Shields von geftern Abend 


10 Uhr berichten über dieſe furchtbare Kataſtrophe Folgendes: Am 
Nachmittag war der Schacht endlich ſo weit geſäubert und gelüftet 
worden, daß drei Bergleute es aus freim Antriebe unternehmen 
durften, tiefer vorzudringen. Bald ſtießen fie auf eine Leichen⸗ 
gruppe, drangen weiter vor, ſahen eine zweite Gruppe von Todten, 
mußten aber bald ſelber wegen der böſen Atmoſphäre den Rückweg 
antreten. Nach ihnen ſtieg der Inſpektor dez Bergwerks, Mr. 
Humble, mit einem Begleiter hinab. Dieſe Beiden kamen nach 
anderthalb Stunden, vom tückiſchen Gaſe ſtark angegriffen, zurück 
zu den Tausenden, die ihrer ängſtlich warteten. Sie hatte alle 
Gänge des Bergwerks durchſucht, aber nur Leichen, keinen einzigen 
Ueberlebenden gefunden. Die meiſten der Unglücklichen lagen neben 
einander in dem Stollen, der ſich unmittelbar an den Schacht an⸗ 
ſchließt, neben ihnen ein herzbrechender Bericht über das, was ſie 
gethan und gelitten. Ganze Familien hatten ſich im Sterben neben 
einander gelegt, Brüder neben Brüder, Kinder in den Armen ihrer 
Väter. Die Meiſten ſahen im Tode ruhig aus, als wären ſie im 
Schlafe, doch ſcheinen wieder Manche einen harten Todeskampf be⸗ 
ſtanden zu haben. Die Futterſäcke waren ſämmtlich leer, in den 
Taſchen Weniger fanden ſich einige Haferkörner, ein Pony lag todt, 
aber unberührt unter den Menſchenleichen. Seitdem haben ſich 
noch andere Freiwillige hinabgewagt; ſie beſtätigen das hier Mit⸗ 
getheilte, hatten aber alle von der böſen Atmoſphäre in der Tiefe 
arg zu leiden. Um Niemanden weiter nutzloſer Gefahr auszuſetzen, 
wird, auf den Rath der anweſenden Aerzte, keiner mehr hinab⸗ 
gelaſſen, bevor nicht eine genügende Lüftung der Minen erzielt 
worden iſt. Es wird geraume Zeit dauern, bis die 215 Leichen 
zu Tage gefördert ſind. Noch im Laufe des Nachmittags hatte die 
Königin aus Osborne durch den Telegraphen anfragen laſſen, ob 
Hoffnung vorhanden ſei, die Verſchütteten zu retten. Für die 
trauernden Hinterlaſſenen wird ohne Zweifel eine Subſkription 
eingeleitet werden. 


London, 25. Januar. [Telegr.] „Daily News“ erachtet 
es gegenüber der „Morning Poſt“ für unwahrſcheinlich, daß Oeſt⸗ 
reich eine Entwaffnung Piemont gefordert habe. Die politiſche 
Lage Oeſtreichs jege, einen Krieg zu führen, beſſer als im Jahre 
1859 in den Stand. Eine geheime Verſtändigung beſtehe zwiſchen 
Oeſtreich und Rußland, aus der Oeſtreich im Falle eines Krieges 
beträchtlichen Nutzen ziehen würde. 


Frankreich. 


Parls, 23. Jan. [Finanzen.] Dem letzten Theil des 
Fouldſchen Berichtes entnehmen wir noch Folgendes: Das unge⸗ 
heure Defizit, ſagt der Miniſter, berechtigte zu ernſtlichen Beſorg⸗ 
niffen, weil man es von Jahr zu Jahr zunehmen ſah. Aber fetzt, 
nach Annahme der Finanzmaaßregeln, die im Senatskonſult vom 
31. Dezember feſtgeſetzt wurde, kann dies Decouvert von 963 Mil- 
lionen, in Betracht der Landesreſſourcen, keine Beunruhigungen 
erwecken. Dennoch ſei es anzurathen die Friedenszeiten zu einer 
Verminderung der Decouverts zu benutzen. Der Finanzminiſter 
glaubt dem Kaiſer die Verſicherung geben zu können, daß man zu 
dieſem Reſultate gelangen werde, ohne zu einer Anleihe, die die 
o ffentliche Schuld noch erhöhen würde, ſeine Zuflucht zu nehmen. 
Vor Allem ſei es nun wünſchenswerth, die Rivalität, welche zwi⸗ 
ſchen den beiden, die Staatsſchuld bildenden Fonds beſtehe, ver⸗ 
ſchwinden zu laſſen. Am 14. März 1862 nimmt der Staat das 
von ihm auf zehn Jahre juspendirte Recht wieder an ſich, ſeinen 
Gläubigern die Wahl zwiſchen Konvertirung oder Auszahlung zu 
ſtellen. Die Konkurrenz zwiſchen der 4½prozentigen und 3 pro⸗ 
zentigen Rente kann für die Intereſſen des Staates wie für die der 
Mehrheit der Bankiers ſehr hinderlich werden, und es ſei möglich, 
zu einer Vereinfachung der Schuld zu gelangen, indem man den 
Befigern der 4½prozentigen dieſelbe Rentenſumme in Zprozenti⸗ 
ger Rente gebe, mittelſt Zahlung an den Staat, man würde ihnen 
noch bei dieſem Austauſch außergewöhnliche Vortheile bewilligen 
und ihnen geſtatten, die rückständigen Zinſen anſtatt halbjährlich, 
vierteljährlich einzuziehen. Die Konvertirung würde vollkommen 
fakultativ, ihr Erfolg aber müſſe unzweifelhaft ſein; übrigens könne 
auch im Nothfall das Recht des Staates dazu verhelfen. Herr 
Fould berechnet, daß, wenn die Beſitzer der 173 Mill. von 4½ proz. 
Rente dieſelbe beim Staate gegen Zproz. Rente umtauſchen und 
ihm die Preisdifferenz bezahlen wollten, der Staat dabei 300 Mill. 
Kapital gewinnen könnte, was zur Herabminderung der ſchweben⸗ 
den Schuld zu verwenden wäre. Im dritten Abſchnitt beſtimmt 
der Finanzminiſter, daß das außergewöhnliche Budget von 1863, 
nach der von ihm aufgestellten Regel, in ein Spezialgeſetz gefaßt 
werden ſolle. Die disponiblen außerordentlichen Fonds betragen 
67½ Millionen, (57 ½ Millionen, die von dem disponiblen Er⸗ 
trage aus dem Verkaufe der Obligationen, die auf dreißig Jahre 
lauten und 1861 emittirt wurden, herrühren, ſodann 10 Mill. von 
der dritten Jahreszahlung der chineſiſchen Kriegsentſchädigung), 
ſeien aber für die Eiſenbahnarbeiten und für andere zum öffentlie 
chen Nupen erforderliche Unternehmungen unzureichend. Die Res 
8 der Steuer auf Salz (1849) habe nicht bedeutenden Nutzen 
geſchaffen und eine Steuererhöhung von 10 Centimes für das Kilos 
gramm könne für die Bevölkerung keine zu ſchwere Laſt ſein. Dieſe 
Steuer, die nunmehr 20 Centimes per Kilo betragen, mithin noch 
geringer ſein würde, als vor 1849, würde die Einkünfte dennoch 
um 38 Millionen erhöht haben, wenn der Kaiſer nicht auf die In⸗ 
duſtrien, welche das Rohſalz verwenden, Rückſicht genommen und 
dieſelben, um ſie gegen die Konkurrenz des Auslandes zu wahren, 
von der Salzſteuer ganz befreit hatte. Demungeachtet würde der 
Mehrertrag der Einkünfte durch die Erhöhung der Salzſteuer um 
5 Millionen weniger, alſo noch immer 33 Mill. verbleiben. Auch 
die Steuer auf Zucker könne zeitweiſe auf 42 Franken zurückgeführt 
werden, was ungefähr 29 Millionen ergeben und für die Geſammt⸗ 
fonds des Extraordinariums Alles in Allem ungefähr 130 Mill. 
beſchaffen würde. Uebrigens würde ndie Zucker noch der Hälfte der 
vor zwei Jahren erfolgten Entlaſtung genießen. Zu dieſen 130 Mill. 
träten noch 15 oder 20 Mill. Ueberſchuß der im Laufe des Jahres 
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1862 nicht verwendeten Kredite. Dieſe Summe für das Exlra⸗ 
ordinarium wäre, wie der Miniſter in einer Ueberſichtstabelle der 
außergewöhnlichen Bewilligungen nachzuweiſen ſucht, bedeutender 
als in jedem der fünf vorhergehenden Jahre, und die für den öffent⸗ 
lichen Nutzen unternommenen großen Arbeiten würden deshalb 
keine Stockung zu erleiden haben. Das Geſetz über das außer⸗ 
gewöhnliche Budget von 1863 wird binnen ganz kurzer Friſt dem 
geſetzgebenden Körper vorgelegt werden können. Endlich bleibt dem 
Miniſter nur noch übrig, das laufende Budget, welches vor dem 
Senatskonſult vom 31. Dezbr. feſtgeſetzt wurde, nach den neuange⸗ 
nommenen Baſen zu rektifiziren. Die Vorſicht mahne, bedeutende 
darin befindliche Lücken auszufüllen. Dafür würde die zweite Jahres⸗ 
zahlung der chineſiſchen Kriegsentſchädigung, 10 Millionen, und 
die rückſtändige ſpaniſche Schuld, die jetzt abgezahlt werden ſolle, 
25 Millionen, verwandt werden. Wenn dieſe Summen noch nicht 
ausreichen ſollten, ſo würde man 30 Millionen dadurch mehr be⸗ 


ſchaffen können, daß man die Erhöhungen in der Zucker und Salz⸗ 


ſteuer, anſtatt vom 1. Januar 1863, ſchon vom 1. Juli 1862 ab 
in Kraft treten lafje. Auch dieſe Berichtigungen werden in einem 
Geſetzentwurfe nach Prüfung des Staatsrathes dem geſetzgebenden 
Körper vorgelegt werden. Am Schluſſe faßt nun der Miniſter die 
ganze Finanzlage, von einem äußerſt optimiſtiſchen Standpunkte 
aus, in hoffnungsvolle und zuverſichtliche Wünſche zuſammen. Das 
gewöhnliche Budget von 1863 würde ſich mit einer Einnahme⸗ 
erhöhung abſchleßen, das außergewöhnliche der Nationalarbeit ge⸗ 
nügenden Nahrungsſtoff bieten und den Fortſchrittsideen eine Rech: 
nung tragen, ohne dem Schatz neue Belaſtungen aufzulegen, noch 
die Steuerpflichtigen zu Stark in Anſpruch zu nehmen. Das Jahr 
1862 würde gleichfalls die im Budget berechneten Ausgaben und 
noch andere nicht ausgeführte beſtreiten können, da China und 
Spanien Zahlungen verſprächen. Demnach ſeien Gegenwart und 
Zukunft geſichert. Auch die Rückſtände der Vergangenheit würden 
gedeckt werden, „weil man ihren Zuwachs behindere“. An dieſen 
intereſſanten Punkt angelangt, bricht der Miniſter kurz ab, und 
ſchließt mit folgenden Worten: „Frankreich wird auf dieſe Weiſe 
wiederum einmal ſehen, wie gerechtfertigt das Vertrauen iſt, das 
es auf ſeinen Herrſcher geſetzt hat, und Ew. Majeſtät wird den 
Ruhm haben, daß Sie die Größe mit der guten Ordnung der Fi⸗ 
nanzen zu verbinden wußten.“ ; 


— [Ta gesbericht.] Geſtern trat die durch das kaiſerliche 


Dekret vom 28. Dezember v. J. eingeſetzte Kommiſſion, welche die 


Geſeßgebung über das ſchriftſtelleriſche und künſtleriſche Eigenthum 


kodifiziren ſoll, im Staatsminiſterium zuſammen. Der Präſident 
derſelben, Graf Walewski, eröffnete die Sitzung mit einer Anſprache, 
welche der „Moniteur“ heute vollſtändig mittheilt. Ihr Grund⸗ 
gedanke war, daß das geiſtige Eigenthum unverjährbar, ein Familien⸗ 
erbe ſei und als ſolches von den Geſetzen geſchützt werden müſſe, 
wie denn ja auch der Kaiſer oder vielmehr der Prinz Louis Napo⸗ 
leon ſich 1844 dahin ausgeſprochen habe, daß „das Geiſteswerk ein 
Eigenthum iſt ebenſo wie ein Stück Land, wie ein Haus, dieſelben 
Rechte genießen muß und nur aus allgemeinnützlichen Gründen 
veräußert werden kann“. — Ein kaiſerl. Dekret vom 20. d. regelt 
den Telegraphenbeamtendienſt auf Grund eines Berichtes, den der 
Miniſter des Innern über die Unzulänglichkeit des Beamtenperſo⸗ 
nals an den Sailer erſtattet hat. Da ſeit dem 1. d. ein einfaches 
Telegramm durch ganz Frankreich hoͤchſtens 2 Fr. koſtet, iſt eine be» 
deutende Steigerung des telegraphiſchen Verkehrs nicht nur zu er⸗ 
warten, ſondern bereits eingetreten. Sämmtliche Arrondiſſements⸗ 
und ſehr viele Kantonal-Hauptorte find mit ihren Präfeltftädten 
durch Drähte verbunden, mehr als 600 Eiſenbahnhoͤfe haben ein 
Telegraphenamt. Um dem Verkehr zu genügen, ſollen nun überall 
hinreichende Beamte angeſtellt und das Ganze departementsweiſe 
organiſirt werden. Unter dem Generaldirektor werden dann 10 Ge: 
neral⸗Inſpektoren (mit je 10,000 Ft. Gehalt) und 92 Departementals 
Inſpektoren in vier Klaſſen (mit 85000 Fr. Gehalt), 40 Unter⸗ 
Inſpektoren (4000 Fr.) und 92 Transmiſſions⸗Direktoren (3500 Fr.) 
zꝛc. ſtehen. Der „Moniteur“ theilt heute den ganzen Wortlaut des 
Dekreis mit. — Die Kommiſſton, welche die Geschäfts. und Ver⸗ 
waltungskoſten der Staatskaſſe pro 1860 zu verifiziren hat, iſt durch 
kaiſerliches Dekret vom 18. d. ernannt worden. — Die Arbeiten 
zur Hafenerweiterung in Havre gehen ununterbrochen vor ſich. Der 
alte Thurm Franz' J. iſt jetzt vollſtändig verſchwunden. — Herr 
v. Bentivoglio, der definitiv als Generalkonſul nach Smyrna geht, 
wird in Beyrut durch Herrn Outrey, und dieſer in Damaskus durch 
Herrn Heequard, den bekannten franzoͤſiſchen Konſul von Raguſa 
und Moſtar, erſetzt. — Wie man hier vernimmt, haben die Nord⸗ 
amerikaner dem Oberſten Charras ein Kommando in ihrer Armee 


angetragen. — Prinz Napoleon iſt von feinem Halsübel jetzt ſo 


weit wieder hergeſtellt, daß er ſeit geſtern das Bett verlaſſen konnte. 
— Es iſt die Rede davon, in der Schule der ſchöͤnen Künſte hier 
eine eigene Abtheilung für die Holzſchneidekunſt zu bilden. — Die 
Truppen der Garniſon von Paris, die an der Expedition gegen 
Mexico theilnehmen werden, haben geſtern und heute Paris verlaſſen, 
um ſich nach Cherbourg zu begeben. Zum Transport der Truppen 


ſind folgende Schiffe deſignirt: Die Dampf Linienſchiffe, Turenne“ 


und „Fontenoy“, die Dampf, Fregatten „Darien“, „Asmodée“ und 
„Canada“ und die Dampf⸗Transportſchiffe, Finiſtere“ und „Seine“. 
Die Einſchiffung der Truppen ſoll am 25. Januar beginnen und 
die ganze Expedition im, Februar in See ſtechen. Bis zum 28. Febr, 
ſoll fie vor Vera⸗Cruz angekommen fein. — Am 4. Juni v. J. ges 
rieth der engliſche Dampfer „Canadian? an der Küſte von New⸗ 
Foundland ins Eis und ſank. Seine Mannſchaften und Paſſagiere 
wurden von den franzoͤſiſchen Schiffen „Heloiſe“, „Jules“, „Piece 
de Famille“ und „Francine“ gerettet. Durch kaiſerliches Dekret vom 
26. Auguſt wurde, wie feiner Zeit gemeldet, der Kapitän der „He⸗ 
loiſe“, Halot, zum Ritter der Ehrenlegion ernannt, den Kapitänen 
der anderen drei Schiffe aber die goldene Medaille erſter Klaſſe ver- 
liehen. Jetzt ſind auch durch Verfügung des Marineminiſters vom 
18. d. verſchiedenen Leuten von der Mannſchaft der vier Schiffe 
ſilberne Medaillen erſter und zweiter Klaſſe, ſowie amtliche Zeug 
niſſe der Zufriedenheit ertheilt worden. — Der ſeit ſeiner letzten 
Verurtheilung in St. Pelagie detinirte Blanqui iſt auf feinen An- 
trag in ein Pflegehaus gebracht worden. — Der „Moniteur“ be⸗ 
richtigt heute eine Stelle im Fould'ſchen Finanz⸗Bericht. In dem 
Kapitel über das außerordentliche Budget muß es heißen, daß „der 
Geſammt⸗Mehr verbrauch an Salz auf 54 Millionen ſtieg“. — 
Heute iſt aus Algier folgende Depeſche eingetroffen: „Mittwoch, 
7 Uhr Abends. Am Montag Abend hörte man in einer Entfernung 


von ſechs Meilen eine ſtarke und lang anhaltende Kanonade. Zwei 
Schiffe kämpften mit einander. Heute Mittwoch, Morgens bet 
Tagesanbruch erblickte man ein Schiff mit rothen Schornſteinen; 
es ſchien der „Sumter“ zu ſein, der, wie man glaubt, ſeinen Gegner 
zuſammengeſchoſſen hat.“ 

— [Depeſche Thouvenels über die römiſche Frage.] 
Es beſtätigt ſich, daß die Regierungen die Erörterung der römiſchen 
Frage wieder aufgenommen. Vor etwa zehn Tagen hat Thouvenel 
eine Depeſche an Lavalette gerichtet, welche dieſer dem Kardinal 
Antonelli überreicht hat. Nach einer von der „Independance“ mit⸗ 
getheilten Analyſe dieſes Aktenſtücks, wiederholt Thouvenel im Ein⸗ 
gange, daß feine Regierung die Beſetzung eines Theiles des Kirchen⸗ 
ſtaates durch die italieniſchen Truppen mit großem Bedauern aufe 
genommen habe. Er erinnert an die Bemühungen Frankreichs, 
dieſe Invaſion zu hindern; als ſie fruchtlos geblieben, brach es die 
diplomatiſchen Beziehungen mit dem Turiner Hof ab. Aber ſeit⸗ 
dem ſind 2 Jahre verfloſſen, und Italien ſowohl, als das Papſt⸗ 
thum, befinden ſich noch immer in einer Lage, welche gleich gefähr⸗ 
lich iſt für den Frieden Europa's, wie für die wahren Intereſſen der 
Kirche. Der weitere Verlauf der Ereigniffe, namentlich im König⸗ 
reich Neapel, habe dieſe Lage nur erſchwert, und Frankreich kann die 
Verlängerung dieſes Zuſtandes nicht ohne große Betrübniß mit an⸗ 
ſehen, um ſo mehr, als finanzielle Reformen eine Verringerung der 
Armee nothwendig machen und die franzöſiſche Beſetzung, welche 
die Intereſſen des Papſtes zu ſchützen beſtimmt iſt, nicht auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit fortdauern kann. Die Entwaffnungsmaaßregeln, 
welche durch die dringende Nothwendigkeit finanzieller Erſparniſſe 
gefordert werden, verpflichten Frankreich, an den Augenblick zu 
denken, wo dieſe Okkupation wird aufhören und die Lage ein Ende 
finden müſſen, welche ſie unerläßlich macht. Thouvenel appellirt an 
alle Gefühle der päpſtlichen Regierung und bittet ſie, ſich den Ver⸗ 
ſöhnungsbeſtrebungen Frankreichs anzuſchließen. Er flieht mit 
der Frage, auf welche Bedingungen der Papſt in die Zugeſtändniſſe 
bezüglich der weltlichen Gewalt billigen würde, welche nothwendig 
ſeien, um eine Verſtändigung zwiſchen dem Papſtthum und dem 
Königreich Italien möglich zu machen. Die offizielle Antwort auf 
das franzöſiſche Aktenſtück iſt noch nicht in Paris eingetroffen; wie 
man jedoch aus Rom meldet, hat Kardinal Antonelli ſchon bei der 
Ueberreichung ſich ſo geäußert, daß man auf keine Aenderung des 
früheren Standpunktes rechnen kann. Er habe, ſo ſagt er zu Lava⸗ 
lette, die Vorleſung der Note mit großer Aufmerkſamkeit angehört, 
könne dieſelbe jedoch nicht recht begreifen. Die päpſtliche Regierung 
habe von jeher nur Eines verlangt und ſie verlange auch jetzt nur 
Eines: daß man dem Papſte wieder gebe, was man ihm genom⸗ 
men. Die Depeſche Thouvenels verdient noch inſofern beſondere 
Beachtung, als ſie ohne Zweifel die Geſichtspunkte bezeichnet, von 
denen aus der Kaiſer am 28. Januar in der Thronrede die italie⸗ 
niſchen Verhältniſſe behandeln wird. 

— [Ein klerikales Programm.] Die „Union“, ein 
Blatt, das in den klerikalen Angelegenheiten vorzüglich unterrichtet 
iſt, theilt das Programm oder das „Credo“ einer von dem niede⸗ 
ren italieniſchen Klerus gebildeten Geſellſchaft mit, welche ſich die 
religiöſe Wiedergeburt des katholiſchen Glaubens in Europa zur 
Aufgabe gemacht und ſich deshalb bereits mit dem niederen katho⸗ 
liſchen Klerus von Frankreich, Deutſchland und England in Verbin⸗ 
dung geſetzt hat. Das Credo lautet nach der Angabe der „Union“ 
folgendermaßen: 1) Die römiſche Kirche ſoll ſich vor Allem, aus 
freien Stücken und ohne Rückhalt, der Bürde der weltlichen Macht 
entledigen, und wiederum die demüthige Nachfolgerin des gekreu⸗ 
zigten Herrn in der Armuth und die rechtmäßige Erbin des Fiſcher⸗ 
Apoſtels werden. 2) Ihr Biſchof ſoll ſich mit dem einfachen Ehren⸗ 
primat und Vorrang, den ihm das chriſtliche Alterthum zugeſtand, 
begnügen. Dagegen ſollen in den Vorſchriften des Kultus und der 

eiſtlichen Zucht die nationalen Kirchen ihre urſprünglich apoſtoli⸗ 
ſche Autonomie wahren, aber dagegen in gegenſeitigem Zuſammen⸗ 
wirken für die Einheit in Glauben, Hoffnung und Liebe, in dem 
roͤmiſchen Biſchof den anordnenden Mittelpunkt (centre ordonna- 
teur) der katholiſchen Einheit anerkennen. 3) Man ſoll, als noth⸗ 
wendige Folge des vorſtehenden Prinzips, der Kirche ihre frühere 
repräfentative Bundesverfaſſung wiedergeben, durch welche das Volk 
den ihm zuſtehenden Antheil in der Wahl ſeiner Seelenhirten und 
in der Regelung ſeiner geiſtigen Intereſſen erhält. 4) Man ſoll, mit 
vollkommener Freiheit der Diskuſſion und der Abſtimmung, die 
prieſterlichen Diözeſan⸗, Provinzial⸗ und Nationalverſammlungen 
wieder einführen. Dieſelben ſollen aus Mitgliedern gebildet werden, 
welche das Volk aus einer von dem Klerus aufgeſtellten Liſte von 
drei Namen, mit Uebertragung eines dreijährigen Mandats, frei 
erwählt. 5) Es ſollen in dem Schooße der Nationalverſammlung 
Deputirte der nationalen Kirchen als deren Vertreter bei dem Mit⸗ 
telpunkt der Chriſtenheit gewählt werden. 6) Der Biſchof und der 
Primas können im Intereſſe ihrer provinzialen und nationalen 
Kirchen Nichts ohne Zuſtimmung der betreffenden Verſammlungen 
beſchließen, Eben ſo muß der Biſchof von Rom in allen Fragen 
von katholiſchem Intereſſe ſich den Beſchlüſſen der höchſten Ver⸗ 
ſammlung fügen, welche unter dem Titel eines höchſten apoſtoliſchen 
Senats in Rom zuſammentritt. 7) Die erhabene Majeſtät des ka⸗ 
tholiſchen Ritus ſoll von allen abergläubiſchen und heidniſchen 
Ueberſchreitungen (exces) des Kultus der Jungfrau und der Heili⸗ 
gen, der die hohe Einfachheit des chriſtlichen Kultus entnervt, gerei« 
nigt werden. 8) Die liturgiſche Sprache ſoll Gemeingut ſein, damit 
das Gebet des Volkes daſſelbe ſei, wie das des Prieſters, und da⸗ 
mit Gott wirklich im Geiſte und in der Wahrheit angebetet und 
verehrt werde. 9) Die theologiſchen Wiſſenſchaften ſollen ſich mit 
den weltlichen Wiſſenſchaften verſoͤhnen, damit dieſe, aufs Neue von 
der Kirche gefegnet, vor der heiligen Bundeslade des Dogma's, das 
die wahrhaften und unzerſtörbaren Keime jedes bürgerlichen Forts 
ſchritts enthält, ſich mit Ehrfurcht niederbeugen. 10) Man ſoll, als 
dem Stagte angehörend, das auch von der urſprünglichen Kirche 
als ſolches anerkannte Recht, den Ehevertrag zu regeln, anerkennen. 
Dieſer Vertrag iſt, ehe er Sakrament wird, als der bürgerliche 
Grundvertrag anzuſehen, aus dem ſich die Rechtmäßigkeit der Fo⸗ 
milie, die Hauptbaſis aller ſozialen Ordnung, ergiebt, 11) Alle 
Punkte der geiſtlichen Disziplin, welche bisher zu ſo bedauerlichen 
Kolliſionen zwiſchen Kirche und Staat geführt, ſollen im Einver⸗ 
nehmen mit den rechtmäßigen und vernünftigen (rationnelles) An- 
forderungen einer auf Freiheit begründeten nationalen Regterung 
geregelt und die Harmonie zwiſchen beiden Gewalten in der Art 
hergeſtellt werden, daß fie, nach dem Altare Gottes, in den katholi⸗ 


ſchen Tempeln auch ihren Altar habe. 12) Man gebe dem Priefter 
ein Vaterland, indem ihm die keuſchen und ſtillen Freuden der Fa⸗ 
milie wieder geſtattet. Eine ſittlichere, bürgerlichere und aufgeklär⸗ 
tere Erziehung mache wiederum den Prieſter zum Heerde religiöſer 
und bürgerlicher Weisheit, zum wahrhaften Vorbild chriſtlicher und 
patriotiſcher Tugenden, zur unverſieglichen Quelle der Liebe, welche 
die verborgenſten Falten der menſchlichen Familie durchdringt, um 
überall, wo man leidet und weint, die Schmerzen zu lindern. 13) 
Alle religiöſen Orden beiderlei Geſchlechts ſollen ohne Unterſchied 
aufgehoben werden, die ausgenommen, welche einen wahrhaft 
menſchlichen Zweck verfolgen. Und ſelbſt dieſe ſollen nur ein jährlich 
zu erneuerndes geiſtliches Gelübde ablegen dürfen. 14) Alle geiftli« 
chen Güter ſollen zum Vortheil einer nationalen Religionsklaſſe 
eingezogen werden. Dieſelbe wird von einer aus Prieſtern und 
Laien gemiſchten Kommiſſion verwaltet, ſoll alle Koſten des Kultus 
beſtreiten und den Mitgliedern des Klerus, je nach ihrem Rang, 
einen anſtändigen Unterhalt gewähren, damit fortan alle geiſtlichen 
Verrichtungen uneigennüßig und unentgeltlich vollzogen werden. 

— [Der päpſtliche Nuntius, Monſgr. Chigi, ] hat 
heute feierlichſt ſeine Beglaubigungsſchreiben übergeben und gleich— 
zeitig auch einen eigenhändigen Brief des Papſtes an den Kaiſer 
überbracht. Ein päpſtlicher Nuntius hat bekanntlich den höchſten 
geſandtſchaftlichen, d. h. den Botſchafterrang, ja ſogar den Vortritt 
vor allen Botſchaftern, und nach der hier obwaltenden Hofetikette 
wurde Se. Excellenz daher mit außerordentlichem Prunke zur Aus 
dienz geleitet. Jeder der drei kaiſerlichen Galawagen war mit ſechs 
Pferden beſpannt und von Vorreitern geführt. Die Bedienten tru⸗ 
gen die große kaiſerliche Uniform. Die Nuntiatur befindet ſich jetzt 
in der Rue de l'Univerſité. Von dort holten Zerimonienmeiſter 
heute den Monſignor Chigi ab, und zwar ließen ſie ihn den erſten 
großen Staatswagen allein einnehmen. In den anderen Wagen 
folgten ſeine beiden Sekretäre und die Herren Feuillet de Conclus 
und Baron Libuet. Auf dem Carouſſelplatze angelangt, fuhr der 
Zug durch den ſonſt geſperrten Triumphbogen in den großen Hof 
der Tuilerien. Der Oberzerimonienmeiſter, Herzog von Camba⸗ 
céres, empfing den Nuntius unten an der Treppe des Pavillon de 
l'Horloge und geleitete ihn zwiſchen den Spalier bildenden Hun⸗ 
dert⸗Gardeu zum Thronſaal. Hier befand ſich der Kaiſer mit ſeinen 
fämmtlichen Adjutanten, dem Staatsminiſter, dem Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten und dem Kultusminiſter. (Ueber die 
gegenſeitigen Anſprachen iſt ſchon in Nr. 20 telegr. berichtet wor⸗ 
den.) Der letzte päpſtliche Nuntius, Monſignor Sacconi, iſt, ſeit⸗ 
dem er ſeinen hieſigen Poſten verlaſſen hat, ganz in den Hinter⸗ 
grund getreten, und doch knüpft ſich an die Wirkſamkeit dieſes Prä⸗ 
laten eines der ſeltſamſten Stücke unſerer Zeitgeſchichte. Man ſagt 
ihm hier nach, daß er es verſucht hat, unter dem franzoͤſiſchen Kle⸗ 
rus den Widerſtand gegen die Enterbung des Papſtes zu organifie 
ren, und daß dies zuletzt die Urſache ſeiner Abberufung geworden 
iſt. Nach einem alten Brauche wird der Nuntius, wenn er von 
Paris nach Rom zurückkehrt, Kardinal; dieſe höchſte Ehre iſt 
Monſignor Sacconi jedoch bisher, wahrſcheinlich aus bejonder 
ren Rückſichten für die franzöfiihe Regierung, noch nicht zu Theil 
geworden. (A. P. Z.) 

Paris, 24. Jan. [Tagesnotizen.] Am nächſten Mon⸗ 
tag, Punkt ein Uhr, wird, wie der „Moniteur“ meldet, der Kaiſer 
in Perſon die geſetzgebende Seſſion pro 1862 im großen Saale des 
Louvrepalais eröffnen. — Ein kaiſerliches Dekret vom vorgeſtrigen 
Tage, welches der „Moniteur“ heute veröffentlicht, lautet: „Um 
dem Diviſionsgeneral Couſin Montauban für die ausgezeichneten 
Dienſte, welche derſelbe als Oberbefehlshaber der China-Armee 
Frankreich geleiſtet hat, einen Beweis Unſeres Wohlwollens zu ge— 
ben und ferner um das Andenken an den denkwürdigen und glor⸗ 
reichen Ching-Feldzug durch einen beſonderen Titel zu weihen, ha— 
ben Wir beſchloſſen, ihm (dem General) den Titel eines Grafen 
von Palikao zu verleihen, was hiermit durch dieſes Dekret geſchieht.“ 
Gleichzeitig zeigt der „Moniteur* heute an, daß dem Staatsrath 
auf Befehl des Kaiſers ein Geſetzentwurf zur Prüfung vorgelegt 
worden ſei, wonach ebendemſelben General eine jährliche Dotation 
von 50,000 Fr. als Nationalbelohnung zuerkannt werden ſoll. — 
Zur Unterhaltung des dem kaiſerlichen Prinzen zum Geſchenke ge= 
machten Schloſſes Blois hat der Staatsminiſter die Summe von 
50,000 Fr. angewieſen. — Im Nov. v. J. verbreitete ſich hier das Ge⸗ 
rücht, in einer religiöſen Erziehungsanſtalt des Faubourg St. Germain 
ſei einer Penſionärin von dem Vater einer anderen ein Piſtolenſchuß 
insGeſicht gefeuert worden ꝛc. Die ganze Geſchichte war ein Mährchen, 
das ſich der „Temps“ hatte aufbinden laſſen. Heute meldet nun 
der „Moniteur“ amtlich, daß der Gerant des „Temps“, Auguft 
Nefftzer, und der Verfaſſer jener Geſchichte, ein gewiſſer Legault, 
desgleichen der Gerant der „Opinion Nationale“ und ein Redak⸗ 
teur dieſer Zeitung, Namens Pauchet, welcher die Wahrheit jenes 
Gerüchtes bekräftigen zu dürfen geglaubt hatte, wegen Verbreitung 
einer falſchen Nachricht, gemäß Art. 15 §. 1 des Preßgeſetzes vom 
17. Febr. 1852 jeder zu 1000 Fr. Geldbuße verurtheilt worden iſt. 
— Der Prozeß gegen den „Figaro? wurde heute noch im letzten 
Augenblicke vor dem Tribunal ſelbſt beigelegt. Villemeſſant gab 
eine Erklärung ab, mit der ſich Leon Duval beruhigen zu können 
glaubte, und worauf hin er ſeine Klage zurückzog. — Das für 
Mexiko beſtimmte Expeditionskorps wird, wie das nach Syrien 
geſchickte Korps, ungefähr 6000 Mann und 900 Pferde ſtark fein, 
nämlich ein Regiment Linientruppen zu zwei Bataillonen (das 99), 
ein Bataillon Jäger (das 12.), zwei Bataillone Zuaven, eine 
Schwadron afrikaniſcher Jäger (werden in Oran eingeſchifft), eine 
montirte Batterie, eine Komgagnie Genietruppen, eine Kompagnie 
nom Train, und verſchiedene Abtheilungen für den Spital- und 
Verwaltungsdienſt. Das Kommando führt General Graf de 


Lorencez, Chef des Generalſtabs iſt Oberſt Letellier⸗Valaze. | 


Graf Lorencez wird zum Diviſionsgeneral befördert und Jurien 
de la Graviere, deſſen Ernennung zum Vizeadmiral noch hinaus⸗ 
geſchoben wird, unter ſeine Befehle geſtellt. Geſtern hatte General 
Lorencez eine lange Konferenz mit Hrn. Thouvenel und Hrn. Mon, 
dem ſpaniſchen Geſandten. 


> Belgien. 

Brüſſel, 25. Jan. [Telegr.] Wie der „Indépendance“ 
aus Paris berichtet wird, wäre nach Augenzeugen die Entrevue 
beim Empfange des päpſtlichen Nuntius Monſignore Chigi eine 
ſehr kalte geweſen. — Auch wird der „Indépendance“ aus Paris 
gemeldet, daß die Klagen des Grafen Rechberg wegen der Anſchläge 


Piemonts auf Venetien bei der franzöſiſchen Regierung eine kalle 
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Aufnahme gefunden hätten. — Die „Indépendance“ veröffentlicht 
ferner eine Depeſche Sewards an die franzöſiſche, engliſche und 
ſpaniſche Geſandtſchaft in Washington. Dieſelbe entwickelt die 
Motive, welche die Vereinigten Staaten verhindern, ſich den Mäch⸗ 
ten gegen Mexiko anzuſchließen. Seward deutet unter den Motie 
ven die wahrſcheinlich Anerbietungen zu einer Vermittlung unter 
den kriegführenden Mächten an. 


Schweiz 

Bern, 22. Jan. [Gerichtsſtand für gemiſchte Ehen.) 
Der Ständerath hat folgenden Geſetzentwurf, betreffend den Ger 
richtsſtand für gemiſchte Ehen, berathen und angenommen: Art.: 1. 
Die Klage auf Scheidung einer gemiſchten Ehe gehört vor den bür⸗ 
gerlichen Richter. Als zuſtändig find jene kantonalen Richter exe 
klärt, deren Jurisdiktion in bürgerlichen Rechtsſachen der Ehemann 
unterworfen iſt. Art. 2. Die Gerichte beurtheilen den Fall nach 
dem Rechte ihres Kantons, in der Art, daß in Ermangelung einer 

für beide Konfeſſionen gemeinſchaftlichen Matrimonialgeſetzgebung, 
unter den Vorausſetzungen, welche für den katholiſchen Theil die 
dauernde Trennung von Tiſch und Bett begründen, jedenfalls für 
den proteſtantiſchen Ehegatten die gänzliche Ausſcheidung ausgeſpro⸗ 
chen haben ſoll. Art. 3. Die Beſtimmungen über das Wiederver- 
ehelichungsrecht des nach Art. 2 geſchiedenen katholiſchen Ehegatten 
bleiben der kantonalen Geſetzgebung vorbehalten. 

Bern, 23. Jan. [Tagesnotizen.] Der „Bund“ erklärt 
die Angabe des „Pays“, der Bundesrath habe den Vorſchlag Frank⸗ 
reichs wegen einer gemiſchten Kommiſſion zur Regelung der Dap⸗ 
penthalfrage angenommen, für eine Erfindung; das „Pays“ hat 
wohl eine Verwechſelung mit der Villelagrand⸗Geſchichte begangen. 
— Die Regierung von Waadt erklärt die Nachricht für falſch, daß 
franzöſiſche Forſtbeamte im Dappenthal Schatzungen vorgenommen 
hätten. Dieſelbe Regierung klagt beim Bundesrath, daß franzöſiſche 
Gerichte zu Gunſten franzöſiſcher Kläger noch immer Zitationsbe— 
fehle an Perſonen, die in der Schweiz wohnhaft, erlaſſen haben, 
welchen Vorladungen denn auch keine Folge geleiſtet worden. Der 
Bundesrath wird in Paris Beſchwerde erheben. — Bei der franzö— 
ſiſchen Regierung werden neue Schritte gethan, um die Abſchaffung 
der Garantieſcheine für das Viſa der Päſſe zu erzielen. — Einer 
Mittheilung der preußiſchen Geſandtſchaft zufolge ſind mit Aus⸗ 
nahme des Königreichs Hannover ſämmtliche Zollvereinsſtaaten der 
zwiſchen der Schweiz und Preußen abgeſchloſſenen Uebereinkunft 
vom 10. Okt. und 24. Dez. v. J. wegen gegenſeitiger Befreiung der 
Handelsreiſenden von Patenttaxen beigetreten. Schweizeriſcherſeits 
haben bis jetzt ihre Zuſtimmung nicht ertheilt: Uri, Schwyz, Ob⸗ 
walden, Wallis und Graubündten. — Oeſtreich hat die für den im 
Venetianiſchen unſchuldig verhaftet geweſenen Schaffhauſer v. Mayen- 
burg geforderte Entſchädigung verweigert; die betreffenden Behör— 
den ſeien durch die Umſtände gerechtfertigt geweſen. — Die Ge- 
meinde Rheinau hat ſich in ihrer Verſammlung mit 54 gegen 43 
Stimmen für die Aufhebung des Kloſters erklärt, worauf letzteres 
ſofort vier Arbeiter aus ſeinem Dienſte entließ. 


Italien. 

Turin, 23. Jan. [Aus der Kammer; Tagesnotizen.)] 
Die Deputirtenfammer nahm nach langer Diskuſſion über die auf 
der Juſel Sardinien herrſchenden Zuſtände mit ſehr ſtarker Mehr— 
heit folgende Tagesordnung an, welcher das Miniſterium beitrat: 
„Die Kammer hegt das Vertrauen, daß die Regierung die Maaß⸗ 
regeln ergreifen wird, welche nölhig find, um die Lage Sardiniens 
zu verbeſſern, und geht zur Tagesordnung über.“ — Der Bauten⸗ 
miniſter wird am nächſten Sonntag der Eröffnung der von Bologna 
nach Ferrara führenden Eiſenbahn beiwohnen. — Durch ein Rund⸗ 
ſchreiben des Kriegsminiſters vom 17. d. wird die erſte Kategorie 
der Altersklaſſe von 1861 für den 30. d. unter die Fahnen gerufen. 
— Eine in Paris eingetroffene Depeſche meldet, daß Monſignore 
Carli, Agent des Kardinals Antonelli, zu Livorno im Kapuziner⸗ 
kloſter, wo er ſich aufhielt, verhaftet wurde. — In Faenza ward der 
Oberſt der Nationalgarde, Strocht, am 16. d. durch einen Dolch 
ſtoß meuchleriſch verwundet. Der Thäter iſt unbekannt. 

Neapel, 13. Januar. [Die Vorgänge in Caſtella⸗ 
mare; Kämpfe mit den Aufſtändiſchen.] Der biefige 
Korreſpondent der „A. 3.“ ſchreibt: In drei verſchiedenen Abthei⸗ 
lungen, zu 7, 21 und 33, ſind bis jetzt 61 Aufſtändiſche, welche 
an dem Kampf in Caſtellamare theilgenommen hatten, füſilirt wor⸗ 
den. Die Strenge der Piemonteſen geht ſo weit, daß der die 
Truppen kommandixende General Quintini glaubte, das Anerbie- 
ten der in die Berge geflüchteten Königlichen, ſich unter gewiſſen 
Bedingungen zu ergeben, zurückweiſen zu müſſen. Die Nachricht, 
daß die Aufſtändiſchen im Beſitz zweier Gefüge geweſen ſeien und 
mit denſelben die Landung der Truppen eine Zeit lang verhindert 
hätten, wied vom offiziellen Journal für falſch erklärt. Wie aus 
der gegen die Gefangenen in Palermo eingeleiteten Unterſuchung 
hervorgeht, war der Ausbruch in Caſtellamare die Folge einer weis 
ten, über viele ſieiliſche Ortſchaften verbreiteten Verſchwörung. Alle 
Fäden liefen in Palermo zuſammen, wo ein, wie man glaubt, von 
Rom aus geleitetes, bourboniſches Komité den Mittelpunkt bildete. 
— Die Bande Geſuͤ Maria erlitt im Diſtrikt von Auletta an zwei 
aufeinanderfolgenden Tagen zwei Niederlagen, welche ihre faſt voll⸗ 
ſtändige Auflöſung herbeiführten. Sie verlor am erſten Tage 23, 
am anderen 21 Mann an Todten, Verwundeten und Gefangenen. 
Von Potenza wird berichtet, daß der zum Crocco'ſchen Korps ge— 
hörige Guerillachef de Biaſe in einem Gefecht bei Ripacandida ge⸗ 
tödtet wurde. Crocco ſelbſt iſt von einem großen Theil feiner An⸗ 
hänger verlaſſen und genöthigt, in den Wäldern der Baſilicata eine 
Zuflucht vor den verfolgenden Truppen zu ſuchen. 

Rom, 18. Januar. [Tages nachrichten.] Die Ernen⸗ 
nung des apoſtoliſchen Nun tius in Petersburg wird nach franzöſi⸗ 
ſchen Berichten nicht ſo geſchwind vor ſich gehen, wie viele Prälaten 
es wünſchten. Die römiſche Kurie, ſagen dieſe Berichte, weiß aus 
Erfahrung, daß man mit dem ruſſiſchen Hofe klug und langſam 


urückhaltender Weile, das jetzt zwiſchen Rom und Petersburg herr⸗ 
ende Einverſtändniß. — Der König von Neapel hat am 16, 
ſeinem Geburtstage, die Glückwünſche der Kardinäle und vieler 
vornehmen Neapolitaner entgegengenommen. Er und die Königin 
leben jetzt ſehr zurückgezogen. Die Königin läßt ſich weder im 
Theater, noch auf der Promenade ſehen. — General Goyon hat 
ſich bei der roͤmiſchen Polizei über den freien Aufenthalt beſchwert, 
den ſie den aus Sicilien herübergekommenen Räubern in Rom 


verfahren müſſe. Einige alte Kardinäle billigen ſogar, nur in ſehr 


und Terracina gewähren. Mehrere dieſer Gäfte trugen noch die 
Kleider der Perſonen, die fie getödtet und ausgeplündert hatten. 
Der Generaldirektor der Polizei ließ auf die Beſtätigung dieſer 
Anzeige hin die betreffenden Verbrecher feſtnehmen. — In Alatri, 
heißt es in dem franzöſiſchen Berichte weiter, hielten die Franzoſen 
ſieben bounboniſche Offiziere an, die ſich vor den italienischen Trup⸗ 
pen auf das päpſtliche Gebiet geflüchtet hatten. Bei ihrer Auslie⸗ 
ferung an die päpſtlichen Behoͤrden ſagten ſie den Franzoſen: Wir 
ſehen uns bald wieder, denn wir gedenken wieder nach Neapel zu⸗ 
rückzukehren. Man zeigte dieſe Aeußerungen dem Kardinal Anto⸗ 
nelli an, der die bewußten Offiziere (ſämmtlich Fremde, auch ein 
Deutſcher iſt darunter) noch nicht in Freiheit hat ſetzen laſſen. — 
Das Kriminalgericht der Konſulta, ſo lautet eine Angabe derſelben 
Korreſpondenz, iſt ſehr aufgebracht gegen Herrn v. Merode. Der⸗ 
ſelbe hatte einen päpſtlichen Gendarmen wegen Schmähung der 
Regierung vor dieſes Tribunal geſtellt. Daſſelbe ſprach den Gen⸗ 
darmen frei; nichtsdeſtoweniger ſtieß ihn Herr v. Merode aus eige⸗ 
ner Machtvollkommenheit aus ſeinem Korps aus. Das Tribunal 
hat gegen dieſe ungerechte Willkür energiſch reklamirt. — Die Be⸗ 
völkerung von Rom hat ſich im Jahre 1861 um 10,538 Seelen 
vermehrt. Dieſe Vermehrung iſt einzig der Emigration von Neapel, 
Umbrien und den Marken zuzuschreiben. — Triſtany, der als Nach⸗ 
folger des Borges nach dem Neapolitaniſchen gehen ſollte, iſt wie⸗ 
der in Rom. — Zu Mitgliedern der bei der Propaganda in Rom 
neuerrichteten Kongregation, welche ſich ausſchließlich mit den An⸗ 
gelegenheiten des orientaliſchen Ritus zu beſchäftigen hat und unter 
dem Vorſitze des Kardinalpräfekten der Propaganda, gegenwärtig 
Kardinal Bernabo, ſteht, wurden die Kardinäle Patrizi, Altieri, 
de Pietro, Reiſach, Panebianco, Marini, Antonelli und Caterini 
ernannt. Unter den Konſultoren dieſer Kongregation befindet ſich 
auch der Profeſſor des Kirchenrechtes an der Wiener Univerfität, 
Hr. Feßler, und der Tiroler Benediktiner, P. Zingerle. 


Spanien. 

Madrid, 18. Jan. [Sumter.] Die „Correſpondencia“ 
meldet, daß ſich ein Adjutant des Militär⸗Gouverneurs an Bord 
des „Sumter“ begeben und den Kapitän aufgefordert habe, den 
Hafen binnen 48 Stunden, die ihm der Gouverneur bewilligte, um 
Waſſer und Kohlenvorräthe einzunehmen, zu verlaſſen. 


Rußland und Polen. 


Petersburg, 25. Januar. [Telegr.] Das „Journal de 
St. Petersbourg“ vertheidigt den Fürſten von Montenegro gegen 
das Journal „le Nord“, lobt ſeine Hinneigung zu den nationalen 
Sitten und ſagt, daß der Fürſt hauptſächlich den Heldenmuth des 
Volks entwickeln und demſelben vertrauen müſſe. Das Benehmen 
gegen den türkiſchen Kommandeur beweiſe Klugheit und Mäßi⸗ 
gung, zugleich auch Kampfbereitſchaft. — Daſſelbe Blatt weiſt die 
Unmöglichkeit der ſofortigen Veröffentlichung des Univerſitätsregle⸗ 
ments nach und ermahnk zur Geduld. Die Schwierigkeiten ſeien 
groß, die legislative Prozedur ſei langwierig, das gewünſchte Re⸗ 
ſultat köune nur durch eine radikale Reform erzielt werden. Das 
dringendſte Bedürfniß ſei, eine neue Generation von Profeſſoren 
zu ſchaffen, welche die berühmteſten ausländiſchen Univerſitäten fre⸗ 
quentirt haben müſſen. — Nach der heutigen „Senatszeitung⸗ 
können Joraeliten, welche mit Diplomen von Univerſitäten ver⸗ 
ſehen ſind, Aerzte und Chirurgen, in jede Branche des Staatsdien⸗ 
ſtes eintreten, jüdiſche Kaufleute allen halben wohnen und jüdiſche 
Diener halten. Dem Unterrichtsminiſterium attachirte Jsraeliten, 
Profeſſoren, Schulaufſeher und Schullehrer ſollen ſteuerfrei und 
dekorationsfähig ſein. 
Warſchau, 23. Jan. [Der neue Erzbiſchof; Unruhen 
in Sandomierz; die Ablöfung der Bauern; Rinder⸗ 
peſt.] Außer den vom hieſigen Domkapitel zur Begleitung des 
Erzbiſchofs Felinski abgeordneten Metropolitan-Domherren Budzi⸗ 
ſzewski und Szezygielski iſt auch der Lowiezſche Suffragan⸗Biſchof 
Graf Mater nach Petersburg abgereiſt, um den Befehl des neuen 
Erzbiſchofs zur Eröffnung der Dom» und Pfarrkirche zu St. 
Johann entgegenzunehmen, damit in derſelben, als der hie⸗ 
ſigen Kathedrale, der Erzbiſchof empfangen werden könne, wie 
es das Herkommen erfordert. Die Eröffnung dieſer Metro⸗ 
pole, welche das Haupt⸗Objekt des hieſigen Kirchenkonfliktes 
bildet, wird alſo der erſte Akt ſein, der zum Frieden zwi⸗ 
ſchen Kirche und Regierung führen ſoll. — Daß die von 
manchen Geiſtlichen ſo übel verſtandene Berechtigung der katho⸗ 
liſchen Kirchen auch in der Provinz noch immer Unruhen her⸗ 
vorruft, beweiſt ein vor Kurzem in Sandomierz, dem Sitz eines 
Biſchofs vorgekommene Konflikt. Dort ſollte neulich ein allge⸗ 
mein geachteter Lehrer der franzöſiſchen Sprache beerdigt wer⸗ 
den, wozu ſich eine große Volksmenge verſammelt hatte. Da 
nun nach dem Kriegsgeſetze nur einige Perſonen auf der Straße 
zuſammenbleiben, und Leichen nur von den Verwandten beglei- 
tet werden dürfen, jo verlangte der Kommandeur des dort ſtehen⸗ 
den Bataillond Infanterie das Auseinandergehen der verſammel⸗ 
ten Volksmenge. Dieſem wurde von dem fungirenden Geiſtlichen 
widerſprochen, gegen den Major beleidigende Ausdrücke gebraucht, 
und nur der Dazwiſchenkunſt des Erzbiſchofs Majerezak ſelbſt ge⸗ 
lang es, die Volksmenge zum Auseinandergehen zu bewegen und 
hier einem militäriſchen Einſchreiten vorzubeugen. Die Menge 
begab ſich indeß nicht nach Hauſe, ſondern ſammelte ſich auf 
dem Kirchhofe; nun aber ließ der Major den Kirchhof durch 
ſeine 800 Mann umſtellen, und die Arretirung einer Anzahl 
Widerſpenſtiger vornehmen. Darauf läutete man Sturm; und 
einem grötzeren Zuſammenſtoß vorzubeugen gelang nur der Ein⸗ 
ſicht dez Kommandirenden und der Würde des Biſchofs. Der 
fungirende Geiſtliche, der Bürgermeiſter und mehrere andere 
Perſonen ſind verhaftet und die Unterſuchung eingeleitet worden. 
In dem Ükas vom 10. / 22. Mai 1860 ſind den, die 
Abloͤſung der Bauern durchführenden Gutsbeſitzern die Er⸗ 
theilung von Darlehen des landſchaftlichen Kredit⸗Vereins in 
erhöhtem Maaße, ſo wie die Zuwendung von Darlehen aus den 
Fonds für allgemeinen Nutzen zur Umwandlung von Wirthſchaften 
zugeſagt worden. Der dazu erforderliche Geſetzentwurf iſt nun von 
dem Generaldirektor der Finanzen, Geheimrath Leeki ausgearbeitet, 
und dem Staatsrath des Königreichs durch den Adminiſtrations⸗ 
rath zur nächſten Berathung vorgelegt werden. Dem großen Man⸗ 
gel an Mitteln, welche bei dem Ausbleiben der von den Bauern zu 
leiſtenden Zahlungen, und bei den Koſten die Wirthſchaften dennoch 

Fortſetzung in der Beilage.) 


22, Montag, 


durch gemielhete Kräfte betreiben zu laſſen, ſich täglich ſteigern, 
wird dieser Geſetzentwurf hoffentlich Abhülfe leiſten. — Im Gou⸗ 
vernement Wilna iſt die Rinderpeſt ausgebrochen, und deshalb von 
Seiten des Gouvernements Auguſtow die Grenzſperre angeordnet 
worden. (Oſtſ. 3.) 


Dänemark. 

Kopenhagen, 23. Jan. [Schleswigſches Domänen⸗ 
gut.], Der Baron O. D. Roſenörn⸗Lehn, welcher das ſchleswigſche 
Domänengut Kjedinghof (wofür ohne die Walder bei der zweiten 
Auktion 217,500 Thir. von dem Konſul Schiller in Hamburg ge- 
boten waren) mit den Wäldern für 270,000 Thlr. gekauft hat, iſt 
Eigenthümer der Baronien Guldborgland und Lehn. Zu dem Kauf⸗ 
preiſe werden etwas über 200,000 Thlr. von dem Geld⸗Fideikom⸗ 
w iſſe verwendet, welches aus den Kaufpreiſen für das von der Ba⸗ 
ronte Lehn verkaufte Bauergut errichtet und bisher in ſeeländiſchen 
Eiſenbahnaktien angelegt war. Kjedinghof wird der Baronie Lehn 
einverleibt werden. Es wird von allen Seiten eingeräumt, daß der 
bezahlte Preis unverhältnißmäßig hoch iſt, aber „Dagbladet“ be⸗ 
merkt, daß, indem hierdurch ein Eigenthum in der gefährlichſten 


Gegend von Schleswig auf ewige Zeiten zu einer däniſchen Baro⸗ 


nie eng veiknüpft wird, man dem Käufer Dank und Anerkennung 
zollen müſſe. Es wäre zu wünſchen, jagt das genannte Blatt, daß 
recht viele däniſche Lehnsbeſizer das von dem Grafen Moltke⸗Hvit⸗ 
feld und Baron Roſenörn Lehn gegebene Exempel befolgen moͤch⸗ 
ten, nämlich ihr Bauergut zu den jetzigen hohen Preiſen zu verkau⸗ 
ſen und den Ertrag dafür in großen und einträglichen Stammhäu⸗ 
ſern in Schleswig anzulegen. Der holſteinſche Adel habe ſich durch 
Kauf in Schleswig eingedrängt und dieſes Land verdeutſcht; jetzt 
biete ſich eine gute Gelegenheit für den däniſchen Adel, ſenen durch 
Ankäufe wieder zu verdrängen und ſich durch die Sicherung der där 
niſchen Nationalität in Schleswig cin Berdienſt zu erwerben. 
Kopenhagen, 25. Januat. [Telegr.] Bei der heutigen 
Eröffnung des Reichsraths wurde die königl. Botſchaft von dem 
Konſeilspräſidenten verleſen. Dieſelbe beſagt, daß die Hoffnung, 
die zwiſchen Holſtein und den übrigen Landestheilen gebrochenen 
Bande wieder anzuknüpfen, unerfüllt geblieben ſei. Eine neue Ord⸗ 
nung der Verfaſſungs⸗Verhältniſſe Holſteins ſei Gegenſtand von 
Unterhandlungen. Das Intereſſe befreundeter Mächte für Erhal⸗ 
tung eines unabhängigen daniſchen Reichs ſtärkt unſere Hoffnung, 
daß eine zufriedenſtellende Löſung werde erreichbar ſein. Die Bote 
ſchaft ſagt für Schleswig eine freiere Entwicklung zu, wenn eine 
Abmachung des Streites mit dem deutſchen Bunde Schleswig gegen 
fremde Einmiſchung ſichert. Gleichzeitig werden verſchiedene Ver 


beſſerungen in der Geſammtverfaſſung und ein Entwurf zu einer 


Zolltarifteform zugeſagt. 
Buche Tür kei. f 
Konſtantinopel, 10. Jan. [Ein Rundſchreiben 
Fuad Paſcha's.] Der por Kurzem aus Syrien hierher zurück⸗ 
gekehrte Fuad Paſcha hat, nachdem er ſein Amt als Großvezier 
übernommen, ein Rundſchreiben an die Provinz⸗ Gouverneure er⸗ 
laſſen, in welchem er die Grundſäte darlegt, die er bei der Leitung 
der Regierungsgeſchäfte ſich vor Augen halten will; er ſagt darin 
unter Anderm: A Euch e 
Was die auswärtigen Angelegenheiten anbelangt, jo wünſcht die hohe 
Pforte die Beziehungen, die zwiſchen ihr und allen ihr befreundeten und verbüns 
deten Mächten auf dem Fuße der vollkommenen Gleichheit beſtehen, ‚unangein- 
ſtet auch fernerhin zu bewahren und die bezüglichen, aus den Stipulationen der 
beſtehenden Traktaie ſich ergebenden Rechte gegen jede Schmälerung ſicherzuſtel⸗ 
len. Die in einem öffentlichen Amte Stehenden werden daher ihr Benehmen 
nach dieſem durch die Meglerung angenommenen Prinzip einzurichten haben, ins 
dem ſie mit den fremden Agenten, die in den NER wohnen, immer das 
veſte Einverſtandniß unterhalten und auf demſelben 
dieſelven immer mit aller Zuvorkommenheit und der ihrem amtlichen Charakter 
gebührenden Rückſicht auftreten ſollen. 
zu verwenden, daß die gegeuſeitigen Rechte, 
rung ein Hauptprinzip iſt, beobachtet werden, 


Die größte Aufmerkſamkeit iſt darauf 
was nach der Anſicht der Regie ⸗ 
um zu gleicher Zeit zu den Mit 


| Beilage zur Poſener Zeitung. 


Vom Landtage. 
Herrenhaus. 

— [Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abänderung 
und Ergänzung einiger Beſtimmungen des Geſetzes über die 
Verpflichtung zum Kriegädienftevom 3. Sept. 1814.] — Dem Her 
renhauſe vorgelegt am 23. Januar. — Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, 
König von Preußen ac. verordnen, mit Zustimmung beider Häuſer des Landta⸗ 

es, für den ganzen Umfang Unſerer Monarchie, in Abänderung der bezüglichen 
Keifegungen des Geſetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte vom 3. 
Sept. 
5 wird hiermit auf eine ſiebenjährige Dauer feſtgeſetzt und zwar von dem 
Tage des wirklich erfolgten Dienſteintritis an gerechnet. Die letzten vier Jahre 
wird die dienſtpflichtige Mannſchaft in die Heimath beurlaubt, inſoweit nicht 
Uebungen oder nothweudige Verſtärkungen oder Mobilmachungen des Heeres 
die Einberufung zum Dienſt erfordern. §. 2. Die Verpflichtung zum Dienſte 
in der Landwehr dauert neun Jahre und endet daher in der Regel mit dem voll ⸗ 
endeten 36. Lebensjahre, reſp. nach abgeleiſteter feel Geſammt⸗ 
Dienftzeit, worauf die Pflichtigen in den Landſturm übertreten. Die erſten fünf 
Jahre gehören die Wehrmänner dem erſten, die letzten vier Jahre dem zweiten 
Aufgebot an. 8. 3. Ueber die Dienftverpflichtung für die Marine und Seewehr 
bleiben unſere Beſtimmungen vom 4. April 1854 (Geſetzſammlung S. 249) und 


vom 11. Juni 1859 (Geſeßſamml. S. 338) bis zu einer anderweitigen geſetzli⸗ 


chen Regelung in Geltung und zwar mit der Maaßgabe, daß für die Verpflich ⸗ 
tung der drei Altersklaſſen der Seedienſtpflichtigen fernerhin dieſelben Selber 
ſtimmungen gelten, welche nach dieſem Geſetze für die Verpflichtung zum Dienite 
im Landheere feſtgeſtelt worden find, J. 4. Mit, der Ausführung dieſes Ge. 
ſetzes find Unſer Minſſter des Innern und Unſer Kriegs- und Marineminifter 
beauftragt. Beglaubigt: Das Staatsminiſterium. v. Auerswald. 


v. d. Heydt. Frhr. v. Patow, Graf v. Pückler. v, Bethmann⸗Hollweg. Graf 


v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. Graf v. Bernſtorff. 


Motive zu dem Geſetzentwurf, betreffend die Abänderung und Ergänzung | 


einiger Beſtimmungen des Geſeßes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte 
vom 3. Septbr. 1814. Die Motive zu der ins Leben gerufenen Reorganiſation 
der Armee find dem Landtage in der betreffenden Vorlage des Jahres 1860 aus. 
führlich dargelegt worden. Es genügt daher, die Haupigedanken jener Darle⸗ 
gung hier in der Kürze zu wiederholen. Preußen it den übrigen Großmächten 
an Kriegsmitteln (Geld und Menſchen) nicht gewachſen. Im Intereſſe feiner 
Ebenbürtigkeit und der internationalen Gleichſtellung ſeiner Angehörigen muß 
es darnach ſtreben, feinem Anſpruch auf politſſches Anſehen auch die thalſächliche 
Unterlage zu geben, und ſich für den Fal kriegeriſcher Entſcheldungen, die Er⸗ 
reichung des durch jeden Krieg in Ausſicht genommenen Zwecks, d. i. die ſieg⸗ 
reiche Niederwerfung des Gegners und die dadurch herbeigeführte Nöthigung zu 
einem günitigen Frieden, zu ſichern. Bei der relatloen Untergeordnetheit ſeiner 
Kriegsmittel iſt die Erreichung dieſes Zieles für Preußen in jedem Kampfe mit 
einer militäriſchen Großmacht eine Aufgabe, deren Schwierigkeit und Bedeu⸗ 
tung noch dadurch erhöht wird, daß es nicht allein preußiſche, ſondern, als Vor⸗ 
kämpfer Deutſchlands, wozu es durch ſeine geopraphiſche Lage, ſeine Geſchichte 
und feine bundesmäßige Verpflichtung berufen iſt, auch die deutſchen Intereſſen 
in erſter Linie zu verlreten und zu verfechten hat. Sind dieſe Vorderſäße richtig, 


ſo müſſen auch die daraus folgenden Schlüſſe als zwingend anerkannt werden. 


Aus dem Gegenſatz, in dem ſich Preußens politiſche Aufgaben und fein Anspruch 


auf eine hervorragende politiſche Bedeutung mit feinen thatſächlichen Machtver⸗ 


upe leben, ſowie gegen 


teln zu gelangen, wodurch die kommerziellen Verhältniſſe ausgedehnt werden. 


Dies find Fragen, auf weiche die kaiserliche Regierung eine veſondere 


tung le 
— des Dienſtes in allen feinen fo zahlreichen und ſo wichtigen Verzwei⸗ 
ngen von der rechtzeitigen Einhebung der Einkünſte des Staats abhängt. 
Ha er würden die Ausgaben für die Erhaltung der Lande und Seemacht Ge 
ände der beſtändigen väterlichen Sorgfalt unſeres erhabenen Herrn ſein, 
und die Wächter der Ehre und Sicherheit des Reiches nicht regelmäßig entlohnt 
werden können, wenn nicht die hiezu beſtimmten Einkünfte des Schatzes obne 
den geringſten Verzug eingehoben würden. Es iſt daher ein dringendes Be; 
dürfniß, die größtmögliche Sorge für die Deckung der öffentlichen Zahlungen 
zu hegen, die vet den Privaten in Reſt gebliebenen Abgaben einzutreiben, die 
von den Einwohnern erhobenen Summen direkt an den Staatsihag abzuliefern 
und endlich in den lokalen Ausgaben die größte Sparſamkeit zu beobachten. 
Ebenſo muß man allmälig der Regierung eigene Anträge darüber unterbreiten, 
wie die Eintreibung der Steuern erleichtert und die Einkünfte vermehrt werden 
können obne den Bewohnern den geringſten Nachtheil zuzufügen. 


Amerika. 

Bolivia. — [Ermordung des Generals Nanez.] 
Briefe aus Bolivia, die in England eingegangen ſind, geben eine 
haarſträubende Schilderung von den Scenen, welche die bereits 
gemeldete Ermordung von Yanez und Genoſſen begleiteten. Nach⸗ 
dem Le 
etwa 40 Getreuen ſich im Regierungspalaſte verbarrikadirt. Dort 
wurde er von der wüthenden Menge mit Schußwaffen aller Art 
angegriffen. Als ſchließlich das Thor eingeſchoſſen worden war und 
die Angreifer die Treppen hinanſtürmten, machte Janez den lezten 
Rettungsverſuch und flüchtete auf das Dach des anſtoßenden Polizei⸗ 

bäudes. Doch dort ereilte ihn eine Kugel und ſchwer verwundet 
ftarzte er vom Dache. Nun packte ihn die wüthende Menge, 
ihn vor das Thor des Loretto, wo er den Erpräfidenten Cordova 
hatte tödten laſſen, zwang ihn, die noch friſchen Blutſpuren auf der 

chwelle zu küſſen, worauf jeder der Umſtehenden, darunter auch 

auen, jo lange auf ihn losſchlugen, bis er todt war. Der Leichnam 
wurde unter Lachen und Verwünſchungen von dem Haufen nach 
dem Kirchhof geſchleppt. Sein Lieutenant Leopoldo Davila wurde 
auf dem großen Platze von Männern und Weibern bei lebendigem 
Leibe buchſtädlich in Stücke geriſſen, nachdem ihm ein Indianer⸗ 


der Wuth des Haufens und mitten im Getümmel wurden die Ge— 


Bedeu- 
as die finanziellen Angelegenheiten betrifft, jo weiß man, daß 


An 


gung 


re im Straßenkampf unterlegen waren, halte jener mit J 0 
ei i Pf 3 ea.‘ Staatsregierung in der Seſſion von 1861 nicht auf die Vorlage eines neuen 


hältniſſen befinden, folgt unabweislich einerſeits die möglichſte quantitative Ver 
mehrung feiner Streitmittel und — da dieſelbe feſte 5 77 hat — andererſeits 
die möglichſte qualitative Steigerung derſelben. Iſt chwert nicht ſo wuch⸗ 


ein 
tig und mächtig, als das ſeiner politiſchen be e ſo muß es deſto ſchärfer 


und ſchueidiger jein. Die numeriſche Steigerung der Streitmittel hat beſtimmte 
Grenzen, welche ohne Nachtheil weder unerreicht bleiben, noch überschritten wer 
den dürfen. Es iſt Amen dieſe Grenzen näher zu bezeichnen. Wenn Preußen 
im Jahre 1816, nach erſchöpfenden langjährigen Bedrückungen und Kämpfen, 
bet einer Bevölkerung von etwa 10½ Millionen, im Frieden, als Ausbildungs. 
ſchule der geſammten ftreitbaren Nation für den Krieg, ein ſtehendes Heer von 
130,000 Mann (d. i. 1,2, Prozent der Bevölkerung) unterhielt und unterhalten 
konnte, fo waren jene Grenzen wohl erreicht, aber nicht . fan a Mit der 
wachſenden Bevölkerung und dem ſteigenden Wohlſtande ſind allerdings auch 
die volkswirthſchaftlichen Intereſſen mit theilweiſe gerechtfertigten Anſprüchen 
auf Berückſichtigung anſehnlich gewachſen. Um den letzteren möglichſt Rechnung 
zu tragen, ohne die nicht minder ſchwer wiegende Rückſicht auf eine der nationa⸗ 
len Kraft und der politiſchen Aufgabe Preußens entſprechende Wehrfähigkeit zu 
vernachläſſigen, hat die Regierung bei der Reorganiſation der Armee den Prozent. 
jap jenes Jahres für die Stärke des ftebenden Heeres nicht feſthalten zu dürfen ge · 
glaubt. Derſelbe würde, bei einer Bevölkerung von ca. 18 Millionen, für die 
Gezenwart auf einen Friedensfuß von gegen 230,000 Mann binwelſen. Sie 
iſt vielmehr auf einen Prozentſatz von etwa 1% zurückgegangen und damit auf 
einen Friedensfuß von wenig über 200,000 Mann gekommen. Sollie jedoch 
diefe relative Verringerung für die militäriſche Bedentung Preußens ohne nach ⸗ 
heilige Folgen fein, ſo mußte mit der relativ geringeren numerischen Stärke die 

teigerung der qualitativen Tüchligkeit des Heeres Hand in Hand gehen. Sel⸗ 
bige konnte nur in der größeren Belebung des Organismos gefunden werden. 
Die Armee mußte befähigt werden, eine größere Menge wehrtüchtiger Elemente 
für den Krieg auszubilden. Sie mußte in ihrem ‚Sriedensorganicmus bereits 
alle für den Friegstall nöthigen Formationen in ihren organiſchen Anfängen vor⸗ 
bildlich enthalten. Sie konnte eine Steigerung der erziehenden und ausbildenden 
Potenzen, der angemeſſenen Vermehrung ihrer Führer, nicht entbehren. Ihr Ger 
füge mußte feſter und naturwüchſiger werden, und die ſichere Garantie für den 
unbehinderten Uebergang aus dem Friedens. in den Kriegszuſtand darbleten, ohne 
die militäriſchen den bürgerlichen Bedürfniſſen mit rüdjichtölofer Strenge voran⸗ 
zuſtellen. — Nur in der Erfüllung dieſer Bedingungen konnte die berechtigte 
forderung nach qualitativer Steigerung unſerer Webrkraft ihre Befriedi⸗ 
finden. Die königliche Regierung war ſich dieſer Ziele deutlich bewußt, 
als fie die Reorganiſation der Armee, nach der verfaſſungsmäßigen Bewilligung 
der erforderlichen Mittel, ins Leben rief. Sie zweifelte nicht, daß die Landes- 
vertrelung, wenngleich fie in der Seſſion von 1860 Anſtand genommen, die 
gesetzliche Regelung und finanzielle Fundirung der neuen Formation definiliv 
feſtzuſtellen, bei nochmaliger Erwägung der für die Unerläßtlichkeit ſprechenden 
Momente, den dadurch bedingten An orderungen gerecht werden würde. Sie 
konnte und mußte von dem patriotiſchen Sinne des Landes mit Sicherheit er⸗ 
warten, daß die von dem Landtage von 1860 gemachte proviſoriſche Bewilli⸗ 
gung der finanziellen Erforderniſſe demnächſt eine definitive Geltung erlangen 
würde. Um der Wiederholung von Erörterungen techniſcher Natur vorzubeu 
gen, um für die eigenen Erwägungen über das Maaß und die Art der bei der 
erſten Vorlage geltend gemachten Anforderungen nach Abänderung der gejeß- 
lichen Beſtimmuüngen über die Verpflichtung zum Krlegsdienſt einen weiteren 
Spielraum zu laſſen und dafür eine reifere Grundlage zu gewinnen, iſt die 


Geſetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte zurückgekommen. Sie hätte 
bei der vorherrſchend finanziellen Bedeutung der Reorganſſationsfrage, von 


Hauſe aus darauf verzichten können, wenn ſie einerſeits ID Beach t hätte, 
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ſchleifte ) 


fängniſſe erbrochen und 150 Sträflinge, die mit ihren Ketten daher⸗ 


geraſſelt 
war die Stadt La Paz wieder ruhig. Wenige Tage ſpäter hielt der 
Präſident Echa ſeinen Einzug. General Perez führt den Oberbefehl 
über die bewaffnete Macht. Als Wunder wird berichtet, daß an 
jenem Schreckenstage kein Raub oder Diebſtahl vorgekommen war. 
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kamen, vermehrten die Schreckniſſe dez Tages. Am Abend 


dingten Anforderungen, ohne die bisher 


daß das Gele vom 3. September 1814 mancher formaler Verbeſſerungen fähig 
und bedürftig geweſen wäre; wenn fie andererſeits nicht angenommen hätte, 
daß die damit dem Lande gleichzeitig angebotenen Erleichterungen in der Ablei 
ſtung der Kriegsdienſtpflicht die erhöhten finanziellen Anforderungen erträg ⸗ 
licher erſcheinen laſſen würden. Eine durch den Charakter der beabfichtigten 
Reorganifation bedingte Nothwendigkeit zu ſolchen Verbeſſerungen und Abän⸗ 
derungen jenes Geſetzes lag und liegt, nach der Ueberzeugung der Regierung, 
jedoch nicht vor. Auf & ründ dieſer Ueberzeugung beſchränkte ſie ſich daher in 
der Seſſion von 1861 lediglich auf die Forderung der geſetzlichen Feſtſtellung der 
finanziellen Baſis der neuen Organiſatſon. Wenn jedoch in den Verhandlun⸗ 
gen der betreffenden Kommiſſion, fo wie in den bezüglichen Plenar-Berathun⸗ 
gen des Abgeordnetenhauſes, mehrfach die von anderen Stimmen ebenſo ent» 
ſchieden verneinte Anſicht zum Ausdruck Bet iſt, daß die von der Staats ⸗ 
regierung geltend gemachte Auslegung des Geſetzes vom 3. September 18414, 


} | namentlich ded.$. 15 deſſelben, nicht berechtigt jei, jo erſcheint es für die Re⸗ 
weib beide Augen ausgeſtochen hatte. Noch viele Andere erlagen 


erung, obgleich ſie ihre Anſicht über die Bedeutung des genannten Parar 
graphen aus Ueberzeugung feſthält, um ferneren Debatten vorzubeugen, gebo- 
ten, alle, ſelbſt unberechtigt ſcheinende Zweifel durch die der Landesvertretung 
hiermit vorgelegten deklaratoriſchen und ergänzenden Zuſätze zu dem Geſetz vom 
3. September 1814 für immer zu beſeitigen. Abgeſehen hiervon, blieb auch 
die Verpflichtung zum Dienſte in der Marine, deren das eben erwähnte Geſetz 
nicht gedenken konnte, legislatoriſch zu begründen. Die der Landesvertretung 
in beiden Beziehungen vorgeſchlagenen Zuſätze entſprechen und genügen allen 
durch die neue Heeresformation, reſp. die Begründung einer Kriegsmarine be-- 
geſetzlichen Verpflichtungen im Weſent⸗ 


gi 


1814, was folgt: 8. 1. Die Verpflichtung zum Dienſte in dem ſtehenden 


27. Januar 1862. 


lichen zu erhöhen; ja fie vermindern dieſelben in nicht unerheblicher Weiſe, wie 
weiterhin dargethan werden ſoll. Zwar dehnt der $. 1 des neuen Gejeges die 


Verpflichtung zum ſtehenden Heere von 5 auf 7 Jahre aus, allein die dadurch 


beabſichtigte Veränderung hat von dem Standpunkte der Verpflichtung ledig ⸗ 
lich eine formale Bedeutung. Die Friedensdienſtzeit wird dadurch nicht ver⸗ 
längert; in dieſer Beziehung bleibt vielmehr der $. 8. des Geſetzes vom 3. 11 5 
tember 1814 in unveränderter Geltung. Und ebenſowenig wird die Dienftze 
während des Krieges dadurch erhöht, denn die beiden Jahrgänge von Beur⸗ 
laubten, welche nach dem Vorſchlage der Regierung für die Erganzung des 
ſtehenden Heeres beſtimmt find, ſollen ja nur für den Kriegsfall u. |. w. (vergl. 
5 1) zur Wiederergreifung der Waffen verpflichtet werden, mithin für einen 

all, in welchem ſie nach 8. 8 J. c. ohnehin dazu verpflichtet waren. Nur die 
Art ihrer Einreihung in die Kriegsformation der mobilen Armee ſoll daher ver- 
ändert werden, nicht aber die Verpflichtung 5 Kriegsdienſt an ſich. Um 
zugleich die Folgen des in Rede ſtehenden Geſetzesvorſchlages von allen Sei- 
ten zu betrachten, empfiehlt es ſich hier, auch des Unterſchiedes zu gedenken, wel⸗ 
cher in den bürgerlichen Rechtsverhäliniſſen der betreffenden Beurlauptenklaſſen 
durch die ihnen zugedachte Veränderung erzeugt werden möchte. Es beſteht aber 
in dieſem Betracht bekanntlich kein anderer geſetzlicher Unterſchied, als daß die 
beurlaubten Landwehrmänner der Einwilligung der Militärbehörden zur Aus⸗ 
wanderung nicht bedürfen, welche die beurlaubten Reſerven nachſuchen müſſen. 
Dieſer Unterfchied, iſt aber erfahrungsmäßig ohne alle praktiſche Bedeutung. 
Denn einerſeits ift die Auswanderungsluſt nicht ſo groß, daß ſie eine merkliche 
Verringerung der wehrfähigen Mannſchaft herbeizuführen drohte, und anderer⸗ 
ſeits iſt, aus eben dieſem allein zuläffigen Grunde, die Einwilligung zur Aus⸗ 
wanderung von den Militärbehörden nur in den ſelteſten Fallen verweigert 
worden. Sobald nun die Zahl der Reſerven, nach dem Vorſchlage der Regie⸗ 
rung, eine 4 2 755 Vermehrung erfährt, liegt noch weniger Grund zur Ver⸗ 
ſagung jener Erlaubniß vor, als bisher. Alle übrigen Rechtsverhäliniſſe Der 
Beurlaubten, mögen fie Reſerven oder Landwehrmänner heißen, bleiben durch 
die beabſichtigte Veränderung ganz unberührt. Dagegen wird die Ausführung 
dieſes Geſetzes eine Verringerung in der Uebungspflicht der verſchtedenen Beur⸗ 
laubtenklaſſen unverkennbar mit ſich bringen, da die Landwehrübungen nun⸗ 
mehr auf eine achttägige Periode während des fünfjährigen Verweilens im 
erſten Aufgebot beſchränkt werden dürfen und den zweimal beabſichtigten Uevun⸗ 
gen der Reſerven nach der bisherigen Praxis vier bis fünf längere Uevungs⸗ 

erioden der Reſerven und des erſten Aufgebots gegenüberſtehen. Wenn im 
5. 2 der neuen Geſetzesvorlage die Verpflichtung zum Dienſte in der Landwehr 
um drei Jahr herabzuſetzen vorgeſchlagen wird, ſo iſt darzuthun, daß eine ſolche 
durch Rückſichten auf die bürgerlichen Verhältniſſe unſerer zum Kriegsdienſt ver⸗ 
pflichteten Mitbürger dringend empfohlene Maaßregel ohne Beeinträchtigung 
der Wehrkraft des Landes geſchehen könne. Die Einthellung der Landwehr in 
zwei Aufgebote wird dadurch nicht berührt. Ebenſowenig die dieſen verſchie⸗ 
denen Aufgeboten durch das Geſetz vom 3. September 1814 auferlegten Ver⸗ 
pflichtungen. Die betreffenden Aufgebote würden in Zukunft aus reipeftive 
fünf und vier Jahrgängen, oder, nach der jetzigen Armeeformation immer je 
zwei Linienbataillone in einen und denſelben Landwehrbataillonsbezirk ent⸗ 
laffen und per Bataillon alljährlich ca. 160 Mann zur Reſerve beurlaubt wer⸗ 
den, aus 5 K 2x 160 = 1600 Mann des erſten und aus 4x 2x 160 = 12% 
Mann des zweiten Aufgebots in jedem Landwehrbatailkonsbezirk bestehen. Wenn 
man indeß, in Berückſichtigung der durch den Tod, eingetretene Dienſtuntaug ⸗ 
lichkeit, Auswanderung und bürgerliche Unabkömmlichtelt eingetretene Vermin⸗ 
derung, für das erſte Aufgebot 25 und für das zweite Aufgebot 35 Prozent in 
Abrechnung bringt, fo ergiebt ſich, daß in jedem Landwehrbattalllonsvezitk 
2025 Mann disponibel bleiben, aus denen man event. die Erfagtruppen ver⸗ 
ftärfen und außerdem ein Bataillon erſten Aufgebots & 1000 und ein Butatllon 
zweiten Aufgebots à 700 Mann, je nach dem Bedürfniß formiren kann. Kön- 
neu auf dieſe Weiſe, neben der durch die ins Leben gerufene Heeresreform eiwa 
verdoppelten Zahl von Linieninfanteriebataillonen 116 Landwehrbataillone 1. 
Aufgebots und 116 Landwehrbataſllone 2. Aufgebots aufgeſtellt werden, ſo er⸗ 
hellt, daß wir im Kriegsfalle, Dank der anderweitigen Verwendung der lian; 
ſten Jahrgänge der bisherigen Landwehr erſten und ungeachtet der Loslöſun 
der drei älteiten Jahrgänge der Landwehr zweiten Auftzebots nicht nur nich 
ſchwächer, ſondern nöthigenfalls ſelbſt auſehnlich ſtärker ins Feld rücken köunten, 
als bisher; auch daß wir zugleich im Stande ſein würden, unſeren zahlreichen 
Feſtungen eine hinlänglichere und qualitativ beſſere, weit jüngere, Befagung 
zu geben. Wir könnten dies! Wenn aber eine ſolche Nethwendiglelt nicht vor⸗ 
liegt, ſo würden wir auf die Formation des zweiten, ja des erſten Aufgebots 
ganz oder theilweiſe verzichten und uns darauf beſchränken können, die Unien⸗ 
wie die Landwehrbatalllone immer nur gerade fo ſtark zu formiren, als es von 
dem augenblicklichen Bedürfniß geboten wird. Daß wir in dieſen Beziehungen 
vor der Reorganiſation ungleich gebundener waren; wird ſich Jeder jagen, = 
unſere bisherigen Mobilmachungsbeſtimmungen in allen ihren Einzelheiten ſich 
angeeignet und praktiſch zur Ausführung gebracht hat. Nach den vor der Heeres 
reorganiſation beſtandenen Normen muß le überdies bei allen Mobilmachungen, 
ſollten nicht einzelne Provinzen und Bezirke die Laſt der Rüſtungen und die 
vorausſichtlichen Kriegsverluſte allein tragen, ſtets die geſammte militariſch⸗ 
verpflichtete Bevölkerung Preußens in Anſpruch genommen und ſomit eine tiefe 
Erſchütterung aller Erwerbs, und Verkehrsveryaltniſſe hervorgerufen werden. 
Partielle Mobilmachungen, wie ſolche im holſteinſchen Kriege, im badiſchen 
Feldzuge und bei Gelegenheit der Neuenburger Verwickelung theils ftattgefunden 
haben, thells beabſichligt wurden, mußten, bei unſerer bisherigen Kriegsver⸗ 
faſſung, ſehr erhebliche Benachtheiligungen einzelner Bezirke, nicht allein we⸗ 
gen der Gefährdung ihres Menſchenkapilafs, ſondern auch wegen der damit 
verknüpften Verringerung ihrer Erwerbs- und Produktlonskraft, nothwendi 
herbeiführen. Die allgemeinen Mobilmachungen der Jahre 1850 und 185 
haben auf der andern Seite dargethan, daß das zur Vermeidung ſolcher Un» 
gleichheiten allein disponible Mittel koftſpielt iſt. Mit der Heeresreorgantſation 
geſtalten ſich dieſe Verhältuiſſe in allen Beziehungen günſtiger. Ste erlaubt, 
bei theilweiſer, nach dem obwaltenden Bedürfniß genau abzumeſſender Macht⸗ 
entwickelung, die älteren Jahrgänge der zum Krlegsdienſt Verpflichteten unge⸗ 
ftört in ihrem bürgerlichen Beruf jo lange zu belaſſen, bis die Nothwendiskeit 
vollzähliger Kriegsbataillone evident geworden; ja fie geftattet, ohne jede Be⸗ 
einträchtigung unſerer Wehrkraft, ſelbſt bei der vollen Kriegsruſtung aller 
Aufgebote, die drei älteſten Jahrgänge der bisherigen Dienſtpflichigen vom 
Kriegsdienſte ganz auszuſchließen. Es iſt aber eine unbeſtreitbare Thatſache, 
daß der Werth der Arbeit des Mannes und mithin ſein Beitrag zu den Erwerbs⸗ 
mitteln und zur Steuerkraft des Landes im Allgemeinen vom 20. bis zum 40. 
Lebensjahre in ſtetiger Progreifion zunimmt. Jemehr daher der Kriegedienft, 
welcher die Mannſchaft den gewöhnlichen Erwerbsverhältniſſen entzieht, Beh jün« 
geren Altersklaſſen zufällt, während er die älteren frei laßt, deſto leichter und länger 
wird das Land die Kriegslaſt tragen können. Das aber iſt, wie bereits durch die 
Vorlage des Jahres 1860 überzeugend dargethan, gerade der Grundgedanke der 
großartigen Maaßregel, deren völlige, wiewohl allmähliche Durchführung die 
könſgliche Staatsregierung für ihre unbedingteſte und wichtigſte Aufgabe erklärt 
hat und, in voller Würdigung aller obwaltenden Verhältniſſe und Intereſſen, 
erklären mußte. Hierbei handelte und handelt es ſich nicht allein um die volle 
Realifirung des Prinzips der allgemeinen Dienſtpflicht; nicht allein Am die durch 
die Größe der politiſchen Aufgaben Preußens unapweislich gebotene Stärkung 
und Vermehrung ſeiner Streitmittel; nicht blos um einen aus der mehreren Ent⸗ 
laſtung feiner bürgerlich gebundenen und erwerbs« und fteuerfähigeren Bevslke⸗ 
rung ſich ergebenden Akt der Gerechtigkeit; ſondern um alle dieſe bedeutendſten 
Intereſſen in ihrer vollen Geſammtheit. Sie wiegen ſchwer genug, um alle auf 
einem anderen Gebiete murzelnden wichtigen Bedenken zurücktreten zu laſſen 
und der königlichen Staatsregierung die unabweisbare Pflicht aufzuerlegen, die 
theils ins Leben gerufene, theils beabſichtigte Reform unſetes Heerweſens mit 
allen verfügbaren Kräften, welche eine ſtarke Ueberzeugung, und mit allen loya⸗ 
len Mitteln, welche Pflichttreue und patriotiſcher Eifer in Bewegung zu ſeßen 
vermag, zum geſetlichen Abſchluß zu bringen. Wer, wie fie, Preußens große 
politiſchen Aufgaben richtig erkennt und ihre Löſung aufrichtig will; wer die 
entgegenſtehenden Schwierigkeiten vollkommen würdigt und dennoch nicht davor 
zurückſchreckt; wer die Ueberzeugung theilt, daß en fi politiſche Ziele nur mit 
großen Mitteln und ganzen Maaß regeln zu erreichen find: der wird auch an ſich 
gerechte Bedenken nicht über ihren wahren Werth veranſchlagen und in ruhiger 
und einſichtiger Abwägung der großen obwaltenden e ſchließlich den 
fürſorglichen Intentionen der königlichen Regierung die Zuſtimmung nicht ver« 
ſagen können, durch welche des Vaterlandes Macht und Anſehen nach Außen, 
fein Heil und Gedeihen nach Innen für lange Zeit geſichert werden wird. 

— Der Entwurf einer Wegeordnung für die ganze preſußiſche 
Monarchie umfaßt in 6 Titeln 67 Paragraphen. Die Motive zu dem Ent⸗ 
wurfe nehmen 128 Folioſeiten ein. Der Werth der umfangreichen Vorarbeiten, 
welche ſchon im Jahre 1802 begonnen wurden, iſt um ſo größer, als im Laufe 
derſelben in der Hauptſache dieſelben Grundſätze angenommen, bezüglich zur 
Durchführung gekommen ſind, welche in dem vorliegenden Geſetzentwurf zur 


Erſcheinung kommen. Hier iſt nur zu gedenken, daß die früher beabſichtigte 
Aufnahme ausführlicher kechniſcher Vokſchriften über Inſtandſetzung und Unter⸗ 
haltung der Wege, ſowie zuſammenhängender Beſtimmungen über Wegepolizei⸗ 
vergehen gegenwärtig unterblieben iſt. Was die erſteren Vorſchrlften angeht, 
fo erichien es angemeſſen, hierbei für die Berückſichtigung der bejonderen Ver- 
hältniſſe in den einzelnen Landestheilen freien Spielraum zu laſſen, um die An⸗ 
forderungen an den Wegebau nicht über das Maß hinaus zu ſteigern, welches 
das Bedürfniß verſchledenartigen Verkehrs erfordert und welches klimatiſche und 
Bodenverhältniſſe geſtatten. Deshalb find die näheren Beſtimmungen für einen 
jeden Regierungsbezirk oder nach Umſtänden auch für enger begränzte Landes⸗ 
theile im $. 13 beſonderen Regulativen vorbehalten. Es empfiehlt ſich dies zu- 
gleich wegen der Veränderlichkeit der in dieſer ae zu ſtellenden Anfor- 
derungen und wegen der weſentlich adminiſtrativen Geſichkspunkte, welche dabei 
in Betracht kommen. In Hinſicht der Polizeivergehen war bei näherer Erwäͤ⸗ 
gung ein Bedürfniß nicht anzuerkennen, die polizeilichen Beſtimmungen, welche 
im Allgemeinen Landrecht, in der Feldpolizelorznung, deren Ergänzungen und 
in verſchiedenen anderen Geſetzen und Verordnungen, namentlich auch in dem, 
im Laufe der Vorberathungen, emanirten allgemeinen Strafgeſetzbuch zerſtreut 
vorhanden ſind, zu boch Auch erſcheint ein ſolches Verfahren darum 
nicht gerathen, weil dieſe Materſe auf ſolche Weiſe doch nicht abgeſchloſſen wer⸗ 
den kann, das Geſetz über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 aber die 
Möglichkeit der nöthigen Abhülfen und Anordnungen giebt. Was das Bedürf⸗ 
niß zu einer allgemeinen Wegeordnung anbelangt, fo ift dieſes allgemein aner⸗ 
kannt und es ſoll letzteres an die Stelle der N . allgemeinen, wie der in 
den verſchledenen Provinzen beſteheuden Geſetze, Ordnungen und Obſervanzen 
treten; nur einige derſelben und die ſich Kr beſondere Rechtstitel gründenden 
Rechte und Verbindlichkeiten ſollen in Kraft bleiben. Die Wegebaulaſt ſoll künf⸗ 
tighin vorbehaltlich zu gewährender fiskaliſcher Unterſtützungen regelmäßig den 
olitiſchen Gemeinden und Kreiſen, wo aber ein Wegezoll erhoben wird, den 
Ng ereugten obliegen. Der Inhalt der Verpflichtungen wird beſtimm ! 
die Handhabung der Aufſicht geregelt. Die Verpflichtungen der Grundeigen⸗ 
thümer in Beziehung auf den Wegebau werden geordnet, und insbeſondere wird 
für die einſchlagenden Expropriationen ein geregeltes Verfahren gegeben, Letz⸗ 
teres giebt einen vorläufigen Erſatz für die noch mangelnden allgemeinen Expro. 
priationsvorſchriften. Falls das ebenfalls im Entwürfe jetzt ausgearbeitete Ex⸗ 
proprlationsgeſetz früher oder gleichzeitig mit der Allgemeinen Wegeordnung 
Geſetzeskraft erlangen ſollte, wird in e zu nehmen fein, ob die in letz ⸗ 
terer aufgenommenen Beſtimmungen über Erpropriationen, unter Hinweiſung 
auf das dieſe Materie behandelnde beſondere Geſetz, hieraus wieder zu entfer⸗ 
nen, oder ob ſie, unter Bewahrung des Einklangs, des Zuſammenhangs wegen 
bier beizubehalten ſeien. Die Motive zählen mit großer Ausführlichkeit die ver⸗ 
ſchiedenen Beſtimmungen, welche in den verſchiedenen Provinzen und den Thei⸗ 
len jeder Provinz Mu ar auf und gehen dann zu dem ſpeziellen Theil über. 
Der erſte Titel enthält allgemeine Beſtimmungen über Gebrauch und Unterhal⸗ 
tung der öffentlichen Wege. Nur mit letzteren hat ſich das Geſetz nach ſeinem 
Zweck Li beſchäftigen. Der zweite Titel beichäftigt ſich im erſten Abſchnitt mit 
den allgemeinen Vorſchriften über öffentliche Fahrwege. Der 8 3 ordnet im Zu⸗ 
ſammenhange mit dem erſten Titel den Gebrauch derſelben. Des Gebrauchs 
zum Gehen iſt dabei nicht beſonders Erwähnung geſchehen, weil der ausge⸗ 
dehntere Gebrauch zum Fahren, Reiten u. ſ. w. den minderen Gebrauch zum 
Gehen in ſich ſchließt, letzterer auch von den gewählten allgemeinen Ausdrücken 
mit begriffen wird. Der im 8 4 ausgeſprochene Grundfag, daß den Zollberech⸗ 
tigten auch die Unterhaltung obliegt, ſoweit ſich die Berechtigung territoriol er- 
ſtreckt und abweichende Beſtimmungen bei Verleihung derſelben nicht getroffen 
find, iſt allgemein und herkömmlichen Rechtes. ad 8 5. Nach 8 4 kann der 
Fall eintreten, daß die Verpflichtung des Hebeberechtigten, in Anſehung der 
Banlaſt eine geringere iſt, als die in dieſem Geſetz regelmäßig vorgeſehene. Es 
ergiebt ſich von ſelbſt, daß für dieſe überſchießende Erforderniſſe dann auch die 
nach der Regel des Geſetzes Wegebaupflichtigen einzutreten haben. Das dadurch 
bedingte Nebeneinanderkteten zweier Verpflichteten kann jedoch für die Aus, und 
Durchführung der erforderlichen ordnungsmäßigen Unterhaltung die erheblichſten 
Schwierigkeiten und gradezu Unzuläſſigkeiten mit ſich führen. Dleſen iſt nicht 
anders zu begegnen, als daß die ganze Kommunikationsanlage von Einem der 
Pflichtigen zur alleinigen Unterhaltung in dem ordnungsmäßigen Umfange über⸗ 
nommen wird. § 6. Iſt der Hebungsverechtigte nicht mehr im Stande, ſeinen 
Verpflichtungen nachzukommen, und tritt auch nicht ein Dritter freiwillig für 
ihn ein, fo müſſen die Fälle unterſchieden werden, daß die betreffende Kommu- 
nikationsanſtalt im Verkehrsintereſſe noch ferner erhalten werden muß, oder daß 
fie für den öffentlichen Verkehr entbehrlich iſt. Im letzteren Falle bleibt nichts 
übrig, als das Kommunikationsmittel dem Verfall zu überlaſſen, und würde 
nur bei etwa eintretenden Gefahren der Benutzung letztere ganz zu ſiſtiren fein, 
Im erſteren Falle haben diejenigen die Unterhaltung zu übernehmen, welche ohne 
Vorhandenſein eines Hebungsberechtigten dazu verpflichtet geweſen ſein würden. 
Eine Entſchädigung hat Letzterer nicht zu beanſpruchen, da ohnehin ein Dritter 
durch Jenes Schuld oder wenigſtens durch einen in ſeiner Perſon liegenden Zufall 
eine Verpflichtung überkommt. g. 7. Soweit Hebungsberechtigungen nicht beſtehen, 
oder in Wegfall kommen, beſtimmt der 8. 7 die ſchon oben gerechtfertigte Regel 
der Unterhaltungspflicht der Gemeinden und, bezüglich der Straßen größerer 
Bedeutung, der Kreiſe. Aufgabe der Geſetzesvorläge iſt, leiſtungsfähige Bau⸗ 
pflichtige zu beſtimmen, und auf dieſe Weiſe den jetzigen Verkehrsbedürfniſſen 
zu genügen. Deshalb find auch die Wege in ihrer Benennung nach der Unter 
halkungspflicht in Kreisitragen und Gemeindewege geſchieden. 88. 8, 9. Die 
88. 8 und 9 reguliren die Verpflichtung der Unterhaltung von Wegen und 
Brücken, welche die Grenze zwiſchen zwei Wegebau «Verbänden bilden, nach 
natürlichen und allgemeinen Prinzipien. 8. 10. Die Frage, welche Wege zu 
den Gemeindewegen, welche zu den Kreisſtraßen zählen ſollen, kann nur in 
Erwägung aller konkreten Umſtände: der Bedeutung der Wege für den Ver⸗ 
kehr, des Bedürfniſſes in den Aufwendungen zu der Unterhaltung und der Leis 
ſtungsfähigkeit der Betheiligten entſchieden werden. Es handelt ich hierbei 
darum, eine Anzahl der Wege, welche zunächſt von den Gemeinden zu unter. 
halten find, aus den Gemeinbewegen heraus zu Kreisſtraßen zu erheben. Die⸗ 
ſem Geſichtspunkte entipricht es, daß vorerſt die Kreisſtände über dieſe Aus⸗ 
ſcheidung vernommen werden — die Anregungen werden von ſelbſt von den 
Gemeinden ausgehen — und die Regierung, mit Sulaffumg des Rekurſes an 
den Oberpräſidenten, demnächſt die Entſcheidung trifft. Eine Autonomie kann 
den Kreisſtänden nicht beigelegt werden, ohne das ganze Prinzip des Geſetzes 
zu alteriren und namentlich den Geſichtspunkt: für alle Fälle tüchtige Wege⸗ 
verbände zu ſchaffen, unerfüllt zu laſſen. §. 11. Der Umfang der Verpflich⸗ 
tungen, welche nach 8. 11 die Baulaſt in ſich ſchließt, iſt durch die Natur der 
Sache, die bisherigen Geſetze und das öffentliche Intereſſe gegeben und be. 
dingt. Derſelbe hat nur in den hauptſächlichen Beziehungen im Geſeßz felbit 
angegeben werden können. Auch die Bejeitigung von Gegenjtänden, welche 
den Verkehr hemmen, liegt zunächſt den Wegebaupflichtigen ob. $. 12. Den 
angrenzenden Grundbeſitzern Brücken und Zugänge zu ieh Grundſtücken zu 
beſchaffen und dieſelben zu unterhalten, iſt nicht Aufgabe des Wegebaues. 
Dieſe Nebenverbindungen ſind privater Natur. Den Grundbefigern wird durch 
die öffentlichen Wege ſchon geeignetere Gelegenheit geſchafft, zu ihren Feldern 
zu gelangen, ſie können aus der Anlage jener Wege und Umziehung derſelben 
mit den zur Inſtandhaltung erforderlichen Gräben nicht überdſes Anſprüche 
herleiten. Die Herſtellung jener Zugänge iſt daher den Intereſſenten zu über⸗ 
laſſen und war dies zur Vermeidung von Zweifeln ausdrücklich auszusprechen. 
Im Uebrigen iſt die Unterhaltung der Brücken wie der Fähren grundſätzlich als 
ein Theil der Wegebaulaſt anzuſehen und von den angrenzenden Wegebaupflich 
tigen zu übernehmen. Die neue Anlage von Brücken und Fähren, wo ſolche erfor- 
derlich wird, und die Unterhaltung ſolcher neuen Bauwerke fällt nach dem Syſtem 
des Geſetzentwurfs den nach den Regeln zum Wegebau an betreffender Stelle Ver⸗ 
pflichteten zu. Geſetzlich hierin eine Aenderung eintreten zu laſſen, ſoweit es ſich um 
nicht ſchiffbare Gewäfjer oder Theile derſelben handelt, iſt kein Grund. Im 8. 13 
iſt Vorſchrift gegeben, wie die Verpflichtungen des 8. 11 in den einzelnen Be⸗ 
zirken unter Berückſichtigung der klimatiſchen und Bodenverhältnſſſe, ſowie des 
Umfanges des Verkehrs konkrete Geſtalt gewinnen ſollen. Es ſind zu dieſem 
Behufe Regulative aufzuftellen, wie ſie ſchon mehrfach in den beſtehenden Wege 
Ordnungen enthalten und auf Grund derſelben von den Regierungen erlaſſen 
find. Dieſelben haben feſtzuſtellen, was objektiv nothwendig und praktiſch iſt. 
Dabei find die durchſchnittlichen Verhältuiſſe zum Anhalt zu nehmen, Für fin- 
uläre Verhältniſſe müſſen Ausnatmen zuläſſig bleiben. 8. 16 geſtattet den 
egebaupflichtigen und den ſonſt Berechtigten, die Wege zu nutzen, ſoweit das 
öffentliche Intereſſe, zu deſſen Erfüllung fie beſtimmt find, nicht beeinträchtigt 
wird. Dagegen will 8. 17 die aus einem praktiſchen Bedürfnig hervorgegan⸗ 
gene Verpflichtung feſtſtellen, wonach die Benutzung der Wege für andere ge- 
wöhnlich mit denfelben verbundene öffentliche Anlagen (Kanäle, Röhren für 
Waſſerleitungen u. ſ. w.) geſtattet werden muß. Die Beſtimmung des $. 18 iſt 
dem 8.20, Tit. 15, Ty. II, des Allg. Landrechts entlehnt, ſtimmt mit den Prin⸗ 
zipien der 88. 69—71 a. a. O. und des 9. 271, Tit. 9, TH. daſelbſt überein, 
und iſt ſchon in die erſten Entwürfe aufgenommen. — Der zweite Abſchnitt han⸗ 
delt von den Chauſſeen und ſoll das ſchon bisber beſtandene Verfahren und die 


eſetzlichen Vorſchriften in Betreff des Chauſſeebaues ordnen. 8. 19. Die An- 
2 Chauſſeen ift, wie ſchon bisher, von Aufſichts wegen nicht zu erzwin⸗ 
gen bgleich hiernach der Chauſſeebau, auch der nicht fiskalſſche, ein freiwilliger 
ſt, werden doch gemeiniglich für denſelben gewiſſe Rechte in Anſpruch genom⸗ 
men, welche ſchon nach der Natur der letzteren die landesherrliche Genehmigung 
erforderlich machen und, daran auſchllehed gewiſſe Regeln und Pflichten be» 
dingen. 88. 21 — 23. Die Rechte, welche für den ſonſtigen Cbauſſeebau nach 
Prüfung verliehen werden können, ſind mit Ausnahme des ſpäterhin allgemein 
a Erwähnung kommenden Erpropriationsrechts in dan 8. 21 — B aufgezählt. 

as wichtigfte und charakteriſtiſchſte derſelben iſt das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes. Wo dieſes nachgeſucht wird, werden die übrigen Rechte und 
Ordnungen regelmäßig auch in Anſpruch genommen. Es ift deshalb zur Ver⸗ 
einfachung der Sache, daß letztere in jenen von ſelbſt eingeſchloſſen erachtet 
werden. Der 8. 22 konſtitulrt die Gebühren⸗ und Stempelfreiheit für die dort 


näher bezeichneten Verhandlungen und Urkunden. Endlich find im g. 23 die 


Beziehungen zu den bisherigen Wetze⸗Intereſſenten geregelt. Der zweite Ab. 
ſchnitt handelt von den Kleleſtraßen, der dritte von den Gemeindewegen. In 
dem Abſchnitte über Gemeindewege ift nach dem deklaratoriſchen und reſumi⸗ 
renden 8. 28 Gelegenheit genommen, zur Beſeitigung mehrfach entſtandener 
Zweiſel der Natur der Verhältniſſe gemäß feſtzuſtellen, daß die Reinigung 
der Straßen jeder Art nicht zur Wegebaulaſt gehört, vielmehr durchweg den 
örtlich - polizeilichen Bedürfniſſen beende und deshalb grundſäßlich als eine 
kommunale Laſt zu erachten iſt. er F. 30 enthält eine Ausnahme ⸗Beſtim⸗ 
mung für den Fall, daß die den Wegen adjacirenden Grundſtücke abwechſelnd 
verſchledenen Gemeinden oder Gutsbezirken angehören und daher im Ge⸗ 
menge liegen. 88. 31, 32, 33. Durchgehend größere Wege» Verbände zwiſchen 


mehreren Gemeinden oder zwiſchen den Gemeinden und Gutsbezirken einzu. 


führen erſchien ſchon nach Lage der beſtehenden Gemeindeverfaſſung nicht an- 
gänglich. Solche Verbände würden deshalb ihren Zweck auch nicht genügend 
erfüllen, es ließe ſich dies nur dann erwarten, wenn überhaupt ein gemeinſchaft⸗ 
licher Verband geſeßlich gegeben wäre. $. 34. Hinſichtlich der Beitragsverhält⸗ 
niſſe der Gemeinden in ſich ſoll es vorerſt, um einen angemeſſenen Uebergang 
in die veränderten Verhältniſſe zu ermöglichen, bei dem beſtehenden Verthei⸗ 
lungsmaaßſtab bleiben. $. 35. ſichert der Regierung die nöthige Aufſicht und 
Einwirkung auf Erhaltung der Gemeindewege und Befriedigung hervortreten 
der erweiterter oder veränderter Bedürfniſſe. 8. 36. Werden letztere durch be 
ſondere Anlagen herbeigeführt oder haben dieſelben von der verbeſſerten Kom- 
munikation hervortretende Vortheile, jo kann den Befigern derſelben auf Antrag 
der Gemeinde auch erhöhte Laſt auferlegt werden. $, 37. Ganz beſonders 
und in einer ſpeziellen Richtung hat ſich das Bedürfniß, Derjenigen, welchen der 
Vortheil zunächſt, in Anſpruch zu nehmen, bei der Anlegung oder Verleguug 
ſtädtiſcher Straßen geltend gemacht. Hierbei handelte es ſich entweder um eine 
völlig neue Herſtellung einer Straße, welche in Einem oder allmählig erfolgt, 
oder um die Einrichtung eines ſchon beſtehenden, aber noch nicht entſprechend 
regulirten Weges zu einer förmlichen ſtädtiſchen Straße. Die Wegebaulaft 
kann den Gemeinden in einzelnen Fällen zu ſchwer fallen, das Maaß der Lei⸗ 
ſtungen der zunächſt Verpflichteten findet in den Kräften derſelben ſeine natür⸗ 
liche Begränzung. Es it dann das Eintreten geſetzlich zur Hülfe Verpflichteter er. 
forderlich; ohne eine ſolche Uebertragung iſt eine reelle Verbeſſerung des Wege⸗ 
bauweſens nicht möglich. Titel 3. Von den öffentlichen Fußwegen. In Be⸗ 
treff der Fußwege it die bisherige Geſetzgebung mangelhaft, obgleich die Be⸗ 
fugniß der Verwaltungsbehörden, auch bezüglich öffentlicher Fußſteige über 
Erhaltung und Inſtandhaltung zu wachen, nie im Zweifel geweſen iſt, auch 
mehrere provinzielle Wegeordnungen derſelben, ihrer Einrichtung und Unter⸗ 
haltung gedenken; das Neu⸗Vorpommerſche Wegerecht ſogar ſehr genaue Be- 
ſtimmungen darüber enthält. Die Beſtimmungen des $. 41 laſſen Raum für 
die vorkommende Verſchiedenheit in der Art der Benutzung und Unterhaltung. 
Der $. 42 erklärt diejenigen über die Fahrwege gegebenen Vorſchriften, welche 
auch für Fußwege geeignet und zu deren Unterhaltung nothwendig ſind, auf 
letztere anwendbar. $. 43. Beſonderer Art find die Bürgerſteige in den Städ⸗ 
ten und fonftige an den Gebäuden hinführende Fußſtelge. Dieſelben bilden 
weſentlich den Eine zu den Häufern und Gehöften, find deshalb am ange 
meſſenſten und auch am leichteſten von den Eigenthümern zu unterhalten. 
Titel 4. Von den Verpflichtungen der Grundeigenthümer in Beziehung auf den 
Wegebau. Die 58.44 un 46 bezeichnen die Bedürfniffe, für welche der Grund 
und Boden gegen Entſchädigung in Anfpruch genommen werden kann. Die 
ſelben find dem 8.8 des Geſeßes vom 3. November 1838 über die Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen nachgebildet. Im 9. 46 iſt die Entſchädigung nur für den unmittelbaren 
Schaden vorgeſehen, da nur in dieſer Weiſe das Erheben maßloſer, zu weitläufigen 
und koſtſpieligen Prozeſſen Veranlaſſung gebender Anſprüche verhindert werden 
kann, eine erhebliche mittelbare Benachthelligung der Adjazenten in den betreffenden 
Fällen nicht leicht denkbar und eine gewiſſe Mitleidenheit derſelben zu Gunſten 
des Wegebaues gerechtfertigt erſcheint. Der 8. 45 ordnet für gewiſſe Fälle Na⸗ 
turalentſchädigung an. Neben fremden Grundſtücken können und müſſen unter 
Umſtänden fremde Materialien für den Wegebau in Anſpruch genommen wer⸗ 
den. Die 88. 47 und 48, welche darüber disponiren, gründen ſich auf die Be⸗ 
ſtimmungen der $. 18 und 19 Tit. 15 Th. III. Allg. L. R. und der Kabinetö- 
ordre vom 11. Juni 1825. 8. 50. Für das bei Expropriationen zu beobachtende 
Verfahren beſtehen bekanntlich in den altländiſchen Provinzen geordnete Vor⸗ 
ſchriften nicht. Die Emanation eines bezüglichen Geſetzes iſt in Angriff genom⸗ 
men. Bis zu deſſen Erſcheinen wird es jedoch angemeſſen ſein, für dieſe Materie 
wenigſtens vorläufige Beſtimmungen zu treffen. Es iſt hierbei davon ausge⸗ 
gangen, daß in allen Fällen, in welchen es ſich um dauernde Abtretung von 
Grund und Boden handelt, die landesherrliche Genehmigung erforderlich iſt. 
Spezieller Erwähnung bedürfen die Verhältniſſe im Bezirke des Appellationd- 
erichtähofe zu Köln nnd in den ehemals naſſauiſchen Landestheilen. Im efteren 
Bezirke gelten, ſoweit es ſich um Entziehung von Grund und Boden handelt, 
das Geſetz vom 8. März 1810 über das Verfahren bei zwangsweiſer Abtretung 
von Grundſtücken zum öffentlichen Nutzen und das ergänzende Geſetz vom 25. 
Mai 1857. Dieſe geordneten Beſtimmungen bleiben in Kraft. Außerdem aber 
ſtand den an die Stelle der Präfekten getretenen Regierungen bisher nach Art. 6 
des Geſetzes vom 28. Februar 1805, ſowie auf §. 2 Nr. 2 f. 12 des Reſſort⸗ 
Reglements vom 20. Juli 1818 ein ſelbſtändiges Expropriatlonsrecht bei Ver⸗ 
fegung oder Verbreiterung von Gemeindewegen zu. Jenes ſelbſtändige Expro⸗ 
prlationsrecht erſtreckt ſich bis zu einem Umfange von 6 Metern (19 Fuß 2 3.), 
und wie in der Praxis angenommen worden ift, auf die Gräben als nothwen⸗ 
diges Acceſſorium. 88. 51—53 enthalten Einſchränkungen des deen 
der anliegenden n e welche nach dem Gutachten der Sachverſtändigen 
erforderlich ſind, um die Wege im fahrbaren Stande zu erhalten und bei Bes 
nutzung derſelben Unglücksfälle zu verhüten. Tit. 5. Von der Kompetenz der 
Behörden in Wegebauſachen. SS. 54 ff. Hinſichtlich der Kompetenz der Be⸗ 
hörden in Wegebauſachen iſt dahin geſtrebt, das Verfahren möglichſt zu verein⸗ 
fachen und zu dezentraliſiren, und neben dem öffentlichen Intereſſe die Rechte 
der Verpflichteten thunlichſt ſicher zu ſtellen. Daher ift der Grundſatz befolgt, 
daß, wo es auf eine adminiſtrative Entſcheidung ankommt, dieſe überall der 
Regierung zuſteht und zwar endgültig, wo die Adminiſtrativbehörde interimiſtiſch 
zu entſcheiden hat und die Betheiligten ihre dadurch berührten Jutereſſen im 
Rechtswege verfolgen können. F. 55. Zur Exleichterung der Aufſichtsführung 
Seitens der Kreis⸗ Polizeibehörde iſt im 8, 55 fakultalſb die Einrichtung von 
Wegebaubezirken und die Beſtellung von a er in jedem Bezirke 
vorgeſehen. Der 8. 56 befeſtigt und regelt die ſchon beſtehenden verfaſſungs⸗ 
mäßigen Verhältniſſe, wonach über die gegenwärtige und künftige Benutzung 
bezüglich über die Einrichtung eines Weges für den öffentlichen Verkehr von der 
Landes-Polizelbehörde Beſtimmung getroffen, und eine im Intereſſe des öffent- 
lichen Verkehrs nothwendige Leiſtung interimiſtiſch angeordnet werden kann, die 
Entſcheidung auch in Betreff der Nothwendigkeit der Leiſtung eine definitive iſt, 
während dem in Anſpruch genommenen der Rechtsweg gegen denjenigen offen 
bleibt, welchen er zu der ihm angeſonnenen Leiſtung oder zur Entſchädigung 
verpflichtet erachtet. Der 8. 57 beſtimmt die Kaſſen, aus welchen in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit der regulatren Verpflichtung die etwa nöthigen Vorſchüſſe zu 
leiſten find und begrenzt die exekutive Exekution auf die Perſonen oder Korpora- 
tionen, welche in dem adminiſtrativen Verfahren zugezogen ſind. Titel 6. 


Schlußbeſtimmungen, 8. 59. Der Anfang der Gultigkeit des Geſetzes iſt unter 


Offenhaltung der Jahreszahl auf den 1. ai angenommen — ein Termin, der 
ſich namentlich mit Rückſicht auf eintretende Wechſel in den Perſonen der Ber- 
pflichteten wegen der Jahreszeit empfiehlt. 


Haus der Abgeordneten. 

— Die Kommiſſion des Hauſes der Abgeordneten zur Vorberathung des 
Geſetzentwurfs wegen der nn iſt gewählt und hat ſich kon⸗ 
ſtitulrt: Kühne, Vorfigender, Simſon, Stellvertreter; v. Forkenbeck, Schrift- 
führer. Krüger Den n), Stellvertreter; Oſterrath, Gerſtein, Oppermann, 
Borſche, Reſchenſperger, v. Kirchmann, Hagen, v. Nönne (Glogau), Klotz, 
v. Bockum⸗Dolffs. 

— Die Kommiſſion des Hauſes der Abgeordneten zur Vorberathung des 


\ 


Sejegentwurfs wegen der ländlichen Polizeiverwaltung in den ſechs öſtlichen 
Provinzen beſteht 5 folgenden 21 Mitgliedern: Waldeck, Vorſitzender, Eee 


Lokales und Provinzielles. 

Poſen, 27. Jan. [Zur Statiſtik.] Im Jahre 1861 find 
unter der Zivilbevölkerung der Stadt Poſen 1386 Perſonen gebo⸗ 
ren und 1298 geſtorben. Der Ueberſchuß der Gebornen war ſomit 
nur 88. Das Jahr 1860 war für die Bevölkerung günſtiger, in⸗ 
dem 1491 Perſonen geboren wurden und nur 1241 ſtarben. Da 
feine Epidemien geherrſcht haben, die Preiſe der Lebensmittel mäßig 
und die klimatiſchen Einflüſſe nicht ungünſtig waren, fo iſt die Ur 
ſache der vermehrten Todesfälle und der verminderten Geburten in 
den öffentlichen Zuſtänden des Jahres 1861 zu ſuchen, insbeſondere 
der beklagenswerthen politiſchen und religiöſen Agitationen, welche 
das Vertrauen, dieſe belebende Seele der Arbeit und des Verkehrs, 
auch hier vielfach erſchüttert, Nahrungs- und Erwerbloſigkeit be⸗ 
fördert und ihren verderblichen Einfluß bis in das Familienleben 
geäußert hat. Aus dieſer Urſache iſt auch wohl die Anzahl der Ehe⸗ 
bündniſſe hinter der des Jahres 1860 zurückgeblieben. Es wurden 
nur 390 Paare getraut, gegen 409 im Jahre vorher. Unter den 
Geborenen waren 672 Knaben und 714 Mäochen. Unter den Ge⸗ 
ſtorbenen 661 männlichen 634 weiblichen Geſchlechts. Todt gebo⸗ 
ren wurden 76. Im erſten Lebensjahre ſtarben 391 Kinder, im 
Alter von 1—3 Jahren 210, von 5—5 Jahren 56, das Lebens⸗ 
alter von über 90 Jahren erreichten 5 Perſonen, von über 80 Jah⸗ 
ren 21, von über 70 Zahren 51. Bei der katholiſchen Bevölkerung 
wurden 745, bei der evangeliſchen 452, in der jüdiſchen Gemeinde 
191 Geborene angemeldet. Außer der Ehe wurden 228 Kinder 
geboren. Zwillingsgeburten kamen 17 vor. Durch Selbſtmord en⸗ 
deten 3, durch Unglücksfälle 12, durch Todtſchlag 1 Perſon. 

EO — [Der vorausſichtliche Waſſerſtand der Warthel 
im kommenden Frühling richtet ſich, nach den Beobachtungen und 
Erfahrungen, die ſeit den dreißiger Jahren von unſeren Feſtungs⸗ 
baubeamten gemacht worden ſind, durchaus nach dem Waſſerſtande, 
bei dem zu Anfange des Winters die Warthe ſtehen bleibt, d. h. 
bei dem ſich eine feſte Decke zu bilden beginnt. Ueber dieſen Stand 
ſteigt das Waſſer im Frühlinge beim Aufgehen der Warthe ge⸗ 
wöhnlich 8, hoͤchſtens 12 Fuß. Wir hätten demnach, da in dieſem 
Winter die Warthe am 23. Dezember mit 3“ 8“ Pegelſtand ſtehen 
blieb, vorausſichtlich 11’ 8", hoͤchſtens aber 15,8“ Waſſer zu er⸗ 
warten. Im vorigen Winter blieb die Warthe ſtehen mit 2,2“ und 
ſtieg auf 11100, alſo um 98“. Im Jahre 1854 dagen, nachdem 
den ganzen Sommer über Hochwaſſer geweſen war, blieb ſie ſtehen 
mit etwa 10— 11, und erreichte Anfangs April 1855 bekanntlich 
die enorme Höhe von über 22“ 

— [Das Einfrieren der Gasuhrenl bei ſtrenger Kälte 
iſt ein Uebelſtand, den man am beſten vermeidet, wenn man ein 
für alle Mal zu der in dieſen befindlichen Quantität Waſſer den 
vierten Theil Glycerin hinzumiſcht. Zum ſpätern Auffüllen darf 
dann nur reines Waſſer und kein Glycerin mehr genommen wer⸗ 
den. Man bekommt dies Glycerin, das ſonſt auch mediziniſche 
Verwendung, z. B. gegen Froſtbeulen, findet, bei den Droguiſten. 

— [Der Redakteur des „Dzien. pozu.] ift nach dem 
Verhaftsbefehl des Anklageſenats des Königl. Kammergericht für 
Staatsverbrechen d. d. 15. Januar 1862, welchen der „Dz.“ im 
Wortlaut mittheilt, „wegen Theilnahme an einer öffentlichen Auf⸗ 
forderung zur Ausführung eines hochverrätheriſchen Unternehmens“ 
We und (wie wir bereits gemeldet) nach Berlin abgeführt 
worden. 

E Bromberg, 25. Jan. [Brände; Verb ü cks 
fälle; ffentli = Bau u u Im Laufe . x 
855 v. J. haben im hieſigen Regierungsbezirk überhaupt 33 Brände ſtattge⸗ 
unden, wodurch 33 Wohnhäuſer, 8 Ställe, 21 Wirthſchaftsgebäude und eine 
Schule theils total zerſtört, theils partiell beſchädigt worden ſind. Der größere 
Theil dieſer Gebäude war verſichert. — Rückſichtlich der in den genannten Mo⸗ 
naten vorgekommenen Verbrechen und Unglücksfälle iſt hervorzuheben: Am 19. 
Novomber v. J. bei Gelegenheit der Urwahlen entſtand im Kruge zu Groß 
Lonsk im Bromberger Kreiſe eine Schlägerei. Hierbei wurde ein Mann aus 
einem andern Dorfe, der Geſchäfte halber nach Gr. Lonsk gereiſt war, derma⸗ 
ßen verletzt, daß er am folgenden Morgen ſtarb. Die Unterſuchung bei Gericht 
iſt eingeleitet und drei Perſonen find bereits in Haft. — Fünf Kinder verunglüd- 
ten durch zu große Annäherung am Kaminfeuer, vier Perſonen ertranken, eine 

erſon ift erfroren und vier Perſonen kamen durch andere Unglücksfälle ums 
Leben. — In Betreff der öffentlichen Bauten im Regierungsbezirke ift zu bes 
merken, daß von den, mit den Koſten der innern Ausſtattung auf ca. 90000 
Thaler veranſchlagten Gebäuden zu einem kath. Schullehrer-Seminar in Erin, 
das Hauptgebäude nebſt der Aula und der eine von den beiden zu Lehrerwoh⸗ 
nungen beſtimmten Flügeln im vorigen Jahre unter Dach gekommen. Evenſo⸗ 
weit ſind die Neubaue einer kath. Kirche in Powidz (Kr. Gneſen), einer evang. 
Kirche in Rojewo⸗Kaczkowerdorf (Kr. „ einer dergleichen in Wirſitz 
und eines Bethauſes für die evang. Gemeinde in Groß⸗Dombrowo (Kr. Brom⸗ 
berg), gediehen. In Schneidemühl ift gleichfalls im vorigen Jahre, anſtoßend 
an die evang. Kirche, ein maſſiver Kirchthurm mit hölzerner, mit Schiefer ein 
gedeckter Pyramide erbaut. Auch die drei voraufgeführten Kirchen ſind mit 
maſſiven Thürmen verſehen. Nur zu den Kirchen in Wirſitz und Powidz trägt 
der Fiskus als Patron den Patronatsantgeil bei, wogegen die übrigen Koſten 
der andern genannten kirchlichen Gebäude von den Gemeinden aus Gemeinde⸗ 
beiträgen, Geſchenken und Sammlungen bisher beſtritten worden find, Die 
ſchon 1849 begonnene Verbreiterung und Vertiefung des langen Trödels im 
Brombergor Schifffahrts⸗Kanal iſt im vorigen Jahre beendet. Die Koſten, 
welche durch 13 Jahre darauf verwendet ſind, betragen 89,050 Thlr. Der 
Schifffahrtsweg auf der Brahe von Bromberg bis zur Weſchſel iſt durch Weg ⸗ 
ſchaffung der ihr ſehr hinderlich geweſenen ſcharfen Ecke bei Langenau, ſowle 
durch Herausſchaffung mehrerer großen Steine aus dem Flußbette verbeſſert und 

geſichert worden. Die auf Staatskoſten erbaute Chauſſee vom Bahnhofe dur 
die Stadt Schulitz bis zum Weichſelſtrome iſt vollendet. An den wass. bau 
ſeen von Poln. Krone in der Richtung auf Zempelburg, von Wirſitz nach dem 
Bahnhofe Oſiek, von Schubin nach Zuin, von Wongrowig a | Margonin 
und ſüdlich nach Klecko wird gearbeitet. Die Gneſen⸗Wittkowoer Kreis⸗Chauſ⸗ 
fee ift nun in ihrer ganzen Ausdehnung dem Verkehre übergeben. Es iſt eine 
Telegraphenlinſe von Poſen längs der Pofen-Thorner Chauſſee über Gneſen 
angelegt, und in Gneſen ſeit Neujahr eine Telegraphen. Station eingerichtet. 
f m 


Vermiſchtes. 
[Die Farina's.] Das demnächſt erſcheinende neue Adreß⸗ 
buch von Köln weiſt wiederum eine Anzahl neuer, fingirter Firmen 


wahl, hatte er ſich, wie die 


Farina auf und man kann daraus auf einen immer ſteigenderen 
Abſatz des Kölniſchen Waſſers ſchließen. In Como und am Co⸗ 
merjee iſt der Name Farina heimiſch, zahlreiche arme Familien 
führen ihn und machen aus dem Namen ein foͤrmliches Geſchäft. 
Jeder Sohn wird Johann Maria getauft und wenn er erwachſen 
it, kommt ein Kölniſcher Spekulant und ſchließt mit ihm einen 
Geſellſchaftsvertrag ab. Es wird ſtipulirt, daß auf den Namen 
Johann Maria Farina ein Geſchäft zur Fabrikation des Eau de 
Cologne etablirt werden ſoll und daß der Träger des Namens (und 
nominelle Kompagnon des Kölner Geſchäfts) dafür eine Averſio⸗ 
nalſumme erhält, die er bezieht, ohne jemals fein heimiſches Dorf 
verlaſſen zu dürfen. Auf dieſe ingeniöſe Weiſe umgeht man das 
Geſetz und — täuſcht das Publikum. Manche Spekulanten gehen 
noch weiter. Da der ältefte Deſtillateur gegenüber dem Jülichsplatz 
wohnt, jo find im Verlaufe der Zeit „gegenüber“ allen möglichen 
Plätzen Farinafirmen entſtanden, welche nun alle auf dem Flaſchen⸗ 
Etikette einen möglichſt ähnlichen Vermerk wie der urſprüngliche 
Farina führen. Zahlreiche Prozeſſe, gerichtet gegen dergleichen of⸗ 
fenbar abſichtliche Verſuche zur Verwechslung, haben zu keinem 
Reſultat geführt. 8 

»Nauheim, 24. Jan. Der Kaſſirer der hieſigen Spielbank 
hat ſich am 20. d. durch einen Piſtolenſchuß entleibt. 

In London iſt jeit Kurzem eine Herberge für ausgehungerte 
und obdachloſe Hunde errichtet. Sie beſteht aus drei großen 
Ställen, hat einen beſonderen Arzt und Wärter, der jeden Abend 
London, Hunde ſuchend, durchwandert. Der „Spektator“ bemerkt 
beißend, mit der Zeit werde man vermuthlich auch zu einem Eſel⸗ 
hoſpital ſchreiten, denn deſſen bedürfe die Geſellſchaft offenbar. Es 
ſei eine Satire auf die Menſchheit, daß man für die „intelligenten“ 
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Thiere ſchwärme und durchſchnittlich in London jeden Tag einen 
Menſchen Hungers ſterben ui, 

Im Schuldengefängniſſe der Queens Bench in London ſitzt 
ſeit geraumer Zeit ein Mr. Whittington wegen einer unbedeutenden 
Strafſumme, die er erlegen ſoll, aber durchaus nicht erlegen will. 
Lieber bleibt er im Gefängniß. Er ſelbſt iſt erbötig, nachzuweiſen, 
daß er ein Vermögen von einer Million Pfd. St. und keinen Heller 
Schulden beſitze; krotzdem will er ſich durchaus bankerott erklären, 
nur um die betreffende Summe nicht zu zahlen. Der Bankerott⸗ 
Gerichtshof hat ſein Geſuch für unzuläſſig erklärt. 


Angekommene Fremde. 
Vom 26. Januar. 

SCHWARZER ADLER. Die Kaufleute Feibelſohn aus Breslau und Wolff, 
ſohn aus Oſtrowo. 

BAZAR. Die Gutsbeſitzer Graf Zoklowski aus Jarogniewice, v. Pagowski 
aus Polen, v. Niezychowski aus Granowko, v. Moraczewski aus 
Lennagöra und v. Brodnicki aus Nieswiaſtowice. 

HOTEL DE BERLIN. Kaufmann Hechenthal aus Frankfurt a. O. und 
Rentier Regel aus Gneſen. 

EICHENER BORN. Privatſchreiber Rumpelt aus Glogau. 

Vom 27. Januar. 

STERN’S HOTEL DE L' EUROPE. Gutsbeſitzer v. Bienkowski aus 
Smuſzewo, die Kaufleute Dietrich aus Samoczyn, Otto aus Berlin, 
Schorn aus Magdeburg, Ernſt aus Leipzig und Winter aus Danzig. 

BUSCH’S HOTEL DE ROME. Landwirth v. Haza⸗Radlitz aus Lewitz, 
Fabrikant Schäfer aus Leipzig, die Kaufleute Rüttgers aus Vörde, 
Hartmann, Thönemann, Reine und Korn aus Berlin, Götz aus Gne⸗ 
ſen, Lasker aus Pleſchen, Köhler aus Dresden, Wendorff aus Stettin 
und N aus Johanngeorgenſtadt. 

HOTEL DU NORD, Die Rittergutsbeſitzer Jurkiewiez aus Oſtrowite und 
v. Moſzezenski aus Jeziorki, Landrath Wocke nebſt Frau aus Oſtrowo 
und Kaufmann Albrecht aus Breslau. 


Bekanntmachung. 

Die Inhaber von Wreſchener Krelsobliga⸗ 
tionen werden hierdurch benachrichtigt, daß die 
Wechſelhandlung von Seegall in Poſen 
ſowohl der Realiſirung der verlooſten Kreisobli⸗ 
gationen, als auch der Zinskupons derſelben 
übernommen hat. 

Wreſchen, den 21. Januar 1862. 
Königlicher Landrath. 
Nothwendiger Verkauf 

Kreisgericht zu Wongrowitz. 

Das in Nadmühle bei Schokken gelegene, 
dem Franz Jagodzinski gehörige Mühlen; 
grundſtück, abgeſchäßt auf 10,444 Thlr. 13 Sgr. 


zu verkaufen. 


erbeten. 


ur Beachtung. 

Das bedeutenſte Konditorei⸗, Pfef . 
ferküchler⸗ und Weißbäckerei⸗Geſchäft 
einer größeren Stadt Poſens, verbunden 
mit einem lebhaften Reſtaurations ; 
Verkehr, iſt mit Grundſtück und Inven⸗ 
tarium wegen Familienverhältniſſen billig 
I und unter angenehmen Bedingungen ſofort 
Frankirte Bewerbungen 
werden durch die Expedition der „Poſener 
Zeitung“ unter Adreſſe . Z. 


Zum dauerhaften ein- und mehrfarbi⸗ 
gen Druck in den beliebteſten Farben auf 
ſeldene oder wollene Zeuge in ſchwarz oder 
kouleurt. Grund empfiehlt ſich die Fär⸗ 
berei, Drucker-, Waſch⸗, Flecken und Gar- 
derobe⸗Reinigungsanſtalt von 


A. Sieburg, 
Walliſchei 96, in der Apotheke. 


Nr. 8 


4 Pf. laut der nebſt Hypothekenſchein und Ber 
dingungen in unſerem Büreau III. A. einzuſe⸗ 
benden Taxe, ſoll 
am 27. Februar erg Vormittags 
r 


11 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


Die dem Aufenthalte nach unbekannten Erben ſchaftsbeamte A. weiſt nach 


Ehrhardt, fl. Ritterſtr. 7. 


ae de nA die Beſitzer von Staatspapieren 


der verftorbenen Wittwe Caroline Goerdel 
geb. Jahns und des George Goerdel und 


öffentlich vorgeladen. 


ba ee Pfand⸗ und Rentenbriefen, Aktien undſc⸗ 


rung aus den Kaufgeldern Befriedigung ſuchen, 
haben ſich mit ihren Anſprüchen bei uns zu 


Nothwendiger Verkauf, 
Königliches Kreisgericht zu Koften. 


8 
Koſten, den 14. September 1361. 

Das dem Gaſthofbeſitzer Theofil Grono· 
wicz allhier gehörige Grundſtück Koſten Nr. 65 
abgeſchäßt auf 5754 Rthlr. 6 Sfr. 4 Pf. zufolge 
der, 120 Hypothekenſchein und Bedingungen in 
der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll 

am 28. April 1862 Vormittags 
im neuen Geflingnißgebäude 4355 . 

Gläubiger, welche wegen einer aus dem Hy⸗ } 
pethekenbüche nicht erſichtlichen Realforderung begründet. 
aus den Kaufgeldern Befriedigung ſuchen, haben 


anzumelden. 


Bekanntmachung. 


Beſchlag genommen worden: 1) ein roſafarbe 


nes geblümtes Battiſtkleid, 2) ein braungeblüm- von 51 bis 100 Stück Werthpapiere auf ein Jahr für alle Ziehungen . 2 Sgr. 


tes Battiſtkleid, 3) ein Ballkleid von weißem 
Mouſſelin, 4) vier alte weiße Unterröcke, 5) eine 
rothgeſtreifte Schürze, 6) eine blaugeſtreifte 
Schürze und 7) ein ſchwarzer Kopfputz. 


Güter und Grundſtücke 
zum Kauf und Verkauf, ſowie größere 1 — 5 
Kapitalien zum Darlehn, Wirth⸗ mein eifrigſtes Beſtreben ſein, mir geſchenktesffür 9 Pf. mit Appretur, Letzteres für 2½ Sgr. waſſerhellem Batavia⸗Arrak, first quality, 


Wer nur einen Blick auf die Verlooſungsliſten der verſchiedenſten Effekten wirft, der wird 
Tr — Ierſtaunen über die koloſſalen Summen, welche durch Nichtabhebung der Beträge alljährlich ver- 


Be übernimmt die pr a 5 bei hi ae dene en der Se⸗ 
; ; jchtlrien, Nummern, Zittern, (bei Pfandbriefen au ut und Kreis) aurgegebenen Papiere, gegen 
ihren Auſpruch bei dem Subhaſtatlonsgerichtſein mäßige Emieäbigeng auf EN Seri e u e eee eee 
— ſofort briefliche Nachricht zu geben. 
f j benden Schaden ſicher zu ſtellen. n , x 
Als muthmaßlich geſtohlen find polizeilich in von 1 bis 50 Stück Werthpapiere auf ein Jahr für alle Ziehungen Wan aa Sor. 


Fron, Hotelbeſitzer. 


Inſerate und Pörſen⸗Nachrichlen 

FP ²˙ -A Einem hochgeehrten Publikum zeige ich erge-] e 

benſt au, daß ich mich als Damenſchneiderſ Kiss 

hier etablirt habe, und erwarte Zuſpruch unter) PN—I 

920 3 g i 

uch finden bei mir geü chneidermädchen Erbpachts⸗Vo ee 

—— Beihäftigung ch A* dem Erbpachts⸗Vorwerk Sechs 

MHeimann Abraham, 


Damenſchneider, alten Markt Rr. 58. Be Unterzeichnetem ſtehen 400 Stück neue 


OEHMI@S HOTEL DE FRANCE. Kaufmann a aus Ryezywöl, 
Rittergutsbeſier v. Zychliüski aus kigzno, Wirthſchafts Beamter 
Kosclüski und Lehrer Czerwinski aus Roznowo. 

SCHWARZER ADLER, Gutsbeſitzer Dobrogojski aus Poswigtne, Frau 
a ae e v. Suchorzewska aus Tarnowo und Rittergutsbeſitzer 
v. Chrzanowski aus Chwakkowo. 

BAZAR. Partikulier Werdemann aus Nieswiaſtowice, Frau Gutsbeſitzer 
Gräfin Skörzewska aus Kl. Jeziory, die Gutsbeſitzer v. Zabtocki aus 
Chwaleneinek, v. Oſtrowski aus Gultowy, Gebrüder v. Malezewski 
aus Kruchowo, v. Brodnickt aus Dzieczmiarki und Szoldrzynski aus 


Siernik. 

HOTEL DE PARIS. Kaufmann Kaphan aus Mikoskaw, Hauptmann a. 
D. v. Morze aus Rüdesheim, Bevollmächtigter Diugotecti aus Czer⸗ 
niejewo, die Gutsbeſitzer Budzynskt aus Klerpka, v. Roſttowelf aus 
Golin, Silber aus Izdebno, v. Okuliez aus Potarzyce und Eicho⸗ 
rzeweki sen. und jun. aus Kl. Sulin. 

HOTEL DE BERLIN. Die Gutsbeſitzer Heickeroth aus Plawee, Daun 
aus Kielpin, Lehmann jun, aus Garby und Pyrig aus Krauhke, Ober⸗ 
förfter Seiler aus Weinberg und Kaufmann Lehmann aus Berlin. 

HOTEL ZUR KRONE. Die Kaufleute Henſchel sen, und jun, aus Sagan 
und Reich aus Wreſchen. 

EICHBORN’S HOTEL, Spediteur Abramezyk aus Wreſchen, die Kauf⸗ 
leute Philipp aus Stolp und Karmiüski aus Pleſchen. 
EICHENER BORN. Buchbindermeiſter Arndt und die Kaufleute Paczyuski 

und Bittermann aus Gneſen, Merkowicz sen. und jun. und Fuchs aus 


Witkowo. 

BUDWId'S HOTEL. Die Inſpektoren Brandenburger aus Be 
und Kosmowski aus Dominowo, Handelsfrau Sandt und die Kau 2 
leute Schleſinger aus Breslau, Crohner aus Berlin, Pinn aus Grün» 
ben, Gebrüder Mendelſohn aus Schroda, Fabiſch aus Santomysl, 
Well aus Liſſa, Mendelſohn und Kaphan aus Mikoskaw. 

DREI LILIEN. Parxtitulier v. Karczewski aus Orzeſzkowo und Kaufmann 
Kronheim aus Frauſtadt. 

ZUM LAMM. Handelsmann Brandt aus Stettin und Klempnermeiſter Licht⸗ 
witz aus Breslau. 


Auf dem Dom. Sedeiwo- 
Jjewo bei Wreſchen ftehen 
So fette Hammel (Kernwaare) 
ſofort zum Verkauf. 


Arrak⸗Offerte. 


Unſere zweite direkte Beziehung von Batavia 
udersdorf bei Jiegengaleſper Schiff „Johanne Mare. Kapt. Wilhelmie, 


Erſtere die Elle beſtehend aus % und 6% Leggern feinftem, 
haben wir noch vor Schluß der Schifffahrt an 


tät wiederum als ſelten ſchön empfehlen. 
Ordres erbitten direkt, Preiſe billigſt. 


Iben Nieſen⸗Nunkel⸗Nübenſamen, Ste in Je e 


Looſen. 


Verkauf. 


und Auslandes 


hof Nakel. 


Das Privatpublikum iſt fo in der Lage, ſich gegen ſonſt dro- 
Man zahlt bei Anmeldung: 


auf drei Jahre dito 


igel 


auf drei Jahre dito 


Auswärtigen ertheilt näbere Auskunft auf frankirte Anfragen 5 
Das Central-Controllbüreau für alle verloosbaren Werthpapiere des In- und 
5 uslandes in Poſen 


. 
m. Nabil 


Nachlaß ⸗Auktion. 


Im — des königl. Kreisgerichts hier 
werde ich enſtag den 28. Januar c. 
Vormittags von 9 Uhr ab in dem Hauſe St. 
Martin Nr. 43, Parterre, den Nachlaß des 
Major Medtel, beſtehend aus 


Mahagoni⸗ und Birkeu⸗ 
Möbeln, 


als: Sophas, Tiſche, Stühle, Eylinderbn- 
reau, Spiegel, Kommode, Kleiderſpind, 
Waſchtotleite, Bettſtelle; ferner: Betten, Unis 
formſtücke, Epaulets, Schärpen, Helme, Sä-|) 
bel, Sättel, Reitzeugſtücke, ein Zelt, Land- (©) 
re Bücher und diverſe andere Gegen. 
nde 


öffentli . 
Reigen meiftbietend gegen baare Zahlung ver 
Zobel, gerichtlicher Auktionator. 


en Tanzturſug habe ich eröffnet und wohne 
D am Markte Nr. 9 eine Treppe hoch, neben 
der Konditorei des Herrn Hundt. 
Corneti 


us Szozepanski, 


—— nen. 
Di Graetz ſchen Handels läden, nörd- 
lich am Rathhauſe find zu verkaufen. — 


Auskunft ertheilt der Stadtſekretär Zehe. 
ſe Dominial» Brauerei zu Neersen 
D bei Schmiegel joll vom 1. Marz d. J. ab 2 ſetzen. 

auf sechs Jahre verpachtet werden. Pachtluſtige (©) 
wollen ſich bei dem Unter, eichneten melden. ; 


itsche bei Alt - Boyen. 
a Lehmann. 
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Durch Herrn Gutsbeſitzer Pepinski zu Gradowic, Provinz Poſen, 
wurde der Unterzeichnete aufgefordert, das Waſſer eines Brunnens, welchen der p. p. 
Pepinski auf ſeinem Grundſtücke zu Gradowie hatte graben jaſſen, und zwar im Ver⸗ 
gleiche mit dem in der Stadt Grätz zum Brauen des Grätzer Bieres benußten Brun- ' 
nenwaſſer, einer genauen qualitativen und quantitativen Unterſuchung zu unterwerfen. (©) 


1) Beide Wäſſer find arm an fremden Beſtandtheilen. 
2) Das Gradowicer Waſſer iſt bedeutend reiner als das Gräger. 
| Während beim Grätzer Waſſer über die Hälfte der Salze aus Alkaliſalzen beſteht, 
enthält das Gradowicer Waſſer nur Spuren davon. 
) Der in Kohlenſäure gelöſte kohlenſaure Kalk des Gradowicer Waſſers dürfte ſich IL 
durch Aufkochen, beſſer noch nach Zufaß einer kleinen Menge klaren Kalkwaſſers voll. (6) 
ſtändig beſeitigen laſſen, fo daß nach dem Abſetzen deſſelben ein fait chemſſch reines (6) 
Waſſer zurückbliebe, das zum Bierbrauen ſehr geeignet fein dürfte. =, 
Düne Bedenken ift dem Gradowicer Waſſer der Vorzug zu geben, (0) 
Breslau, den 27. September 1861. = 


Mit Bezug auf das obige Zeugniß erlaube ich mir anzuzeigen, daß das Brauen (6) 8 N 
meines Bieres unter dem Namen „Neu⸗Grätzerbier“ von dem durch mich auf mei⸗ 7 1 7 polniſchen Sprache mächtig, 
nem Vorwerke entdeckten Waſſer nächſtens beginnen, und ſobald das Geſchäft eröffnet (e) Beeroſtraße, iſt im Hofe eine Tr. 2 Stuben]. A iM 
wird, verfehle ich nicht, das hohe Publikum davon feiner Zeit näher in Kenntniß zu 
Gradowice im Koftener Kreiſe, den 22. Januar 1862. 


Zeugniß. 


(0) 


. Schwarz, \ 


D170. / 
Privatdozent der Chemie an der Univerfität. (8) 


2 
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% Pohiſchen Gattung der Schaf hrfach ausgeſprochenen Wü 
attung, der Schef⸗ ehrfach ausgeſprochenen Wünſchen zu genü⸗ 
fel 5 Thlr., die Metze 10 Sgr., Watauft M 900 n 
C. Heinze, 
Vorwerksbeſitzer in Kleeko, Kreis Gneſen. 
loren geben. Bei dem jetzt ſo ausgebreiteten Effektenverkehre ſind die Privaten faſt nie im Stande, 20 Stück ſtarke gut gemä⸗ N 
die viclfachen San und Aufkündigungen ordnungsmäßig zu verfolgen und fie find es ſtete Ochſen find in — Schal, mie 
vorzüglich, denen durch nicht rechtzeitige Einforderung der verlooſten und aufgekündigten Ber 


träge die bedeutendſten Verluſte entſtehen. 
Dieſen Uebelſtänden zu begegnen iſt in Posen, Schlofſtraßſe Nr. A, 


das Central-Controllbüreau 
für alle verloosbaren Werthpapiere des In⸗ 


ter Garantie die Brückenwaagen - 
Maschinenbau- Anstatt von 


Poft » Dampfichiff 


Wieland Nr. 8 ſſt eine einfach möblirte] Geſellſchafterin zu 0, Ute gewünſcht durch 
Stube im dritten Stock zu vermiethen. 


Theodor Lieckfeld g. co. 


gen, fertigen wir nun auch die in Berlin 
beliebte ſogenannte 


Krümel⸗Chokolade 


Tafel⸗Chokolade, erſt gerieben zu werden braucht. 


tiſei Nilbau bei Gr. Glo- Um gegen Verdunſtung geſchüßt zu ſein, iſt ſoſche 
gau ſofort zu verkaufen. a 
us den wollreichen Negrelti-Mefliz⸗Heerden 
A N Runoıo Nine 10 — — 
uchtfähige Mutter — 1 it — 5s find Ä 2 I öchent⸗ 
9 ER 06 — “ar zum E ſind noch täglich 50 Sch, oder wöchent, 

Dom. Nunowo pr. Vandsburg vi Sehn. Baff (rg abzulaſſen bei 


in Staniol gepackt. 
Frenzel Comp. 
Verlareeite BB 


lich dreimal à 50 Scheffel ausgebrautes 


Jean Lambert, 


ie anerkannt besten und vorzüglich dauer- 
4 geur beiteten Brückenwaagen in allen 
m 


ensionen, nach Decimal- und Cente- 


simal- System (letztere von 100 Cu. an), be- 
sonders für die Landwirthschaft, „ un- 


abrik und 


A: ©. Herrmann 
in Berlin, Elisabethstrasse Nr. 19. 


„Hamburg ⸗Amerikaniſche Packetf. Akt. Geſellſchaft. 


Direkte Poſt⸗Dampfſchifffahrt zwiſchen 
Hamburg und New⸗Vork, 


eventuell Southampton anlaufend: 
— 2 Capt. Schwenſen, am Sonnabend den 8. Februar, 


Zu dieſem Ende überſandte mir Herr Pepinski von jedem der beiden Wäfjer (0) oruſſia, Trautmann, am Sonnabend den 22. Februar. 
drei Flaſchen, die mit dem Siegel der Orksbehörde zu Gradowie reſp. des Magiftrats N . Saxonia, Ehlers, am Sonnabend den 8. März. 
zu Grätz verſiegelt und deren Authentizität durch beigefügte Atteſte der betreffenden (0) . Bavaria, Meier, am Sonnabend den 22. März, 
Behörden beglaubigt war. FA . Teutonia, Taube, am Sonnabend den 5. April. 
Die nach den Regeln der Kunſt ausgeführten Analyſen ergaben folgende Reſultat: Paſſagepreiſe: Erſte Kajüte. Zweite Kajüte. Zwiſchendeck. 


(el Nach Newyork Pr. Ert. Thlr. 150, Pr. Ert. Thlr. 100, Pr. Ert. Thlr. 90. 
Nach Southampton Pfd. St. A, Pfd. St. 2. 10, fd. St. 1. 5. 

Kinder unter 10 Jahren zahlen die Hälfte und unter 1 Jahr 3 Thlr. Pr. C 
Näheres zu erfahren bei 


August Bolten, 
Wm. Miller's Nachf., Hambur 
* 


fo wie bei dem für den Umfang des Königreichs Preußen konzeſſionirten und zur Schlee 
gültiger Verträge bevollmächtigten Generalagenten 


C. Platzmann 
in Berlin, Louiſenplatz Nr. 7. 


Lotterielooſe bei Malte, Schleuſe 11, Berlin. Ein unverheiratheter deutſcher Oekonom, der 
— nn 


findet vom 


pril c. eine Anſtellung als ſolcher. Nähe⸗ 


I und Küche, vom 1. April ab, zu vermiethen. res unter der Adreſſe 22, 1. poste restante 
Ei Parterrewohnung von 5 Zimmern, Küche, ,G,1P. 


Pr a ferdeſtall und Wagenremiſe it Kauo⸗ eine gebs junge @ 
NMI. Pepinski. = 6 vom 1. April ab zu vermiethen. Ei de ae 


wird unter angenehmen Bedingungen als 


Frau Dr’ Helmuth, Charlottenſtr. 69 Berlin, 


8 


Ju meinem Kolonialwaaren -, Kurzwaaren.] Stellen ſuchen i Buchhal-| _ * Etadttheater in Poſen. [Br., März 16 h bz. 3 Br., April 164 bz. u. Gd 
I und Eiſen⸗Geſchäft iſt eine Lehrlingsſtellefter, 1 Aſſekurranz, Beamter und 1 tüch- UIner f a | fäbrigen (churtäteier s % Br., A bz. u. Br. art 
offen und on Bald befept werden, tiger Neiſender fürs Wein-, Cigarren- oder Berliner Re orm, donde 894 Tuen e yer l hen A Dh 2 ER 15 ar 121 hör 


August Cleemann in Frauſtadt Kolonial⸗Waarengeſchäft. Frankirte Adr. wer⸗ 
in junges anſtändiges Mädchen wünſcht von den unter A. 8. poste restante Mawwies 
dit ab oder vom 1. April auf dem Landeſerbeten. F 

als Jungfer oder Hausmädchen ein Engagement. Ein Lehrling wird ſofort geſucht von 

Das Nähere Kanonenplatz Nr. 10, 3 Treppen Hronsthal g. Sühne. 

hoch, bei der Wittwe Pawel. Ein Wirthſchaftseleve beider Landesſprachen 

Ein, gut empfohlenes Hausmädchen ſucht ſo⸗ mächtig, wünſcht bei mäßiger Penſionszah⸗ 
gleich einen Dienſt. Nachricht Kanonen- lung ſofort in eine Wirthſchaft einzutreten. — 

platz Nr. 10 Parterre. v Näheres in der Expedition dieſer Zeitung. 


Die billigite Buchhandlung der Welt! 

Die beſten Bücher, neu! 

zu Konkurrenz⸗Spottpreiſen!! 
Garantie! für neu! komplet! fehlerfrei! Ni 


tkonvenirendes wird be- 
reitwillligſt zum vollen Preiſe umgetauſcht. 

Berghaus, Deutſchland und ſeine Bewohner, Naturgeſch. Geograph. Schilderungen 
aus der Vergangenheit und Gegenwart ꝛc., die neueſte Pracht⸗Ausg., 15 Th. gr. Okt., eleg., 
nur 38 Sgr.! — Alexander von Humboldt's Reiſen II., Okt. Ausg., nur 23 Sgr.!! 
Alegauder von Humdboldt's Blätter der Erinnerung, neueſte eleg. Pr. - Ausg., herrlicher 
Druck, fein Papier, eleg. geb., nur 14 Sgr. I!! — Brockhaus Konverſationslexikon, 16 Bde., 

eleg. nur 5 Thlr.! — Rottteck's große Weltgeſchichte bis zum Jahre 1860, 30 Theile mit 
30 pompöſen Stahlſtichen, elegant nur 90 Sgr.! — Bibliothek der neueſten deutſchen Klaſſiker, 
50 Böchn. m. vielen Porträts, nur 50 Sgr.!! — Schillers ſämmtl. Werke, Coita ſche Original- 
Pracht-Ausgabe mit Portrait, elegant!! 3%, Thlr.]! — Göthe es ſämmtliche Werke, die illu 
ſtrirte Cottaſche Pr., Ausg. mit d. berühmten Kaulbach chen Stahlftichen, elegant!!!! nur 
11 Tylr. 28 Sgr. 111 (die andere Ausg. 8 Thlr.). — Maleriſche aturgeſchichte der 3 
Reiche, über 600 Okt. Seiten Text mit ca. 400 kolorirten Abbildungen, neueſte 60er Pr.» Ausg. 
a ee m. reicher Vergoldung nur 45 Sgr.!! — Deutſches Dichter Album, 1859, v. 
eibel, Caſtelli ic. Prchtbd. nur 19 Sgr.! — 9 Berge's Conchylienbuch, Berge's Giftpflan 
zenbuch, Schmidts Petrefaktenbuch, Schmidt's Mineralienbuch, jedes mit ca. 1000 koſtbar kolo⸗ 
rirten Abbildungen, à nur 46 Sgr.! (deckt kaum die Kolorirkoſten). — Schmidlin's populäre 
Botanik, mit über 1600 koſtbar kolorirten Abbildungen. Prachtband nur 68 Sgr. ll — La 
martine's Werke, deutſch, 45 Bde., nur 4 Thlr. — Norkes populäre Mythologie aller Völ⸗ 
ker, 10 Tole., mit den vielen Kupfertafeln, nur 40 Sgr.! — Buch der Welt, Neueſter ma- 
leriſcher illuftr. Hausſchatz der beiten Dichter, mit kolorirten Kunſtblättern und Stahlſtichen, 
r. 4to, eleg. nur 28 Sgr.]! — Landwirthſchaft, allgemeine neueſte oder das Ganze der 
ndwirthſchaft, 50 Bde. mit circa 3000 Abbild., zuſammen nur 3 Thlr. 25 Sgr.!“ — Walter 
Scott's jämmiliche Werke, vollſtändigſte deutſche Ausgabe in 175 Bänden, elegantll! nur 6 
Tylr. II! (nicht ſo gut 4% Thlr.) — Wieland's ſämmtliche Werke, neueſte Original⸗Ausg., 36 
ſtarke Bände, eleg. nur 5 Thlr. 28 Sgr.]!!! — chokke's ſämmtl. Werke, neueſte Ausg., 17 
Bde. Klaſſ.-Form, eleg., nur 5 Thlr. 28 Sgr. !! — Shakeſpeare's ſämmtl. Werke, deutſche 
illuftr. Ausg., 12 Bde. m. Stahlſt., in reich vergoldet. Prachtbön., nur 60 Sgr.]! — Hogarth's 
Werke, 62 große Kupfertafeln, v. Rahl, v. Text, ſtatt 15 Tylr. nur 70 Sgr. 1! — Jung⸗Stil⸗ 


Staaten, ausführliche 
und Stadtneuigkeiten 


preis wiertelj. 1 Thlr. 
anſtalten. 


Wappenſchilde verlore 


Im Hötel de Saxe 


wir uns Verwandten 
beſonderen Meldung 
zeigen. Berlin, 


e 
Ignatz 
Di 


Lungenlähmung. 


Je 


Redakteur: Dr. E. Meyen, 
erſcheint täglich. Bringt die neu eingegangenen 
telegraphiſchen, politiſchen und Handelsdepe⸗ 
ſchen, Leitartikel, politiſche Nachrichten aus allen 


richtszeitung, Berichte über die Verhandlungen 
des Landtages, Notizen über Kunſt, Literalur 
und Theater, einen Kurszettel nebſt Börſenbe⸗ 
richt x, Im Feuillelon erfolgen Bilder 


aus den Kammern, worauf vagen. 


ders aufmerkſam gemacht wird. Abonnements 


) fr 34. it ein glatter goldner Siegeleing mit 

Goldtopas und einem P. im einfachen 
Finder erhält durch die Expedition dieſes Blattes 
— 1 Thlr. Belohnung. Vor Ankauf wird gewarnt. 


verwechſelt worden. Der betreffende Herr 

wird erſucht, denſelben gegen den ſeinigen umzu⸗ 
tauſchen bei . . Mazart, alten Markt 87. 
—— 


II. 29. I. A. 1 III. u. M. C. 
Sanne Tante "Sufle, mit 


dem Herru Ignatz Witkowski beehren 


den 26. Januar 1862. 
Benno Latz und Frau. 


Als Verlobte empfehlen ſich; 
Julie La = 


Gehen Abend 9 Uhr entſchlief jan 
nigſt geltebter Gatte und Vater 
Zerbſt nach ſechstägigem ſchweren Leiden an 


29. d. Mis. Nachmittags 2 Uhr ſtatt. 


rzykowo, den 27. Januar 1862. 
ie trauernden Hinterbliebenen. 


eee eee 
Keſener-Wrartteericbt vom 27. Tan. Kaufmänniſche Vereinigungſ, Jen Kopp 


von Mozart. Auf dem heutigen Theater⸗ 
17 ſteht irrthümlich „Don Juan? als „komi⸗ 
che Oper“ bezeichnet. 

Mehrfachen Aufforderungen zu Folge, die Oper; 
„Der Wlldͤſchütz“ zu wiederholen, komme ich mit 
Vergnügen na ö 

Dienſtag: 
Stimme der Natur. 
in 3 Akten von Lortzing. 

Fra Diavolo bleibt verſchoben. 

In Vorbereitung: Undine. Große Oper in 
5 Akten, mit neuen Dekorationen und Koſtüms. 


Mittwoch den 29. Januar 


g Erste 1 
Sinfonie-Soiree 


im grossen Salon des 
BABAR: 


Programm. 
1) Ouverture zu „Iphigenia“ von Gluck; 
2) Sinfonie G-dur (en militaire) von Haydn. 


Waſſerſtand der Warthe: 
Poſen am — Vorm. 8 Uhr 3 Fuß 9 Zoll. 
* * „ „ 99 


Berliner Lokalnachrichten 
„ eine vollſtändige Ge⸗ 


Produkten⸗Börſe. 
Berlin, 25. Jan. Wind: S. Barometer 


282. Thermometer: früh — 09. Witterung: bes 
deckte milde Luft. 


ch 
Der Wildſchütz, oder: Die 
Große komiſche Oper 


Roggen loko 53 & 53% 


10 Sgr. bei allen Poſt⸗ Rt. bz., p. 


4 51 a 51g Rt. bz. u. Gd. 
514 Br. p. Juni⸗Julk 515 a 515 a 516 Rt. bz. 
Br. u. Gd. 


Große Gerſte 36 a 40 Ri. 


Hafer loko 22 à 25 Rt., p. Jan.⸗Febr. 234 Rt. 
Br., p. Frühjahr 231 Rt. Br. 285 Gd., p. Maf⸗ 
Jui 24 Rt. 63 v. Gd. Bar 

Rüböl loko 12 Rt. bz., p. Jan.⸗Febr. 12½. 
Rt. bz. u. Gd., 126 Br., p. Febr.⸗März 1270 
Rt. bz. u. Gd., 123 Br., p. April⸗Mai 127 5 
8 12,5 Br., p. Mai- Juni 1217 Rt. Br. 


— Spiritus Toto ohne Faß 17½ Rt. bz. p. 
Billets à 7½ Sgr. sind vorher iu der Buch-] Jan.-Jebr. 175 a 174 Ka er in Br. 
handlung des Herın Meine, Markt Nr. 85, p. Febr.⸗März 17g à 176 Rt. bz., Br. u. Gd. 
bei Herrn Coiffeur Caspari, Wilhelms-|p. März April 18 Rt. bz., p. April-Mai 18%, 
strasse und im Bazar beim Portier zuſa 18} sit. bz. u. Gd., 184 Br., p. Mai-Zuni 
Haben 18 ½ u 184 Rt. dz. Br. u. Gd. p. Jun. Juli 
Anfang präcise 7½ Uhr. Kassenpreis 10 Sgr.] 184 Rt. bz. u. Gd., 188 Br., p. Juli⸗Auguſt 
ı Eberslein. Fritsche. 19% 219% Rt. bz. (B. u. H. 3.) 

i n 27. d. Eisbei u erge⸗ 

e eee e e e e 
J. Hochan *, Bergſtraße 7. Base er 
5 , Berafrade , Fee weſſer Weizen 8901 Er wie 
weißer und weißbunter 84—87 Sgr., f. gelber 


Schleſ. 8891 Sgr., 59 590 8 —83—86 


u gegangen. Der ehrliche 


iſt am 25. d. M. ein Hut 


3) Quverture zur „Zauberflöte“ von Mozart. 
4) Valkte Sinfonie, (B-dur) von L. van Beet- 
noven. 1 


und Freunden ſtatt jeder 
hierdurch ergebenſt anzu⸗ 


ittowsti. 
Bergen 
Friedrich 
e Beerdigung findet am] 


D 


eee ee ttt ra. 


(fing dan 23.0. Giebeine he 

A. Lindner, Walliſchei 4. 
5 une Sgr., blauſpitziger 70 75-80 Sgr. 

en 59-61 Sg, mittler 57.— 


ling's Werke, gr. Oktav⸗ Ausgabe, 4 Bde. mit Kupfern, ſtatt 8 Thlr. nur 56 Sgr.!“ — Kunſt närer 55 —56f Sgr. 
und Literatur ⸗Album, neueſtes, der beſten neueſten deutſchen Schriftſteller und den berühm ⸗ f von | bis zu Moſen. Gerſte feine weiße und ſchwere 41.—43 Sgr. 
ten 24 Kunitblättern (Stahlſtiche) Prachtband mit Gold — — nur 52 Sgr.! — Voltaire _ se l N 8 Mm| Geſchäfts-⸗Verſammlung vom 27 ar 1862. helle 3940 Sgr., gelbe 37887 Sgr. 
. 2 ; kane] . - Len Geſchäfts⸗Verſammlung „Jann b ge r. 
oeuvres completes, die Pariſer iNuftr. Pracht⸗Ausgabe mit den vielen Kpfrtaflu., (Stahlſtiche), Fein. Weizen, Schfl.z.16 5.225 — 21271 6 onds. Br. Gd. bez] Hafer 23 — 26 Sur. nach Qual. u. Gew. bz. 
ftatt 48 Thlr. elegant!! nur 9 Thlr. 28 Sgr. 11 — Triſtan und Iſolde von Gottfried von Straß. Mittel⸗Weizen . 220 —. 223 9 Preuß. 335 % Staats⸗Schuldſch. — 89 — [ Erbſen feine Koch. 6365 Sgt. tele 58 
burg, gr. Okt.⸗Ausg., nur 28 Sgr.! — Will, engl.⸗deutſch und deutſch⸗engl. Wörterbuch, 2 ſtarke Bruch» Weizen 212 61247 [„ 4 Staals-Anleihe sa bis nie u le . Mitte 
Bände, neueſte Aufl., nur 24 Sgr.! — Käferbuch, Großes von Calver, mit 1000den kolo⸗ Roggen, ſchwerer Sorte 126 3] 1027 GT Demnach ee — AR Par, K. Hann 
rirten Abbildgn,, neueſte gr. Aufl., nur 86 Sgr.! — Iffland's Werke, 18 Thle., 1860, nur Roggen, leichtere Sorte 121/122 6 Neueſte 5% Preußiſche Anleihe — 4074 — Winterraps 103107 411 Sar. 
95 Sgr. — Hippel 's Werke, 12 Theile, nur 45 Sgr.!! Simrocks Werke, 8 Thle. 35 Af Graße Gerſte. 10 — 145 — [Preuß. 34% Prämien⸗Anl.1855 — 121 — Kleeſamen, feinrother 123-133 Rt., feinmittel 
— Houwald's Werke, 16 Theile, 50 Sgr.!! — Zedlitz Dichtungen, 4 Theile, 28 Sar. !! Kleine Gerſte . 110 — 142, 60 Poſener 4 90 Pfandbriefe — 1035 — 11 123 Rt., mittl. 104-114, ordin. 9—10 Rt. 
Faublas Liebesabenteuer, 8 Theile Okt. mit den — — Stahlſiſchen, 3 Thlr. !! — Bruck⸗ Hafer 5 Nee 3,» 7 = 98. — [weißer fein. 20 — 22 Rt., fein mittler 18— 19 
bräu, Verſchwörung von München, 2 Oktav⸗Bde. 2 Thlr. l! — Verſchwörung von Berlin, 2Kocherbſen 421 3.123 9 4 „neue 95 954 Rt., mittler 15—17 Rt., ordinärer 11—14 Rt. 
Thle.!! — Denkwürdigkeiten des Herrn v. H... . (Auktionspreis 3—4 Lontsd.) 2 Thlr. ! —Futtererbſen . . 17 64,20 —Schleſ. 34% Pfandbriefe — — Kartoffel- Spiritus (pro 100 Quart zu 80 0% 
Kock, Guſtav, oder Bruder Liederlich, mit Kupfertfin., 15 Sgr. 11 — Die galanten Ger [Winterrübfen, Schfl g. 16 MB. —— — ———Weſtpr. 4 % „ — - — Tralles) 16% Br. Gd. n 
heimniſſe Hamburgs, ae aus neueſter Zeit, 6 Bde. 3 Thlr. — Gemmen, Samm-|Winterrap® . . 2... Im — mn BAER Pre RE: „ 844 — And r Börſe. R Jan. 461 bz. 
lung erotiſcher Gedichte. 2 Bde. à 1 Thlr. Yo & Icyens und Jettchens Liebesaventeuer, 2 Okt.⸗[Sommerrübſen n e Poſener Rentenbriefe 4 J 22 974 — [Br., J . 8 b 465 4 Hagen *. Jan, 4 Ku: 
ande, 2 Thle.!! — Arago's Reſſen, mit Kuͤpfern, 15 Spr,!! — Illuſtrirter Kalender der ee % Stadt- Oblig Il. C. — 9 — April Wia 46 d * 6 5. eb bs. 
Natur, von Roßmäßler, Schmidlin, Grube ꝛc. 1859, m. vielen Abbild., eleg, 15 Sgr.!! — Buchweizen 1 7 6/110 —- ] 5 Prov. Obligat. — 10014 — Räböl lot bz. Maj. Juni 464, 1 ae 
Tromlitz beſte (17) Romane, neueſte Ausg. Klaff.⸗Form. eleg. nur 80 Sgr. I“! — Illuſtrirte Kartoffeln.. 13 ——15,— ]] Provinzial- Bankaktien 95 — — Rüböl loko pr. San. SE ebr., Fe 1. März, 
Geographie, neueſte 57er Aufl. mit hunderten Abbildungen und Atlas von 50 kolorirten Karten, Butter, 1 Faß (4 Berl. Q 215. [Star ard Poſen. Eiſenb. St. Akt“ —— — März⸗April u. April⸗Mal 12 Br. ? 
groß Folio, nur 65 Sgr.!!! — Der 1 pn durch die Welt, Sammlung der beſten Bei- Roth. Klee, Ct. 100 Pfd. 3 SEHE Sberſchl. Eitenb.St.Attien bit. A. . Spiritus loko 164 bz. u. Gd. p. Jan. u. Jan. 
träge, Erzählungen, Skizzen, Romane, Novellen, Gedichte ic, der beliebteſten neueren deul⸗ Weitzer Klee dito ——— — - Prioritäts⸗ Oblig. Lit. E. — 88 — Febr. 168 Br., Febr.⸗März 16% bz., April⸗Mai 
ſchen Schriftſteller, 13 (Dreizehn) groß Oktav⸗Bände m. Kunſtblättern und 1000 den Abbil⸗JHeu, per 100 Pfd. Z. G.. — — . Polgiſche Banknoten — 845 — 17 G., ai-Juni 174 bz. u. Br. in 
dungen, zuſammen nur 80 Sgr. 11111111! g troh, ge: 100 Pid. 3. G. Ausländische Banknoten große Ap.— — — (Br. Hdlabl.) 
Zahlreiche direkte frko. Ordres nach Hamburg erbittet die Export Buchhandlung Rüböl, Ct. z. 100 Pfd. 3 l ö 9᷑BX— — 


Die 


D. J. Polack Wwe. Hamburg. 


42 wird Beſtellungen von 5 Thlr. an beigefügt zur Deckung des Porto's; 
ratıs Feierabend von Roßmäßler, Gerſtäcker zc. mit den Kunftblättern (Stahlſti⸗ 27. 
Alles gratis !! 


chen), von 10 Thlr. an: Feierabend, Onkel Tom und Klopſtocks Meiſterwerk, 


zur Feſtſtellung 


Spiritus, pr. 100 Quart, à 80 % Tralles. 
Der 25. Jan, 1862. 10 0. 


Die Markt⸗Kommiſfton 


Roggen, matt, gekündigt 25 Wiſpel, pr. Jan. 
u. San, Febr. 44 bz., Br. u. Gd., Febr.⸗März 
44 bz., Br. u. Gd., März April 44% Br., Früh. 
jahr 9187 Ir bz. u. Gd., 3 Br., April⸗Mai Ba 
3. r. r 


Spiritus, flau, gekündigt 15,000 Ort., mit 
Faß pr. Jan. 163 bz. u. Br., Febr. 16 bz. u. 


Telegraphiſcher Börſeubericht. 
Liverpool, 25. Jau. Baumwolle: 5000 
llen Umſatz Preiſe gegen geſtern unverändert. 


— — 


5 — 16 10 
A El ag r d 


95 * 


zw 


der Spirituspreife. 


7 f Wenige 17 Weimar. Bank-Akt. 4 | 76; bz u Coöln-Minden III. 4914 b Staats- Schuldſch. Deſtr. proz. Looſe 5 63g 
© 1 i 3 \ ) p b 
Fonds- u. Aktienbörfe. o. StammPr.d 99 bp ses RE Bd BO a a 101} 4 Kur Neun. Schidv f 895 ° amb, 4008 97 75 
5 N 2 95 = 4 | 2 8 li Juduſtrie Aktien. 8 185 Ai 4 90] bz jet — 4 103 G 5 2 lr. Looſe— 54 G 
62. uhrort⸗Crefe | Yeflau Bont Gas- Nd Coſ. Oderb. 10.) 4 87 b ; o. o. 34 87 eue Bad. 35Fl. do. — 
Berlin, 25. Januar 18 Stargarb-Poſen st 944 G Sele ce f 8 de. ii G80 925 0 Berl. Börſenh. Obl. 5 KA Dear Dei Bart 89.1014 2 65 
2 Thüringer 4 113 G örder Hüttenv. Ak. 5 73 G Magdeb. Halberſt. 41021 3 „Kur⸗-u. Neumärk. 33 93 B Schwed. Präm. An. — 89 B 
Seer * er 83 d K edit: Akti pr Minerva, Bergw. A. 5 2556 bz Magde. Wittenb. 4 — — | do. 4 101 ‚ba — EEE ARE 4. 
Aachen ⸗Düſſeldorf 37 84 Bb) Antheilſcheine en undl Neuftädt. Hüttend, A 94 bz Niederſchleſ. Märk. 4 965 © Oſtpreußlſche 31, 884 03 Gold, Silber und Papiergeld. 
Aachen⸗Dlaſtricht 4 233 bz 5 Concordia 4 106 G do. cond. zur) 90“ 8 do. © Friedrichsdos 113} bz 
Am eh . bi Berl. Kaſſenvereln 4 115 © 7 Mag deb. Feuerverſ A4 430 G > Er Er 1014 8 2 enen 19918 Gold⸗Kronen — 9. 6 
Berg. Märk. Lt. A. 4 104 f b erl. Handels⸗Geſ. 4 781 G renn Ser. 5 a ene Louisd'or — 5 
1 B. 4 810 —— 8184 | 1a G Priorität ⸗ Obligationen. e 45 971 3 Poſenſche 4 11035 @ | Sovereignd wir 01 5, 16 
Serlin⸗Anbalk 1 1354 6 Bremer do. 4 1011 G Aachen Düſſelderf 8] 90 8 PObalchleſ Lie, Aa | 976 I de. 8 8805 Napoleonzd oe — 5. N . 
Berlin-Qamburg 4 115° © Coburg. Kredit.do.d 62 © bo. II. On 4 89 © „ Tit 5. 41883 % 0 — % do, nene , t Gold pr. 3. Pfd. — Imp. 458 3 
Berl, Polsd. Magd. 4 158 b Danzig. Priv. Bl. 4 97 „ II. En 4 97 © d nu E N 88 58 Sin. = Dollars I n 
Berlin, Stettin 4 128-4 b3 ar lädter abgft. 4 | 794 u 79 bz uBAachen⸗Maſtricht 43 69 G 1 Tit F. 86 5 . Staat gar, B. 37 =,” Silb. pr. Z. Pfd. f. — 29. 21 & 
Brest. Schw. Frelb. 4 118 vf do. Zettel. B. 4 98 © de. I. C 686 8 Beste HA A Weſpreuziſche al STE DI L. Saat Ke e an 
Brieg-Neſße 4 55 8 effanerMredit-de. 4 74-8 65 u G, Berglſch⸗Märiiſche 5 1014 G L108 Gele Re 3 4011011. 101d — 987 0 Fremde Banknot. — 99 G 
Ebi, Erefed 2 e e | 995 S |, ddo- (ein Beipaig)i 00% 69, SF 
Fer Minden, e; f l Cena ge den ch K 1 akt C) 88 e le. 400% ie S l E ſbemmerche % este. Bantnoten | 72 bh u . 
Sof. Oderb. (With.) 4 | 40 Genfer Kred. B. A. 4 39 Poit, getw bzſdo. Düfleld, Gepe i ee nee 28 [8 [poleniche 5 Doln, Bankbillet — 84 55 
do. Stamm- Pr. 4 824 G erer do. 4 725 b do. II. Em. 5 103 8 99. v. Staatgaran. 2 7. —- 5 [Preußische 4 99 8 Ruffiiche do. Aue 
do. do. 4186 bz Gothaer riv. do. 4 74 do. III. S. (D. Soeſt) 4 904 G 88 Pr. Obl. 4 964 B E Rhein. u. Weſtf. 4 | 99; G — — 
Löbau- Zittauer 5 — — annoverſche do. 4 953 bz do. II. Ser. 43 99 z ten , St. 100 bs, II. 99 %s Sachſiſche 100% Wechſel ⸗Kurſe vom 25. Januar. 
wüde e e 4 1129: g önigsb. Priv. do. 4 94 G Berlin Anhall 4% — eee — Schleſiche. 4.10 ba Amfſerd. 250fl. rg HF W 
Nagdeb. Halberft. 4 258. G Senf, Kredlt⸗do. 4 | 67 etw bz do. 4411025 b ., i S TE, Ausländiſche Fond. de, 7 N le 
Nagdeb. Wittend. 4 443 6 Luxemburger do. 4 875 0 Berlin- Hamburg 403 © „Etagen- Posen 4 l n 8 Hamb. 200 W tur 245 9’ - 
Mafnz-Ludwigsb. 4 a ba Magdeb. Priv. do. 4 86 G D a here REORE area ed Oeſtr. Metalllaues 5 494 G do. do, 2 M. 250g b 
Mecklenburger 4 544-54 bz eining. Kred. do. 4 80] bz Berl. Pots. Mg. A. 497 C. B. g. III. Em. 4100 dn do. Natlonal-Anl. 5 593-8 bz enden 1 elt. 3 M. 4 6. 204 4 
Nene He 47 6 oldau. Land. do. 4 — — do.  Litt. C. [4411024 8 Adee en 1008 ba do. 250 fl. Präm. O. 4 636 bz u © aris 300 Fr. 2 M. 38 79.7 
Neuſtadt⸗Weißenb. 44 — — orddeutſche do. 4 92 b do, Lätt. 8. 101 & Thüringer 44102589, u. — — g. nenetOofl.goofe — 59 b len Bft. W. 8 T. — 11 95 
Niederſchle, Mark. 4 984 © eſtr. Kredit. do. 5 99 h Berlin- Stettin 4 — — i 5. Stlegliß⸗Anl. 5 85 G do. do, 2 M. Ii 
Ada 4 5 an 43-49 65 vn. Mitt. bo. 1 8 8 do, 1 Em. 4 | 944 bz — a Fonds 806. . 5/9 G ug sb. 100 fl. 2 M. 3 56. 24 6 
m. Pr.( A — oſener Prov. Bar do. i 4| 9 Se e Fonds. E e Ant. 5 . 2 N. 4 56. 
. Fr. Wilg. 5 56k. K bi euß Bank- Anth. 43121 5 Bresl. .der 100 6 Freiwillige Anleihe 4 1024 bB Nef A 50 8 ‚(56 nl 100 15 95 4 Hr 3 
Oberſchl. Lt. Lu. C. 331324 ö oſtocker Bank Akt. 4 110 8 Brieg⸗Neißer E Staats Anl. 1859 5 108 bz om. Schaß⸗O. 4 79f © 43% | do. do. 2 M. 4 99 65 
do.  Litt. B. 34117 Schleſ. Bank Verein 4 8862 bz u G Cöln-Creſeld Af 964 G do. 4 103 bz (et L 5 94 „ petersb. 100.3 W. 7 - i 
Dale Free en he „Bank-Akt. 4 543 bz Cöln-⸗Minden 4102 63 bo. 1856,45 403 bz de. B. 200 fl. — 234 © do. do, 3 M. 7 | 98 b N 
Oppeln⸗Tarnowiz 4 37 83 Vereinsbank. Hamb. 4 10 G do. II. Em. 5 1934 do. {858 4° 100 bj Pfdbr. u. in SR. 4 84% Bremen 100 Tr. S 3 109 65 
Pf. Wlh. (Steel⸗ Ba 56⸗57 bz Waaren⸗Kr.⸗Anth. 5 — — do. 4931 0 e. Pram Sta 1855/34 214 bz Pert . 500 t 4 92 bz Werſchnn 509.551 —— 
g Im Ganzen trug das Geſchäft heute den Stempel dex Haſt und Ungeordnetheit. Konſols 923. proz. Spanier 423. Mexikaner 294. Sardinier 77}. öproz. Ruſſen 98. Azproz. Ruſſen 92, 
ug 1a en Der Dampfer "Sen? iſt mit Nachrichten vom Kap der guten Hoffnung vom 22. Dez. v. J. eingetroffen. 


Breslau, 25. Jau. Bei fortgeſetzt günftiger Stimmung war die Mehrzahl der Spekulationspapiere 2 

dings höheren Kurſen begehrt und 185 Geh bahn⸗ Arten auch nee beliebt. v papiere zu neuer 
N Schlußkurſe. Diskonto - Komm.» Anth. — Oeſtr. Kredit⸗Bank⸗Aktien 661 bz. Oeſtr. Looſe 1860 2 Poſe⸗ 

ner Bank 955 bz. Schleſiſcher Bankverein 881-89 bz. Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Akt. 1183 Br. dito Prior, 
Oblig. 95} Br. dito Prior. Oblig. Lit. P. Sl r. dito Prior. Oblig. Lit. E. 1014 Br. Köln. Mindener Prior. —. 
Die tor, Dblig. 90 Br, ReifferBrieger 565 Gd. Riederſcht Mär —. Oberſchleſiſche Lit A. u, ( 132} Gd. 
dito Lit. B. 1171 Gd. dito Prior. Oblig. 955 Br. dito Prior, Oblig. Lit. F. 1014 Er. dito Prior, Oblig. Lit. E. 
Br. Oppeln⸗Tarnowitzer 3717 Br. Koſel⸗Oderb. 395 Gd. dito Prior. Obl. — dito Stamm⸗Prior. Oblig. —, 
e e J Korreſpondenz für Fonds ⸗Kurſe. 

London, Sonnabend, 25. Jan., Nachmittags 3 Uhr. e Ne Regen. ve | 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Schladebac in Poſen. — Druck und Verlag von W. Decker & Comp. in Poin, 


5 Paris, Sonnabend 25. Januar, Nachmittags 3 Uhr. Nachdem die Rente bis auf 74, 25 in. 
gen war, fiel dieſelbe auf 71, 05, durch Realiſirungen Welder auf 71, 00 und ſchloß feſt Aue Noli, Fonſo 


12 Uhr 3 eingetroffen. Frog Be 
schlußkurfe. 39% Mente 71, 05. 43% Rente 99, 30. 3% Spanier —, 10 11 
Eiſenbahn⸗Att. 500. Se 4% dente 4 Spanier 10% Spanier 


Oeſtr. Kreditaktien —. Credit mobilier Akt. 751. Lomb. Eiſenb. Akt. 530. 6 
Amſterdam, Sonnabend 25. Jan., Nachm. 4 Uhr. Nur in Mexikanern zu höheren Preifen großes Geſch 


die Höhe gegan⸗ 
Ia den wle 
Oeſtr. Staatz 
u 


Oproz. öſtr. Nat. Anl. 554. 5% Metalligues Lit. B. 6944. Sproz. Deetalliques 4675. 2 proz. Dietalliques % 

proz. Spanter 424. Zproz. Spanier 473. Hproz. Ruſſen 805. Sproz. f 85 9 1 | 

Holländische Integrale 644. ; a 5 1 1 8 un a; 1 “Hr 1 
an 41 Son 


— —ñ0̊üĩ — m ͥ —F 


